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www.erstebank.at/fb   wwww.sparkasse.at/fb

Nur einen Schritt entfernt: 
das Existenzgründungspaket für 
 Rechtsanwälte

Top-

konditionen

nutzen!

Profitieren Sie von unserer Erfahrung mit unserem  
Existenzgründungspaket für Freie Berufe*:

–  s Existenzgründungskonto: Unser Konto verschafft 
Ihnen von Anfang an den finanziellen Spielraum,  
den Sie brauchen.

–  s Existenzgründungskredit: Dieser Kredit erleichtert 
Ihnen die Finanzierung Ihrer Startinvestitionen.

–  s Autoleasing: Leasen Sie Ihr Firmenauto, und Sie 
erhalten eine Tankfüllung im Wert von 70 Euro!

–  s Mobilienleasing: Wir schenken Ihnen die 1. Monats- 
rate, wenn Sie diese Finanzierungsform wählen.

–  Vorsorge: Nutzen Sie wichtige Vorteile und  
attraktive Vergünstigungen für Existenzgründer.

*  Näheres unter www.erstebank.at/fb, www.sparkasse.at/fb oder direkt 
bei Ihrem Kunden betreuer

Gratis für Sie: Leitfaden zur Existenzgründung
Um Sie bei Ihren beruflichen Plänen von Anfang an zu  
unterstützen, haben wir die Erfahrungen unserer Kunden- 
betreuer im Leitfaden „Der Weg in die Selbständigkeit 
als Rechtsanwalt“ zusammengefasst – ergänzt durch 
Beiträge eines Steuerberaters sowie anderer Experten. 
Informieren Sie sich über die nötigen Schritte bei der 
Kanzleigründung, wichtige Fragen der Finanzierung, 
steuerliche Aspekte und vieles mehr.

Der entscheidende Schritt: Kontakt  aufnehmen 
unter www.erstebank.at/fb beziehungsweise  
www.sparkasse.at/fb, per E-Mail an  
freieberufe@erstebank.at oder direkt bei einem  
Kundenbetreuer für Freie Berufe in einer Erste-Filiale 
oder Sparkasse in Ihrer Nähe.

Ein verlässlicher Partner ist im Berufs-
leben genauso wichtig wie im  Privatleben. 
Vor allem bei der Kanzleigründung ist 
die Kooperation mit einem kompetenten 
 Finanzpartner entscheidend für den Erfolg. 
Erste Bank und Sparkassen begleiten Sie 
mit erstklassigem Know-how und persön-
lichem Service.
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Präsident Dr. Wolff
Ein tragischer Sommer

W ir sind schockiert über die brutale und hin-
terhältige Entführung und Ermordung un-

seres Kollegen Mag. Erich Rebasso. Wir trauern
um den Verlust unseres Kollegen. Unser tiefes
Mitgefühl gilt seiner Familie.
Die Auswirkungen der europäischen Schulden-

krise auf Justiz und Rechtsstaat werden immer
spürbarer: Der „Corriere della Sera“ berichtete
am 10. 8., dass die Gerichtsreform in Italien de-
finitiv zur Schließung von 220 ausgegliederten Ge-
schäftsstellen der Landesgerichte, zur Schließung
und Zusammenlegung von 31 Landesgerichten
sowie zur Abschaffung von 667 Friedensrichtern
führt. Die Kostenersparnis, die sich die italienische
Regierung dadurch erwartet, soll sich im Jahre
2012 auf 2,8 Mio Euro, 2013 auf 17,3 Mio und
2014 auf 31,3 Mio Euro belaufen. Die italienische
Advokatur indes erhielt eine Abfuhr: Der von ihr
gewünschte und bereits im Oktober 2010 vorge-
legte Gesetzesentwurf zur Neuregelung des Be-
rufsrechtes wurde durch die Justizministerin Paola
Severino heftig kritisiert und abgelehnt. Letztere
will vielmehr die Ausbildung zum avvocato schon
in den Universitäten ansiedeln: An ein dreijähriges
„allgemeines“ Studium der Rechtswissenschaften
anschließend sollen zwei Jahre spezifisch für den
Rechtsanwaltsberuf ausbilden. Über Einladung
der RAK Tolmezzo habe ich am 16. 7. gemeinsam
mit der Vizepräsidentin der slowenischen RAK an
einer Veranstaltung zum Weiterbestand des LG
Tolmezzo teilgenommen. Das historische Ge-
richtsgebäude wurde jüngst mit einem finanziellen
Aufwand von 4 Mio Euro renoviert, die Übersied-
lung in das Gerichtsgebäude stand unmittelbar be-
vor. Tolmezzo ist aufgrund seiner Grenzlage zu
Österreich und Slowenien ein wichtiger Gerichts-
standort mit acht Berufsrichtern und einem von
nur dreizehn in ganz Italien befindlichen Hochsi-
cherheitsgefängnissen. Aber auch Tolmezzo wird
nun geschlossen und mit dem LG Udine zusam-
mengelegt werden.
Der österreichische Verfassungsgerichtshof

übersiedelt: Ab 20. 8. von der ehemaligen Böh-
misch-Österreichischen Hofkanzlei am Juden-
platz auf die Freyung 8. Der Tätigkeitsbericht
des VfGH für das Jahr 2011 ist beeindruckend.

4.400 neu angefallene Verfahren sowie 2.606
aus den Vorjahren übernommene Verfahren ste-
hen 5.613 abgeschlossenen Verfahren gegenüber.
Das neue Gebäude wird den funktionellen An-
forderungen eines modernen Gerichtsbetriebes
gerecht und wird auch durch die Einführung
der durchgängig elektronischen Aktenbearbei-
tung (ELAK) zur Steigerung der Effizienz bei-
tragen.
Die Vorbereitungen für den diesjährigen An-

waltstag vom 27. bis 28. 9. (www.anwaltstag.at)
in Linz sind in vollem Gange. Merken Sie sich die-
sen Termin vor. Anschließend an die Eröffnung
und die Festrede des Präsidenten des Deutschen
Anwaltvereins Dr.Wolfgang Ewer werden Hofrat
des OGH Dr. Erwin Gitschthaler und Präsident
des OGH Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz mit den
Teilnehmern aus Anwaltschaft und Justiz in zwei
Arbeitskreisen zu Neuerungen im Familienrecht
und dem Rechtsmittelsystem im Strafverfahren
diskutieren.
Wir begrüßen das von Frau Bundesministerin

Dr. Beatrix Karl neu geschaffene Informations-
portal „Justizinfo“ (www.justiz.gv.at/justizinfo).
Das dort für die breite Öffentlichkeit verständlich
und grafisch gut aufbereitete Informations-
programm zum Strafverfahren ist gut geeignet,
das Verständnis der Bürgerinnen und Bürger über
die Rollen im Strafverfahren zu schärfen.
Die breite, möglichst umfassende Information

der Bürgerinnen und Bürger über die österrei-
chische Rechtsordnung und Gerichtsbarkeit ist
auch ein Anliegen der Anwaltschaft. Der durch
Kolleginnen und Kollegen in der Steiermark be-
reits vor einigen Jahren initiierte „Anwaltstag
an Schulen“ ist nachgefragt und ein Erfolg. An-
dere Kammern folgen dem Beispiel: Fast in al-
len Bundesländern gibt es mittlerweile solche
Initiativen der jeweiligen Rechtsanwaltskammer.
Wir werden uns als Anwaltschaft künftig noch
mehr dafür einsetzen, das Wissen möglichst je-
der Bürgerin und jedes Bürgers über Demokra-
tie, Grundrechte und Rechtsstaatlichkeit zu för-
dern und auszubauen. Nur so können wir Ver-
trauen schaffen und den Rechtsstaat dauerhaft
festigen.
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Wichtige Informationen

Übersiedelung des Verfassungsgerichtshofes

M it 20. 8. 2012 übersiedelt der VfGH von der ehe-
maligen Böhmisch-Österreichischen Hofkanzlei

am Judenplatz auf die Freyung 8 (Ecke Renngasse),
1010 Wien.
Mit der Übersiedelung des VfGH an den neuen

Standort wird auch die in der Hofkanzlei bestehende
Einrichtung einer „Gemeinsamen Einlaufstelle des
VfGH mit dem VwGH“ mit Ablauf des 19. 8. 2012 be-
endet und ab 20. 8. 2012 nichtmehr vomVfGHgenutzt.

Ab 20. 8. 2012 ist daher die Einlaufstelle in der Hof-
kanzlei auch nur mehr für die Übernahme von an den
VwGH gerichteten Eingaben zuständig.
Die E-Mail-Adressen sowie die allgemeine Telefon-

nummer des VfGH, +43 (1) 531 22 0, bleiben bestehen,
nähere Informationen zum Umzug sind der Internet-
seite des VfGH, www.vfgh.at, zu entnehmen.

KS

Weihnachtsbegnadigung 2012

D er Erlass des Bundesministeriums für Justiz betref-
fend die Durchführung einer Gnadenaktion aus

Anlass des Weihnachtsfestes 2012 steht im Internen
Bereich von www.rechtsanwaelte.at (2.) zur Verfügung.

Durchschnittsbedarfssätze Kindesunterhalt
per 1. 7. 2012

D em allseits gezeigten Interesse und der langjähri-
gen Übung entsprechend hat der Rechtsmittelse-

nat 43 des Landesgerichtes für ZRS Wien auch in die-
sem Jahr wieder die sich durch die Veränderung im
Verbraucherpreisindex 1966 (Stand Mai 2012: 480,4)
ergebenden Änderungen in den Verbrauchsausgaben

der von Danninger (vgl Ehe und Familie, Juni 1970,
ÖA 1972, 17) erläuterten Durchschnittsfamilie („Nor-
malfall“), bestehend aus zwei Erwachsenen und zwei
Kindern mit einem Verbrauchsausgaberahmen von
a 1.283,– bis a 1.878,–, wie folgt in gerundeten Beträ-
gen bekanntgegeben:

Altersgruppe 1. 7. 2011–30. 6. 2012 ab dem 1. 7. 2012
0–3 Jahre a 186,– a 190,–
3–6 Jahre a 238,– a 243,–
6–10 Jahre a 306,– a 313,–
10–15 Jahre a 351,– a 358,–
15–19 Jahre a 412,– a 421,–
19–28 Jahre a 517,– a 528,–

(Angaben ohne Gewähr)
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Inland

11. Sept. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Fristen-Intensivkurs
RA Mag. Gaugg

11. und 12. Sept. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Grundzüge des Europarechts
Referententeam

13. Sept. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Kurrentien-Grundseminar
RA Dr. Valzachi

14. Sept. 2012 SALZBURG
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch I
RegR Jauk

17. Sept. bis 28. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Compliance-Akademie für Banken, Versiche-
rungen & FinanzDL
Referententeam

22. Sept. 2012 WIEN
Juristenverband: Tennis-Turnier

24. bis 26. Sept. 2012 TRAUNKIRCHEN
Universität Linz, Rechtswissenschaftliche Fakultät:
Seminar für absolvierte Juristen

25. Sept. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Verfahren Außer Streit
RA Mag. H. Hohenberger, ADir Tatzber

26. Sept. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Europäisches Zivil- & Strafrecht
LStA Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder, Univ.-Prof. Dr. Hel-
mut Ofner, LL.M.

27. Sept. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Europäisches Kartell-, Wettbewerbs- & Verga-
berecht
Dr. Alfred Mair, RA Dr. Michael Breitenfeld

27. Sept. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Gewerblicher Rechtschutz in der EU
Mag. Gerrit Höfer, LL.M.

27. und 28. Sept. 2012 LINZ
ÖRAK-Anwaltstag

3. Okt. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Einführung
RA Dr. E. Schön

3. und 4. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung Vergaberecht
Referententeam

3. und 4. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Arbeitsrecht für Profis
HR Dr. Gerhard Kuras, o. Univ.-Prof. Dr. Franz
Schrank

8. Okt. 2012 WIEN
Universität Wien/Wirtschaftsuniversität: 1.Wiener
Unternehmensrechtstag – Kapitalmarkthaftung
und Gesellschaftsrecht

10. Okt. 2012 bis 23. Jänner 2013 WIEN
WU Wien, Abteilung für Unternehmensrecht: Se-
minar aus Privatrecht

11. und 12. Okt. 2012 RUST AM NEUSIEDLERSEE
Business Circle: RuSt 2012, 16. Jahresforum für
Recht & Steuern
46-köpfiges Referententeam, fachl Gesamtleitung:
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

12. Okt. 2012 SALZBURG
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch II
RegR Jauk

15. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Unternehmensbesteuerung in Europa
StB Mag. Dr. Stefan Bendlinger

16. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Verwaltungsverfahren nach dem AVG
Mag. Dr. Wolfgang Steiner

23. und 24. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: IFRS für Banken
Referententeam

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09
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31. Okt. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Hofer-Zeni

9. Nov. 2012 SALZBURG
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch III
RegR Jauk

13. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Stiftung NEU, Praktikerforum:
Die neueste Judikatur im Stiftungsrecht
Referenten: RA Dr. Maximilian Eiselsberg, RA Dr. Flo-
rian Neumayr, WP/StB Mag. Dr. Berndt Zinnöcker

13. und 14. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Kartellrecht Fachseminar: Was
Sie über kartellrechtliche Schranken und Mög-
lichkeiten wissen müssen
Referenten: RA MMag. Dr. Astrid Ablasser-Neuhuber,
Mag. Claudia Hainz-Sator, Dr. Philip Kienapfel, Bun-
deskartellanwalt Dr. Alfred Mair, RA Dr. Florian Neu-
mayr, LL.M.

29. Nov. 2012 LINZ
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Hofer-Zeni

29. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Compliance now! 2. Jahresta-
gung Compliance
18-köpfiges Referententeam, fachl Gesamtleitung: RA
DDr. Alexander Petsche, MAES

10. Dez. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch II
RegR Jauk

Ausland

7. und 8. Sept. 2012 KRAKAU
International Fiscal Association (IFA): Practical
Problems of the Application of the tax treaty
between Austria and Poland

7. und 8. Sept. 2012 PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Business
Law Forum

7. und 8. Sept. 2012 ZÜRICH
Union Internationale des Avocats (UIA): Negotia-
ting and Managing International Sales, Agency
and distributorship contracts

21. und 22. Sept. 2012 WASHINGTON, DC
Union International des Avocats (UIA): Global In-
tellectual Property Enforcement

30. Sept. bis 4. Okt. 2012 BOSTON
International Fiscal Association (IFA): 66th Con-
gress

13. bis 15. Sept. 2012 FLORENZ
Union Internationale des Avocats (UIA): Training
Course: Mediation through Understanding

30. Sept. bis 5. Okt. 2012 DUBLIN
International Bar Association (IBA): Annual Confe-
rence

5. und 6. Okt. 2012 ZAGREB
Union Internationale des Avocats (UIA): World
Forum of Mediation Centres

5. und 6. Okt. 2012 TARGU MURES
Union International des Avocats (UIA): Medical
Neglicence and Liability

11. und 12. Okt. 2012 TRIER
Europäische Rechtsakademie (ERA): Jahrestagung
zur EU-Strafjustiz 2012

25. bis 27. Okt. 2012 BERLIN
Association Européenne des Avocats – European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL): Jahreskongress
2012

31. Okt. bis 4. Nov. 2012 DRESDEN
Union Internationale des Avocats (UIA): 56. Jah-
reskongress

12. und 13. Nov. 2012 PARIS
International Sale of Goods Advanced Training
Course

22. und 23. Nov. 2012 PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Mediation
Advanced Training Course (3rd Edition)

29. und 30. Nov. 2012 PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Agency,
Distribution & Franchising Advanced Training
Course

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten
436 ff.

Termine
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" § 93 Abs 5 GmbHG:
Vollbeendigung und Löschung einer GmbH
1. Hat die Gesellschaft einen Anspruch gegen einen
Haftpflichtversicherer, steht dies als relevantes Ver-
mögen der Vollbeendigung der Gesellschaft entge-
gen.
2. Auch ein anhängiges Verfahren über einen Re-
gressanspruch gegen einen Subunternehmer steht
einer Vollliquidation entgegen.
3. Erst nach Beendigung der Liquidation kann die
Löschung beantragt werden.
OGH 16. 2. 2012, 6 Ob 265/11 f GeS 2012,132 =
JEV 2012/15 = JusGuide 2012/18/9959.

" §§ 128, 161 UGB; § 18 UWG:
Lauterkeitsverstöße von Personengesellschaften
1. Gegen einen persönlich haftenden Gesellschafter
einer Personengesellschaft (OG/KG) kann gem
§ 18 UWG der Unterlassungsanspruch wegen Lau-
terkeitsverstößen der Gesellschaft gerichtet werden.
2. Der persönlich haftende Gesellschafter hat regel-
mäßig die Möglichkeit, das rechtswidrige Verhalten
der Gesellschaft zu unterbinden.
3. Lediglich wenn der Gesellschafter am Verstoß
nicht beteiligt war und bereits von Gesetzes wegen
gar keine Möglichkeit hatte, für das Unterbleiben
zu sorgen, haftet er nicht.
OGH 28. 2. 2012, 4 Ob 214/11 s ecolex 2012/180.

" §§ 15, 39 GmbHG:
Stimmrecht bei treuhänderischem Geschäftsanteil –

Abschluss Geschäftsführervertrag
1. Der Treuhänder ist bei einem treuhänderisch ge-
haltenen Geschäftsanteil stimmberechtigt, nicht je-
doch der Treugeber.
2. Der Geschäftsführungsvertrag ist zwischen der
Gesellschaft und dem Geschäftsführer abzuschlie-
ßen. Die Gesellschafter vertreten dabei die Gesell-
schaft.
OGH 22. 2. 2012, 3 Ob 217/11z GeS 2012, 131.

" §§ 277, 283 UGB:
Jahresabschluss
1. Werden Jahresabschlüsse, obwohl keine gesetzli-
che Ausnahme in Betracht kommt, nicht wie in
§ 277 Abs 6 UGB vorgeschrieben elektronisch, son-
dern in Papierform eingereicht, liegt ein Formver-
stoß vor.
2. Auch dieser Verstoß steht nach § 283 UGB unter
Zwangsstrafe.
3. Die Verletzung der Offenlegungspflicht kann
nicht damit gerechtfertigt werden, dass der Alleinak-
tionär nicht zur Hauptversammlung erschien, bei der
der Jahresabschluss festgestellt hätte werden sollen.
OGH 15. 3. 2012, 6 Ob 32/12 t RdW 2012/281.

" §§ 14, 20 f, 27, 31 PSG; § 272 UGB:
Prüfung von Jahresabschlüssen vergangener Wirt-
schaftsjahre durch den Stiftungsprüfer
1. Der Stiftungsprüfer ist gem § 14 Abs 1 PSG ein
zwingend vorgeschriebenes Organ der Privatstif-
tung. Er ist gem § 20 Abs 1 PSG vom Gericht, gege-
benenfalls vom Aufsichtsrat, zu bestellen und soll das
Kontrolldefizit bei der Privatstiftung ausgleichen.
2. Der Stiftungsprüfer hat insbesondere den Jahres-
abschluss einschließlich der Buchführung und des
Lageberichts zu prüfen. Dabei kommen ihm auf-
grund seiner Organstellung wesentlich weitreichen-
dere Befugnisse zu, als dem Abschlussprüfer einer
Kapitalgesellschaft. So trifft ihn insbesondere auch
die Pflicht zur Ergreifung von Maßnahmen.
3. Die Bestellung des Stiftungsprüfers bedarf dessen
Annahme.
4. Wird ein Stiftungsprüfer bestellt, kann er auch für
vergangene Perioden Pflichten erfüllen, soweit Ein-
zelmaßnahmen, wie die Prüfung des Jahresabschlus-
ses, nachträglich vorgenommen werden können.
5. Hingegen ist eine rückwirkende Bestellung des
Stiftungsprüfers nicht zulässig, da nicht alle Rechte
und Pflichten, die mit seiner Organstellung verbun-
den sind, rückwirkend ausgeübt werden können.
OLG Wien 14. 3. 2012, 28 R 40/12a ZFS 2012, 90
(Oberndorfer).

" §§ 277 ff, § 383 Abs 2 UGB:
Keine Unmöglichkeit der Bilanzerstellung bei werben-
den Unternehmen
Solange die Gesellschaft als werbendes Unterneh-
men fortgeführt wird, ist der Gesellschaft und deren
Organen der Einwand der Unmöglichkeit der Er-
stellung des Jahresabschlusses infolge Vermögenslo-
sigkeit abgeschnitten.
OGH 21. 12. 2011, 6 Ob 256/11g wbl 2012/85, 230;
siehe schon OGH 6 Ob 134/11 s.

" §§ 198, 201, 277 ff UGB:
Zwangsstrafen bei verspäteter Offenlegung
1.Die Einreichung eines vorläufigen Jahresabschlusses
reicht zur Wahrung der Frist des § 277 UGB. Erfol-
genÄnderungen, so ist nachträglich der geänderte Jah-
resabschluss beim Firmenbuchgericht einzureichen.
2. Für unsichere Bilanzpositionen besteht keine Aus-
nahme hinsichtlich der Offenlegungspflicht.
OGH 24. 11. 2011, 6 Ob 225/11y ecolex 2012/138.

" § 16 GmbHG; §§ 117, 127 UGB; § 502 ZPO:
Abberufung eines GmbH-Gesellschaftergeschäftsfüh-
rers aus wichtigem Grund
1. Regelmäßig ist es keine erhebliche Rechtsfrage, ob
ein wichtiger Grund für eine Abberufung vorliegt. Es
kommt dabei sehr auf die Umstände des Einzelfalls
an.
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2. Führt die Abwägung der Umstände dazu, dass das
Verbleiben des Geschäftsführers unzumutbar ist,
liegt ein wichtiger Grund vor. Dabei sind die Interes-
sen sämtlicher Gesellschafter, das Schadenspotenzial
der Fehlentwicklung und ihr Charakter als dauerhaft
oder vorübergehend zu berücksichtigen.
3. Auch wenn der Geschäftsführer gegen den Gesell-
schaftsvertrag verstoßen hat, ist für die Abberufung
eine Abwägung aller Umstände notwendig.
OGH 13. 10. 2011, 6 Ob 211/11 i ecolex 2012/139 =
RdW 2012/93.

" § 277 Abs 1, § 283 Abs 2 UGB; § 22 GmbHG:
Offenlegungsfrist für den Jahresabschluss
1. Eine anhängige steuerliche Betriebsprüfung hin-
dert die Offenlegung nicht und ist insbesondere kein
„unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis“
iSd § 283 Abs 2 UGB.
2. Die Einreichung eines vorläufigen Jahresabschlus-
ses hat die Wahrung der Offenlegungsfrist des § 277
UGB zur Folge.
OGH 18. 7. 2011, 6 Ob 132/11x ecolex 2011/358.

" §§ 16, 18 AußStrG; §§ 15, 18, 24 FBG; § 283 UGB;
Art 6 EMRK; § 25 GmbHG:
Zwangsstrafen bei Nicht-Offenlegung des Jahresab-
schlusses
1. Sowohl die Mindeststrafe als auch die Verhängung
von Strafen an die Gesellschaft und den Geschäfts-
führer, die mit dem BudgetbegleitG eingeführt wur-
den, sind verfassungsrechtlich unbedenklich.
2. Die nachträgliche Einreichung der Bilanz ab dem
Tag der Verhängung der Zwangsstrafverfügung
steht der Zwangsstrafe nicht entgegen.
3. Der Geschäftsführer hat dafür zu sorgen, dass den
Offenlegungspflichten rechtzeitig nachgekommen
wird.
OGH 18. 7. 2011, 6 Ob 129/11 f, 6 Ob 135/11p;
6 Ob 142/11 t, 6 Ob 143/11 i, 6 Ob 144/11m, 6 Ob
145/11h, 6 Ob 146/11 f; 6 Ob 147/11b, 6 Ob 148/
11z, 6 Ob 149/11x, 6 Ob 150/11v, 6 Ob 151/11 s,
6 Ob 152/11p, 6 Ob 152/11p, 6 Ob 153/11k, 6 Ob
154/11g, 6 Ob 159/11 t, 6 Ob 161/11m ecolex
2011/439.

" §§ 55, 70 AußStrG; §§ 277, 283 UGB; § 25 GmbHG:
Zwangsstrafen bei Nicht-Offenlegung des Jahresab-
schlusses
1. DieMindeststrafe, diemit demBudgetbegleitG ein-
geführt wurde, ist verfassungsrechtlich unbedenklich.
2. Die Bestrafung von Gesellschaft und Geschäfts-
führer stellt keine unzulässige Doppelbestrafung dar.
OGH 18. 7. 2011, 6 Ob 142/11 t, 6 Ob 143/11 i,
6 Ob 144/11m, 6 Ob 145/11h, 6 Ob 146/11 f;
6 Ob 147/11b, 6 Ob 148/11z, 6 Ob 149/11x, 6 Ob
150/11v, 6 Ob 151/11 s, 6 Ob 152/11p, 6 Ob 152/
11p, 6 Ob 153/11k, 6 Ob 154/11g ecolex 2011/440.

" § 29 Abs 1 ARHG (§ 33 Abs 2 ARHG; § 174 Abs 3
Z 4 und Abs 4 StPO; Art 5 Abs 1 lit f MRK):
Gegenüber UHaft veränderter Prüfungsmaßstab bei
Auslieferungshaft
Anders als bei der Entscheidung über die UHaft hat
das Gericht im B über Verhängung oder Fortsetzung
der Auslieferungshaft zum Tatverdacht keine eige-
nen Sachverhaltsmaßnahmen zu treffen, sondern
die in den Auslieferungsunterlagen enthaltene Sach-
verhaltsschilderung dahingehend zu prüfen, ob sich
daraus schlüssig ein hinreichender Verdacht der Be-
gehung einer der Auslieferung unterliegenden straf-
baren Handlung ergibt. Nicht die Vollständigkeit
und die mängelfreie Begründung der Sachverhalts-
annahmen (zu allen Tatbestandsmerkmalen) in der
bekämpften E ist daher BezugsP der den Tatver-
dacht in Frage stellenden Grundrechtsbeschwerde,
sondern die den Kriterien des § 29 Abs 1 (iVm § 33
Abs 2) ARHG entsprechende (Schlüssigkeits-)Prü-
fung.
OGH 16. 2. 2012, 13 Os 15/12y (OLG Wien 22 Bs
1/12a; LG Korneuburg 406 HR 299/11h).

" § 195 StPO (§ 196 Abs 2, § 281 Abs 1 Z 5 und 5a
StPO):
Begründungserfordernisse für Fortführungsantrag
Bei Einstellungen aus tatsächlichen Gründen (§ 190
Z 2 StPO) unterscheidet das Gesetz klar zwischen
Ermessensmissbrauch (§ 195 Abs 1 Z 1 StPO), der
sich aus einer willkürlichen (also nach den Kriterien
des § 281 Abs 1 Z 5 StPO mangelhaft begründeten)
Beurteilung ergeben kann, und erheblich bedenk-
lichem Ermessensgebrauch (§ 195 Abs 1 Z 2 StPO).
Diesem am für NB geltenden Standard orientierten
Begründungserfordernis entspricht eine Antragsbin-
dung des Gerichts, das nicht befugt ist, vom Fortfüh-
rungswerber nicht (gesetzmäßig) geltend gemachte
Argumente gegen die Einstellung, die sich (nach An-
sicht des Gerichts) etwa aus dem Akt ergeben, aufzu-
greifen oder die Wirkung des stattgebenden B amts-
wegig auf Taten oder Besch zu erstrecken, hinsicht-
lich derer eine Fortführung des Verfahrens nicht be-
antragt wurde.
OGH 6. 3. 2012, 14 Os 168/11d (LG Salzburg 49 Bl
162/10w).

" § 485 Abs 2 StPO (§ 485 Abs 1 Z 1 erster Fall
StPO) = EvBl-LS 2012/79:
Ausspruch örtlicher Unzuständigkeit kann kein Verfol-
gungshindernis schaffen
Gemäß § 485 Abs 2 StPO hat zwar der Ankläger, so-
bald ein B gem § 485 Abs 1 Z 1 oder Z 2 StPO
rechtswirksam geworden ist, binnen einer Frist von
drei Monaten, bei sonstigem Verlust des Verfol-
gungsrechts, „die für die Fortführung des Verfahrens
erforderlichen Anträge oder Anordnungen zu stel-
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len“. Erforderlich idS ist im Fall des beschlussmäßi-
gen (bloßen) Ausspruchs örtlicher Unzuständigkeit,
bei dem somit anders als etwa in den Fällen des
§ 485 Abs 1 Z 2 StPO der Strafantrag vom Einzel-
richter (ER) nicht zurückgewiesen wird und daher
unberührt bleibt, jedoch weder die Einbringung ei-
nes neuen Strafantrags noch die Stellung eines ande-
ren Antrags, wie etwa auf Abtretung der Strafsache
an ein anderes Gericht. Denn § 38 StPO verpflichtet
das Gericht, das sich für unzuständig hält – den Ein-
zelrichter im Stadium vor Anordnung der HV erst
nach Rechtswirksamkeit eines darüber gefassten B
nach § 485 StPO –, die Sache (von Amts wegen)
dem zuständigen Gericht zu überweisen. Da kein
Antrag des Anklägers zur Fortführung des – durch
die bloße Erklärung örtlicher Unzuständigkeit nicht
beendeten – Verfahrens erforderlich ist, kann auch
kein Verlust des Verfolgungsrechts eintreten.
OGH 7. 2. 2012, 11 Ns 9/12 f.

" § 1497 ABGB (§ 69 StPO) EvBl-LS 2012/75:
Privatbeteiligtenanschluss unterbricht die Verjährung
Der Anschluss als Privatbeteiligter im Strafverfahren
hat die gleichen rechtlichen Wirkungen iSd § 1497
ABGB wie eine Klage. Die Verjährung wird bis zur
Beendigung des Strafverfahrens unterbrochen. Zur
Unterbrechung der Verjährung kommt es aber nur
dann, wenn der Privatbeteiligte seinen Anspruch
nach Beendigung des Strafverfahrens innerhalb an-
gemessener Frist geltend macht.
OGH 20. 3. 2012, 5 Ob 25/12 f.

" § 274 Abs 2 ABGB:
Sachwalterschaft: Auch nach Erreichung des Regel-
pensionsalters trifft aktive Rechtsanwälte Übernahme-
pflicht
Ein zum Sachwalter bestellter Rechtsanwalt grün-
dete die Ablehnung einer Sachwalterschaft nur auf
das Erreichen des Pensionsalters. Die von der Rsp
geforderte, zur Unzumutbarkeit laut § 274 Abs 2
ABGB führende, konkrete individuelle und extreme
berufliche Belastung wurde nicht geltend gemacht.
Nach Meinung des OGH lassen sich allein aufgrund
des Erreichens des Pensionsalters Umstände iS der
genannten Gesetzesbestimmung nicht ohne weiters
ableiten. Rechtsanwälte sind also allein aufgrund
des Erreichens des Pensionsalters nicht berechtigt,
die Übernahme von Sachwalterschaften abzulehnen.
OGH 24. 4. 2012, 5 Ob 70/12y ZAK 2012/404, 212
(Heft 11).

" § 54 ÄrzteG; §§ 16, 1295 Abs 1 ABGB:
Durchbrechung der ärztlichen Verschwiegenheits-
pflicht bei Tätigwerden in eigener Sache
Der in diesem Verfahren beklagte Hausarzt des Klä-
gers war in einem zuvor geführten, auf einen Diag-
nosefehler gestützten Schadenersatzprozess gegen

einen anderen Arzt dem Verfahren als Nebeninter-
venient beigetreten. Ohne von seiner ärztlichen Ver-
schwiegenheitspflicht entbunden worden zu sein,
legte dieser (als Nebenintervenient) die Krankenkar-
tei des Klägers offen, was diesen zum Vorgehen ge-
gen seinen Hausarzt veranlasste. Den Klagebegehren
auf Unterlassung weiterer Verstöße gegen die Ver-
schwiegenheitspflicht sowie auf Haftung für daraus
entstandene Schäden wurde nicht stattgegeben.
AuchNebenintervenienten würden laut OGH „in ei-
gener Sache“ tätig und sind dementsprechend von
der ärztlichen Schweigepflicht befreit, weil ein recht-
liches Interesse am Ausgang des Verfahrens besteht
und diese als Regresspflichtige in Anspruch genom-
men werden könnten. Bei der Durchbrechung der
Verschwiegenheitspflicht darf die Offenlegung nur
das Notwendigste beinhalten. Der Umstand, dass
im konkreten Fall die gesamte Krankenakte vorge-
legt wurde, schadet aber nicht, weil Schwärzungen
Abänderungen zu Gunsten des Beklagten vermuten
lassen könnten. Darüber hinaus seien in der Patien-
tenakte keinerlei peinliche Eintragungen oder der-
gleichen enthalten gewesen.
OGH 25. 4. 2012, 7 Ob 50/12x ZAK 2012/416, 215
(Heft 11).

" § 75 EheG:
Qualifikation von Lebensgemeinschaften
Der Kläger ist zu Unterhaltszahlungen an seine ge-
schiedene Ehegattin verpflichtet. Er stellte die Zah-
lung wegen des Ruhens des Unterhaltsanspruchs auf-
grund einer angeblich von dieser geführten Lebens-
gemeinschaft ein. In der gegenständlichen Oppositi-
onsklage geht der Kläger gegen die von der
Beklagten beantragte und gerichtlich bewilligte Exe-
kution vor.
Gemäß den vom OGH entwickelten Kriterien liegt
eine Lebensgemeinschaft vor, wenn die Beziehung
eheähnlich ist und für eine gewisse Dauer geführt
wird. Weiters spielt das Zusammenspiel von
Wohn-, Wirtschafts- und Geschlechtsgemeinschaft
iS eines beweglichen Systems eine Rolle.
Laut OGH ist für das Vorliegen einer Lebensge-
meinschaft ein Mindestmaß an wirtschaftlicher Ge-
meinschaft unverzichtbar. Obwohl dieser Begriff so-
wohl zwischenmenschliche als auch wirtschaftliche
Komponenten beinhalte, könne eine Wirtschaftsge-
meinschaft nicht uneingeschränkt bejaht werden,
wenn es an der wirtschaftlichen Verflechtung fehle.
Im vorliegenden Fall liege auch keine Wohngemein-
schaft vor, da ein fallweises gegenseitiges Übernach-
ten bei grundsätzlich getrennten Wohnungen nicht
als solche zu qualifizieren sei. Das Vorliegen einer
Lebensgemeinschaft war in Summe zu verneinen.
OGH 18. 4. 2012, 3 Ob 237/11 s ZAK 2012/337,
172 (Heft 9).
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Abhandlung

Österreichisches Insolvenzrecht
während der NS-Zeit1)
Von RA Dr. Stephan Riel, Wien. Der Autor ist Partner in der Kanzlei Jaksch Schoeller &Riel und schwerpunktmäßig im
Insolvenz- und Sanierungsrecht tätig.

Angeregt durch einen Aufsatz von Christoph Paulus zum „Konkursrecht im Dritten Reich“2) wird hier der Versuch
unternommen, die Entwicklung des österr Insolvenzrechts und – zumindest andeutungsweise – das Schicksal der
österr Insolvenzrechtler nach dem „Anschluss“ im Jahr 1938 darzustellen.

I. Die Vorgeschichte:
Deutsch-österreichische
Insolvenzbeziehungen ab 1933

1. Deutsch-österreichische Rechtsangleichung

Die engen wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen
Deutschland und Österreich und der in beiden Län-
dern lebendige, zunächst nicht vom Nationalsozialis-
mus getragene Anschlussgedanke3) führten in der Zwi-
schenkriegszeit zu vielfältigen Überlegungen zu einer
Rechtsangleichung zwischen Österreich und Deutsch-
land.4) Auf dem hier interessierenden Gebiet des Insol-
venzrechts bestanden – auf der Grundlage einer „ge-
meinsamen“ Geschichte voller wechselseitiger Beein-
flussungen5) – va zwei wesentliche Berührungspunkte

zwischen den beiden Staaten. Einerseits gab es Bestre-
bungen zur gemeinsamen Reform des Ausgleichs- bzw
Vergleichsrechts. Andererseits bemühte man sich um
den Abschluss eines Abkommens über die gegenseitige
Anerkennung der Konkurse und der Ausgleichs-(Ver-
gleichs-)verfahren. Wenn auch beide Projekte letztlich
an der politischen Entwicklung scheiterten, zeigt ihre
Geschichte doch, dass sich die beiden Staaten zunächst
„auf Augenhöhe“ gegenüber standen.

2. Entwurf einer Vergleichsordnung 1933

Die 1914 eingeführte österr Ausgleichsordnung (AO)
war ein erstaunlich modernes Gesetz,6) das zB das mit
dem Insolvenzrechtänderungsgesetz (IRÄG) 20107)

1) Dieser Beitrag ist die geringfügig überarbeitete und erweiterte Fas-
sung meines unter dem gleichen Titel in KTS 2012, 167 ff veröffent-
lichten Aufsatzes. Ich danke der KTS Zeitschrift für Insolvenzrecht
und deren Herausgeber, Herrn Univ. Prof. Dr. Reinhard Bork, Ham-
burg, für die Zustimmung zur Veröffentlichung in Österreich.

2) Paulus, Konkursrecht im Dritten Reich, NZI 2011, 657 ff.
3) Vgl zur Geschichte der Anschlussidee ab 1918 etwa Schausberger,
Der Griff nach Österreich. Der Anschluß2 (1979) 31 ff, 113 ff, 145 ff

4) Dazu Jelinek, Einflüsse des österreichischen Zivilprozeßrechts auf an-
dere Rechtordnungen, in Habscheid, Das deutsche Zivilprozeßrecht
und seine Ausstrahlung auf andere Rechtsordnungen (1991) 41 ff,
64 ff; s weiters Festl-Wieteck, Die deutsch-österreichische Rechtsan-
gleichung (1989) 76 ff, wo der Zusammenhang zwischen dem An-
schlussgedanken und der Rechtsvereinheitlichung deutlich herausge-
arbeitet wird; aus der umfangreichen (bei Festl-Wieteck, Rechtsan-
gleichung 257 ff nachgewiesenen) zeitgenössischen Literatur ist der
Tagungsband oV, Rechtsangleichungs-Tagung der Rechtsausschüsse
der Deutsch-Österreichischen und der Österreichisch-Deutschen Ar-
beitsgemeinschaft vom 6. und 7. 12. 1932 in Wien (1933) hervorzu-
heben, dort 35 ff zum Insolvenzrecht.

5) Das dt und österr Insolvenzrecht der Zwischenkriegszeit stammte im
Kern aus dem „langen 19. Jahrhundert“. Die Gesetzesredaktoren je-
ner Zeit waren mit der ausländischen Entwicklung bestens vertraut,
wobei aus österr Sicht die Beziehungen mit Deutschland auch über
das Ende des Deutschen Bundes hinaus „besonders eng und intensiv“
waren (Ogris, Die Rechtsentwicklung in Österreich 1848–1918
[1975] 127 f = Die Rechtsentwicklung in Cisleithanien, in Wand-
ruszka/Urbanitsch, Die Habsburgermonarchie 1848–1918 II [1975]
538 ff, 659 f). Zu den zahlreichen österr Gesetzen jener Zeit, die „un-
verkennbar die Züge deutscher Vorbilder“ tragen (Ogris, Rechtsent-
wicklung 128 = in Wandruszka/Urbanitsch, Habsburgermonarchie
660) gehörte auch die Concursordnung v 25. 12. 1868 RGBl 1869/

1, die in vielerlei Hinsicht von der preußischen Konkursordnung v
8. 5. 1855 beeinflusst war (vgl dazu nur Skedl, Die Grundlagen des
österreichischen Konkursrechts in ihrer historischen Entwicklung, in
FS Wach III [1913] 225 ff, 327 f bei und in FN 170; Schumacher,
Die Entwicklung österreichisch-deutscher Insolvenzbeziehungen,
ZZP 103 [1990] 418 ff, 435, jeweils mwN). Das österr Recht wurde
wiederum bei der Vorbereitung der dKO v 10. 2. 1877 zumindest
mit berücksichtigt (s etwa Hahn, Die gesamten Materialien zu den
Reichs-Justizgesetzen. Band 4. Materialien zur Konkursordnung
[1881] 40; vgl auch Thieme, Zur Entstehung der Konkursordnung,
in Uhlenbruck/Klasmeyer/Kübler, Festschrift Einhundert Jahre Kon-
kursordnung 1877–1977 [1977] 35 ff, 51 FN 46). Der Gesetzgeber
der öKO v 10. 12. 1914 RGBl 1914/337, konnte daher feststellen,
dass „sich in den wesentlichen Punkten eine Übereinstimmung zwi-
schen dem österreichischen und deutschen Konkursrecht (ergibt),
wobei jedoch das deutsche Recht (. . .) als das jüngere, in vielerlei
Hinsicht fortgeschrittenere anzusehen ist“ (Denkschrift zur Einfüh-
rung einer Konkursordnung, einer Ausgleichsordnung und einer An-
fechtungsordnung [1914] 1) und hat das dt Recht (oft unausgespro-
chen) berücksichtigt (vgl bspw zu den Insolvenzgründen Sprung, Stu-
dien zur Zahlungsunfähigkeit, in FS Reimer [1976] 221 ff, 225 f). Die
gemeinsamen historischen Wurzeln der in der Zwischenkriegszeit
geltenden dt und österr Insolvenzgesetze bildeten wohl eine wesent-
liche Grundlage für die Überlegungen zur Rechtsangleichung.

6) Vgl die aus der Zeit knapp vor Erlassung der AO stammende umfas-
sende rechtsvergleichende Darstellung in Denkschrift über das ge-
richtliche Zwangsausgleichsverfahren außerhalb des Konkurses,
Nr 596 Drucks. des Reichstages II. Sess. 1905/1907; s auch Lieblich,
Ist die Schaffung eines gerichtlichen Ausgleichsverfahrens außerhalb
des Konkurses wünschenswert und in welcher Form? Gutachten 32.
DJT (1914) 321 ff.

7) Insolvenzrechtsänderungsgesetz 2010 BGBl I 2010/29, mit dem ua
die AO aufgehoben wurde.
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eingeführte Sanierungsverfahren mit Eigenverwal-
tung8) bereits weitgehend vorbildete. In der Folge der
Wirtschaftskrise der 20er Jahre waren jedoch aus Wirt-
schaftskreisen „ernste Vorwürfe gegen das Institut des
Ausgleichsverfahrens erhoben“ worden,9) die – nach ei-
ner scheinbar wenig wirksamen Novelle im Jahr 192510)
– zu Bemühungen um eine Reform des Ausgleichs-
rechts führten. Nach einer Enquete im BMJ im Jahr
1928 wurde im Jahr 1930 ein Entwurf vorbereitet,11)
der jedoch nicht weiter verfolgt wurde, weil „mittler-
weise der Gedanke immer mehr an Boden gewann, eine
gemeinsame Ausgleichsordnung für Österreich und
Deutschland, wo die Vergleichsordnung vom 5. Juli
1927 ebenfalls den Gegenstand lebhafter Kritik bildete,
zu schaffen“.12) Ergebnis der folgenden deutsch-öster-
reichischen Beratungen13) waren inhaltlich weitgehend
übereinstimmende Entwürfe einer Vergleichsordnung,
die im Jahr 1933 durch das deutsche und das österrei-
chische Justizministerium veröffentlicht wurden.14)
Von österr Seite hatte die Verhandlungen Guido
Strobele federführend betreut,15) von dt Seite Werner
Vogels.16) Dieser beschrieb die offenbar sehr intensiven
Verhandlungen aus dt Sicht:

„Der Entwurf ist, man kann sagen, Wort für Wort mit den Ver-
tretern der österreichischenWirtschaft wie am Schlusse mit dem
österreichischen Wirtschaftsministerium17) ausgehandelt wor-
den. Der deutsche Beauftragte war mehrere Wochen in Wien
gewesen, andererseits war Herr Strobele längere Zeit in Berlin
gewesen. Der Entwurf war Gegenstand umfassender Erhebun-
gen. Jeder Punkt, jedes Komma, war Gegenstand eines ausgiebi-
genMeinungsaustausches, Ergebnis eines zumTeil sehr kompli-
zierten Kompromisses“.18)

Zu einem gemeinsamen Gesetz kam es nicht mehr.
Nach der „Machtergreifung“ wurde in Deutschland
die Akademie für deutsches Recht mit dem Entwurf be-
fasst.19) Nachdem dieser so „unter dem Gesichtspunkt
der nationalsozialistischen Rechts- undWirtschaftsauf-
fassung überprüft und entsprechend umgearbeitet“
worden war,20) wurde in Deutschland mit Beschluss
der Reichsregierung v 26. 2. 1935 die VerglO erlas-
sen.21) In Österreich trat schon am 1. 9. 1934 die Aus-
gleichsnovelle 1934 in Kraft.22)

Für beide Gesetze, für das deutsche freilich mehr
als für das österreichische,23) war der gemeinsame Ent-
wurf 1933 die Grundlage.24) Bartsch konnte daher im
Jahr 1949 feststellen, dass „Österreich heute mit
dem Deutschen Reich zwar kein textgleiches, aber in-
haltlich fast identisches Ausgleichsrecht“ hatte.25) Bis
in die modernen Insolvenzgesetze beider Länder ha-
ben sich manche wörtliche Übereinstimmungen erhal-
ten, die zT auf das österr Recht zurückgeführt werden
können. So stammt etwa die erste ausdrückliche Nor-
mierung des zentralen Unabhängigkeitsgebots des In-
solvenzverwalters26) im dt Recht, dass zum Verwalter
eine „von den Gläubigern und dem Schuldner unab-

8) Dazu Riel, Die Eigenverwaltung gem §§ 169 ff IO, in Konecny, IRÄG
2010 (2010) 131 ff; Mohr, Sanierungsplan und Sanierungsverfahren
(2010) Rz 595 ff.

9) Dazu und zum Folgenden BMJ, Entwurf einer Vergleichsordnung
nebst Einführungsverordnung und Begründung (1933) 25 f; Erläute-
rungen zur AO-Nov 1934 JABl 1934, 91 ff, 91 f; Schumacher, ZZP
103 (1990) 456 ff mwN.

10) BG v 20. 2. 1925 betreffend die Änderung einiger Vorschriften der
Ausgleichs- und der Konkursordnung BGBl 1925/87.

11) Dazu etwa Bartsch, Eine zweite Ausgleichsnovelle, GZ 1930, 113 ff;
Pollak, Der Vorentwurf zur zweiten Ausgleichsnovelle, JBl 1930,
177 ff.

12) BMJ, Entwurf einer Vergleichsordnung 26; ebenso Erläut zur AO-Nov
1934 JABl 1934, 91 f; vgl aus der zeitgenössischen Literatur etwa
Bettelheim, Zur Vereinheitlichung des Ausgleichsrechts des deut-
schen Reiches und Österreichs, ZBl 1928, 593 ff.

13) Zu diesen Schumacher, ZZP 103 (1990) 456 f; Festl-Wieteck, Rechts-
angleichung 236 ff; zuletzt Eisenhardt, Sanierung statt Liquidation
(2011) 256 ff.

14) Entwurf einer Vergleichsordnung nebst Einführungsgesetz und Be-
gründung. Veröffentlicht durch das Reichsjustizministerium (1933)
und der in FN 9 zit österr Entwurf.

15) Siehe Jelinek, Der Liquidationsausgleich, in FS Reimer (1976) 185 ff,
186 bei und in FN 7 mwN; biographische Daten zu Guido Strobele
(1883 bis 1960), der ab 1. 2. 1935 Sektionschef im BMJ und dort
ua für Insolvenzrecht zuständig war (Österreichischer Amtskalender
für das Jahr 1937 [1937] 55), am 12. 3. 1938 „beurlaubt“ und am
1. 10. 1938 als Ministerialdirigent in den Dienst wieder aufgenom-
men wurde und nach 1945 Leiter der legislativen Sektion im BMJ
und Präsident des OGH war, bei Enderl-Burcel/Follner, Diener vieler
Herren. Biographisches Handbuch der Sektionschefs der Ersten Re-
publik und des Jahres 1945 (1976) 456 f.

16) Biographische Daten zu Werner Vogels (1888 bis 1942), der Ministe-
rialdirigent im Reichsjustizministerium und dort ua zuständig für das
Vergleichs- und Konkursrecht war, bei Klee, Das Personenlexikon
zum Dritten Reich. Wer war was vor und nach 19453 (2011) 643;
Schubert, Die Insolvenzrechtsreform in der Weimarer Zeit und in
der NS-Zeit, KTS 1993, 323 ff, 324; zuletzt Eisenhardt, Sanierung
274.

17) Lies wohl Justizministerium.
18) Sitzungsprotokoll des Unterausschusses für Vergleichsrecht der Aka-

demie für Deutsches Recht v 26. 6. 1934 bei Schubert, Akademie für
Deutsches Recht. Protokolle der Ausschüsse Band XVII. Ausschüsse
für Vergleichs- und Konkursrecht sowie für Bürgerliche Rechtspflege
(2008) 3.

19) Dazu Schubert, Akademie für Deutsches Recht XIII ff und 1 ff (Sit-
zungsprotokolle des Unterausschusses für Vergleichsrecht) sowie
Vogels, Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Vergleichsrecht
der Akademie für Deutsches Recht, ZAkDR 1934, 143 ff; zuletzt
Eisenhardt, Sanierung 263 ff.

20) So Vogels, Vergleichsordnung (1935) 13; nach 1945 wurde die
„leichte ideologische Färbung der Arbeiten des Reichsjustizministe-
riums bei der Insolvenzrechtsreform“ betreffend die dVerglO offen-
bar als nicht korrekturbedürftig angesehen (Schubert, KTS 1993,
349).

21) DRGBl 1935 I S 321.
22) BG v 20. 7. 1934, betreffend die Änderung und Ergänzung der Aus-

gleichs- und der Konkursordnung (Ausgleichsnovelle 1934) BGBl II
1934/178.

23) Dies begrüßte Schalek, Die Ausgleichsnovelle 1934, JBl 1934, 383 ff,
383.

24) Siehe aus österr Sicht die amtlichen Erläut zur AO-Nov 1934 JABl
1934, 92, und aus dt Sicht die Amtliche Begründung zur Vergleichs-
ordnung, DJ 1935, 389 ff, 389.

25) Bartsch, Grundriß des Ausgleichs- und Konkursrechtes2 (1949) 4.
26) Heute § 80b Abs 1 IO bzw § 56 Abs 1 InsO.
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hängige Person zu bestellen“ ist (§ 38 VerglO), wohl
aus dem österr Recht.27)

3. Entwurf eines Abkommens über die
gegenseitige Anerkennung der Konkurse und
der Ausgleichs-(Vergleichs-)verfahren 1938

Wirksame Regeln über die gegenseitige Anerkennung
von Insolvenzverfahren zwischen Österreich und dem
Deutschen Reich waren Gegenstand jahrzehntelanger
vergeblicher Bemühungen, die in den 20er und 30er
Jahren des 20. Jahrhunderts von Erfolg gekrönt schie-
nen.28) Am 30. 12. 1932 wurde in Wien ein Abkommen
über die gegenseitige Anerkennung der Konkurse und
der Ausgleichs-(Vergleichs-)verfahren unterzeichnet,
aber wegen der „Verschlechterung der politischen Be-
ziehungen“ nicht ratifiziert.29) Im Jahr 1936 wurden die
Verhandlungen zu diesem Thema wieder aufgenom-
men und ein weiterer Entwurf am 27. 1. 1938, also
nur Wochen vor dem „Anschluss“, unterfertigt.30) Zu
einer Ratifikation kam es aus nahe liegenden Gründen
nicht mehr. Ein deutsch-österr Konkursvertrag trat erst
1985 in Kraft.31)

II. Insolvenzrecht nach
dem „Anschluss“

1. Die Rechtsangleichung nach dem „Anschluss“

Mit dem „Anschluss“ am 13. 3. 1938 wurde Österreich
zu einem „Land des Deutschen Reiches“.32) Art II
Satz 1 des (deutschen) Gesetzes über die Wiederverei-
nigung Österreichs mit dem deutschen Reich vom

13. 3. 1938 bestimmte aber, dass das „derzeit in Öster-
reich geltende Recht (. . .) bis auf weiteres in Kraft“
bleibt.33) Wilhelm Stuckart,34) damals Staatssekretär im
Reichsinnenministerium und Verfasser der Anschluss-
gesetze35) berichtete 1946, dass dies eine ausdrückliche
AnordnungHitlers war.36) Die „Einführung des Reichs-
rechts in Österreich“ sollte „durch den Führer und
Reichskanzler oder den von ihm hiezu ermächtigten
Reichsminister“ erfolgen.37) Die damit angesprochene
„Rechtsangleichung in Österreich“ unterschied sich
deutlich von den oben skizzierten Bemühungen aus
der Zwischenkriegszeit.38) Sie erfolgte zwar nicht durch
pauschale Übernahme des dt Rechts für Österreich,39)
das nun „Großdeutsche“ Reich sollte aber nicht auf
Dauer ein Staat mit zwei Privatrechtsordnungen sein.40)
Mit denWorten von Franz Hueber, am 11. 3. 1938 zum
österr Justizminister ernannt41) und nach dem „An-

27) Riel, Buchbesprechung von Laukemann, Die Unabhängigkeit des In-
solvenzverwalters (2010) ZIK 2010/189, 139.

28) Dazu und zum Folgenden detailliert Schumacher, ZZP 103 (1990)
452 ff mwN; aus der zeitgenössischen Literatur s insb Pollak, Ein ös-
terreichisch-deutsches Insolvenzabkommen, JBl 1932, 97 ff mit be-
merkenswerten Überlegungen zur Rechtsangleichung auf dem Ge-
biet des Insolvenzrechts.

29) V. Hoyer, Vertragsentwurf zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet des Konkurs- und des
Ausgleichs-(Vergleichs-)Rechts, in FS 100 Jahre KSV (1970) 42 ff, 42.

30) V. Hoyer in FS 100 Jahre KSV 42; Schumacher, ZZP 103 (1990) 459
mwN.

31) Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland auf dem Gebiet des Konkurs- und Ausgleichs-(Ver-
gleichs-)rechts, BGBl 1985/233, der gem Art 44 Abs 1 lit d EuInsVO
(Verordnung [EG] 2000/1346 des Rates v 29. 5. 2000 über Insol-
venzverfahren) durch die EuInsVO ersetzt wurde.

32) Art 1 des (österr) Bundesverfassungsgesetzes über die Wiederverei-
nigung Österreichs mit dem Deutschen Reich v 13. 3. 1938 BGBl
1938/75; vgl die zeitgenössische Zusammenstellung der in diesem
Zusammenhang erlassenen Normen bei Pfeifer, Die Ostmark. Ein-
gliederung und Neugestaltung (1941) 19 ff; zu Helfried Pfeifer s
Staudigl-Ciechowicz, Von Adamovich bis Pfeifer, in Meissl/Olechow-
ski/Reiter-Zatloukal/Schima, Vertriebenes Recht – Vertreibendes
Recht. Zur Geschichte der Wiener Rechts- und Staatswissenschaftli-
chen Fakultät zwischen 1938 und 1945 (2012) 203 ff, 226 ff.

33) DRGBl 1938 I S 237; zu diesem Gesetz Wiederin, März 1938 –

staatsrechtlich betrachtet, in Davy/Fuchs/Hofmeister/Marte/Reiter,
Nationalsozialismus und Recht. Rechtsetzung und Rechtswissen-
schaft in Österreich unter der Herrschaft des Nationalsozialismus
(1990) 226 ff, 259 f.

34) Biographische Daten zu Wilhelm Stuckart (1902 bis 1953), der ab
1935 Staatssekretär im Reichsinnenministerium, 1938 Leiter der
Zentralstelle zur Durchführung der Wiedervereinigung Österreichs,
1942 Teilnehmer an der Wannseekonferenz über die „Endlösung
der Judenfrage“ und 1945 gar Reichsinnenminister der Regierung
Dönitz war, bei Klee, Personenlexikon3 611 f. Für die Ausarbeitung
der Nürnberger Rassegesetze, zu denen er auch einen Kommentar
verfasst hatte, wurde Stuckart im sog Wilhelmstraßen-Prozess als
Kriegsverbrecher verurteilt; s dazu Blasius, Der Wilhelmstraßen-Pro-
zeß gegen das Auswärtige Amt und andere Ministerien, in Ueber-
schär, Der Nationalsozialismus vor Gericht. Die alliierten Prozesse
gegen Kriegsverbrecher und Soldaten 1943–1952 (2008) 121 ff,
191 f.

35) Wiederin in Davy/Fuchs/Hofmeister/Marte/Reiter, Nationalsozialis-
mus und Recht 246; zu den Abläufen und insb zur Rolle Stuckarts
im März 1938 s Schmidl, Der „Anschluß“ Österreichs. Der Deutsche
Einmarsch im März 1938 (1994) 214 f; Kershaw, Hitler 1936–1945
(2000) 128 f.

36) Siehe das vom Verteidiger Seyß-Inquarts beim Nürnberger Kriegs-
verbrecherprozess veröffentlichte Schreiben Stuckarts v 30. 5.
1946 in Steinbauer, Ich war Verteidiger in Nürnberg. Ein Dokumen-
tenbeitrag zum Kampf um Österreich (1950) 69 ff.

37) Art II Satz 2 dRGBl 1938 I S 237.
38) Treffend spricht Jelinek in Habscheid, Ausstrahlung 66 von einer

„Rechtsangleichung anderer Art“; Bistritschan, Österreichisches
Handels- und Insolvenzrecht, DJ 1938, 555 ff, 555, stellte dem ge-
genüber einen gewissen Zusammenhang zur Rechtsangleichung
der Zwischenkriegszeit her, „um die es auch in den letzten Jahren
nie ganz still geworden ist.“

39) Vgl dazu den Bericht des Reichsstatthalters Seyss-Inquart in der Sit-
zung des Ministerrates v 13. 3. 1938, in der das österr Anschlussge-
setz beschlossen wurde, wonach „der gesetzliche Inhalt Österreichs
vorläufig keine Veränderung erfahre“, in Dokumentationsarchiv des
österreichischen Widerstands, „Anschluß“ 1938. Eine Dokumenta-
tion (1988) 326 f.

40) Bielefeldt,Österreichisch-deutsche Rechtsbeziehungen II. Rechtsver-
einheitlichung im Privatrecht 1938–1945 (1996) 19 f.

41) Vgl Pfeifer, Ostmark 14 f. Die Bestellung des Notars Franz Hueber
zum Justizminister am 11. 3. 1938 scheint auf einen Wunsch von
Hermann Göring, dem Schwager Huebners, zurückzuführen zu sein
(vgl das Protokoll eines Telefonats zwischen Göring und Odilo Glo-
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schluss“ im Reichsjustizministerium tätig:42) „Das ge-
einte großdeutsche Reich muß auch ein einheitliches
arteigenes Recht haben“.43)

Die Gründe für die nur schrittweise Rechtsanglei-
chung waren wohl vielschichtig. Man hielt das österr
Recht offenbar für zumindest teilweise erhaltenswert.
So meinte der Reichsjustizminister Franz Gürtner44) in
einem Vortrag bei der Jahrestagung der Akademie für
Deutsches Recht in Juni 1938, dass die „alte und gro-
ßenteils auch heute noch vorbildliche Rechtstradition
Österreichs“ den „Gedanken absurd erscheinen“ lässt,
das „geltende Reichsrecht en bloc auf die Ostmark zu
übertragen“.45) Im Übrigen sollten an Reformarbeiten
„von nun an Vertreter des österreichischen Rechtsle-
bens mitwirken“.46) Der bereits erwähnte Wilhelm
Stuckart äußerte sich ähnlich: Österreich besitze ein
„hochentwickeltes Recht“, sodass die „Rechtsverein-
heitlichung (. . .) oftmals nicht in dem Ersatz des öster-
reichischen Rechts durch das bisherige Recht des Alt-
reiches bestehen“ könne. Vielmehr müsse „das Wert-
volle des österreichischen Rechts dadurch erhalten
werden, dass es Eingang in das großdeutsche Reichs-
recht“ finde.47) Den Nationalsozialisten war auch das
1938 geltende reichsdeutsche Recht zum Teil sus-
pekt.48) So meinte der österr Reichstatthalter Arthur
Seyß-Inquart49) zum Umfang der Rechtsangleichung:
Wo das Reichsrecht „noch nicht der Niederschlag der

nationalsozialistischen Weltanschauung ist, (komme)
eine Angleichung nicht in Frage (. . .).“50) Daneben
dürften praktische Überlegungen, wie dass „die Ände-
rung und Angleichung der Rechtslage in Österreich
so durchzuführen (sei), dass das Rechts- und Wirt-
schaftsleben nicht empfindlich gestört“ werde51) und
die österr Juristen im reichsdeutschen Recht ungeschult
waren, eine Rolle gespielt haben.52) Schließlich war „an-
scheinend auf den ausdrücklichen Wunsch Hitlers die
gesamte Gesetzgebung und Verwaltung auf den 10. 4.
(Tag der Volksabstimmung) hin orientiert“;53) es hätte
wohl „mit einem beträchtlichen Stimmungsverlust ge-
rechnet werden“ müssen, wenn das österr Recht so-
gleich zugunsten des reichsdeutschen „kassiert“worden
wäre.54) Die auf den „Anschluss“ folgende Rechtsanglei-
chung betraf jedenfalls nur Teilbereiche des Zivilrechts
wie das Ehe-, das Handels- und das Aktienrecht.55)

2. Die Weitergeltung von AO und KO
und Ergänzungen durch NS-Gesetze

Das hier zu erörternde Insolvenzrecht stand sicher
nicht imMittelpunkt des Interesses jener Zeit, es wurde
aber auch nicht vergessen. Am 16. 3. 1938 waren
Reichsjustizminister Franz Gürtner und seine Staatsse-
kretäre Franz Schlegelberger56) und Roland Freisler57) nach
Wien gereist, um „mit dem Justizminister des Landes
Österreich, Dr. Hueber, persönlich Fühlung zu neh-
men“ und an der „Vereidigung der Beamten des Bun-
desministeriums auf den Führer durch den österreichi-
schen Bundesminister der Justiz Dr. Hueber“ teilzu-
nehmen.58) In einer Besprechung im österr Justizminis-

bocnik v 11. 3. 1938 in Dokumentationsarchiv des österreichischen
Widerstands, „Anschluß“ 1938, 252 ff, 254).

42) Biographische Daten zu Franz Hueber (1894 bis 1981) bei Slapnicka,
Oberösterreich. Die politische Führungsschicht 1918–1938 (1976)
136 f; Klee, Personenlexikon3 273. Nach Auflösung des österr Justiz-
ministeriums (unten FN 89) war Hueber zunächst Unterstaatssekre-
tär im Reichsjustizministerium und wurde dann – offenbar wiederum
auf Intervention Görings – Präsident des (aber wenig bedeutsamen)
Reichsverwaltungsgerichts (Stolleis, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit
im Nationalsozialismus, in Stolleis, Recht im Unrecht. Studien zur
Rechtsgeschichte des Nationalsozialismus2 [2005] 190 ff, 199
FN 30 und 205 f).

43) Hueber, Grundfragen der Rechtsangleichung, ZAkDR 1938, 220 ff,
220.

44) Biographische Daten zu Franz Gürtner (1881 bis 1941), der schon vor
der „Machtergreifung“ Justizminister gewesen war, bei Klee, Perso-
nenlexikon3 209; ausf zum „Schicksal des nationalkonservativen Be-
amten Franz Gürtner“ Gruchmann, Justiz3 9 ff.

45) Vortragsbericht bei oV, Gesetzgebung und Rechtswissenschaft. Be-
trachtungen zur 5. Jahrestagung der Akademie für Deutsches Recht,
ZAkDR 1938, 457 ff, 458.

46) OV, ZAkDR 1938, 458.
47) Stuckart, Die Eingliederung der deutschen Ostmark in den Rechts-

und Verwaltungsraum des Reiches, in Lammers, Reich und Ostmark.
Eine Vortragsreihe der österreichischen Verwaltungs-Akademien
über Aufbau, Verwaltung und Aufgaben des Großdeutschen Reichs
(1938) 56 ff, 58.

48) Zur „Rechtsfeindlichkeit“ führender Nationalsozialisten Rüthers, Die
unbegrenzte Auslegung. Zum Wandel der Privatrechtsordnung im
Nationalsozialismus4 (1991) 104 ff.

49) Biographische Daten zu Arthur Seyß-Inquart (1892 bis 1946), der vor
seiner im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher en-
denden NS-„Karriere“ Rechtsanwalt in Wien gewesen war, bei Klee,
Personenlexikon3 580.

50) Seyß-Inquart, Praktische Probleme des Anschlusses für Recht und
Wirtschaft in Österreich, in Lammers, Reich und Ostmark. Eine Vor-
tragsreihe der österreichischen Verwaltungs-Akademien über Auf-
bau, Verwaltung und Aufgaben des Großdeutschen Reichs (1938)
41 ff, 49.

51) Hueber, ZAkDR 1938, 221.
52) Bielefeldt, Österreichisch-deutsche Rechtsbeziehungen 21.
53) Botz, Die Eingliederung Österreichs in das deutsche Reich2 (1976)

54.
54) Hedemann, Gutachterliche Äußerung von Prof. Dr. Hedemann, Mit-

glied der Akademie für Deutsches Recht, über die Frage der künftigen
Behandlung des bürgerlichen Rechts in Österreich“ v 8. 6. 1938 ab-
gedruckt bei Bielefeldt, Österreichisch-deutsche Rechtsbeziehungen
193 ff, 194 f. Biographische Daten zu Justus Wilhelm Hedemann
(1878 bis 1963) bei Klee, Personenlexikon3 236.

55) Dazu im Überblick aus der zeitgenössischen Literatur E. R. Huber,
Verfassungsrecht des Großdeutschen Reiches2 (1939) 119 ff; aus
der neueren Literatur hervorzuheben sind Hofmeister, Privatrechts-
gesetzgebung für Österreich unter der Herrschaft des Nationalsozi-
alismus, in Davy/Fuchs/Hofmeister/Marte/Reiter, Nationalsozialis-
mus und Recht. Rechtsetzung und Rechtswissenschaft in Österreich
unter der Herrschaft des Nationalsozialismus (1990) 124 ff, 126 ff;
Bielefeldt, Österreichisch-deutsche Rechtsbeziehungen 33 ff mwN.

56) Biographische Daten zu Franz Schlegelberger (1876 bis 1970) bei
Klee, Personenlexikon3 538.

57) Biographische Daten zu Roland Freisler (1893 bis 1945) bei Klee, Per-
sonenlexikon3 163.

58) DJ 1938, 399.
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terium am folgenden 17. 3. 1938, an der von österr
Seite ua Friedrich Stagel,59) nicht aber der „beurlaubte“
Guido Strobele, teilnahmen, wurde noch die „Einfüh-
rung der im Reiche bereits im Wesentlichen abge-
schlossenen, neuen nationalsozialistischen Gesetzge-
bungswerke wie zB (. . .) die Vergleichsordnung“ als
mögliche „Sofortmaßnahme“ angesprochen.60) Dazu
kam es aber nicht. Hueber fasste die Haltung der neuen
Machthaber zur Rechtsangleichung im Insolvenzrecht
in einem Vortrag bald nach dem „Anschluss“ wie folgt
zusammen:61)

„Ich komme nun zum Insolvenzrecht. Auch hier kann ich vor-
wegnehmen, daß die Angleichung sowohl des Konkurs- als auch
des Ausgleichsrechts keinen sonderlichen Schwierigkeiten be-
gegnen wird. Auf dem Gebiet des Ausgleichsrechtes bestehen
schon heute keine wesentlichen Verschiedenheiten; denn sowohl
die Vergleichsordnung des Altreiches vom 26. Februar 1935 als
auch die österreichische Ausgleichsnovelle 1934 haben zahlrei-
che Bestimmungen des vom Reichsjustizministerium im Verein
mit dem ehemaligen österreichischen Bundesministerium für
Justiz ausgearbeiteten Entwurfes einer gemeinsamen Ver-
gleichsordnung vom Jahr 1933 übernommen.
Auch die Konkursordnung des Altreichs vom 10. Februar 1877
ist reformbedürftig. Es wird daher nicht daran gedacht, die öster-
reichische Konkursordnung vom 10. Dezember 1914 durch die
Konkursordnung des Altreiches zu ersetzen. Wohl aber haben
schon Vorbesprechungen über die Schaffung eines neuen ge-
meinsamen Konkursrechts stattgefunden, das vielleicht manche
unserer Sonderbestimmungen enthalten wird. Ich erwähne hier
insbesondere die Bestimmung, dass in die Konkursmasse nicht
nur das im Zeitpunkt der Konkurseröffnung schon vorhandene,
sondern auch das während des Konkurses erworbene Vermögen
des Schuldners fällt. Aber auch die Vorschrift, dass die in den
letzten 60 Tagen vor der Konkurseröffnung begründeten rich-
terlichen Pfandrechte erlöschen, wird vielleicht übernommen
werden. Ja es wird sogar daran gedacht, darüber hinaus auch
die in den letzten 60 Tagen vor der Konkurseröffnung erworbe-
nen vertragsmäßigen Sicherheiten erlöschen zu lassen. Schließ-
lich findet auch unser Konkursanfechtungsrecht die wohlver-
diente Beachtung.“

In Österreich blieben also AO und KO auch nach
dem „Anschluss“ geltendes Recht. Änderungen haben
die Insolvenzgesetze in der Folge bis 1945 kaum erfah-
ren.62) Erhalten hat sich nur die mit der 4. EVHGB63)
erfolgte Neufassung der wenig bedeutsamen Bestim-
mung über die Forderungen von Unternehmensgläubi-
gern im Verhältnis zu „nachrangigen“ Forderungen aus
Ehepakten, die heute § 56 IO enthält.
WeitereÄnderungen im Insolvenzrechtwaren Folgen

des Kriegsbeginns. Nach einer Verordnung v 1. 9. 1939
war die „Eröffnung des Konkursverfahrens (. . .) bis auf
weiteres nur auf Antrag des Schuldners zulässig“.64) Mit
der Kriegsausgleichsverordnung v 30. 11. 1939 wurde
diese „Konkursbeschränkung“ aber sehr rasch wieder
aufgehoben65) und ein Verfahren geschaffen, das es
„durch die Auswirkungen des Krieges“ insolvent gewor-
denen Schuldnern ermöglichen sollte, einen Ausgleich
(in Österreich nach den Bestimmungen der AO!)66) ohne
Bindung an die gesetzliche Erfüllungsfrist von (damals)
einem Jahr und ohne die sonst vorgesehenen öffentli-
chen Bekanntmachungen abzuschließen.67) Es sollte
möglich sein, einen Ausgleich abzuschließen, „bei dem
die Verbindlichkeiten bis nach Kriegsende gestundet
werden“.68) Personen, die „Juden sind oder als Juden gel-
ten“, waren zur Antragstellung nicht berechtigt (§ 9 leg
cit). Praktische Bedeutung hat die Kriegsausgleichsver-
ordnung zumindest in Österreich nie erlangt;69) sie
wurde hier allerdings erst 1954 endgültig aufgehoben.70)

59) Friedrich Stagel, der bereits 1932 der NSDAP beigetreten war
(Gruchmann, Justiz3 261 FN 105), war im österr Justizministerium
und nach dem „Anschluss“ in der Abteilung Österreich des Reichs-
justizministeriums (dazu unten in FN 89) ua für Zivilprozessrecht zu-
ständig (s Amtskalender 1937, 55 und den Geschäftsverteilungsplan
der Abteilung Österreich des Reichsjustizministeriums, abgedruckt
bei Stadler, „Juristisch bin ich nicht zu fassen“ Die Verfahren des
Volksgerichtshofes Wien gegen Richter und Staatsanwälte
1945–1955 [2007] 35 f) und wurde in das Reichsjustizministerium
übernommen. Dort war er als Ministerialrat ua für das Ostmärkische
Recht zuständig (s Reichsjustizministerium, Geschäftsverteilungs-
plan 1941 abgedruckt bei Gruchmann, Justiz3 1170 ff, 1195 f).

60) OV, Bericht über das Ergebnis der Verhandlungen im österreichi-
schen Justizministerium v 17. 3. 1938 über die Rechtsvereinheitli-
chung, abgedruckt bei Bielefeldt, Österreichisch-deutsche Rechtsbe-
ziehungen 187 ff, 188. Hueber hatte offenbar zunächst mit einer
„Vereinheitlichung des Konkurs- und Ausgleichsrechts“ in den
„nächsten Monaten“ gerechnet; vgl den Bericht über eine Runkfunk-
ansprache Huebers v 23. 4. 1938 in Mitteilungen des Creditorenver-
bandes von 1870 Nr 18/1938 v 30. 4. 1938, 2.

61) Hueber, Die Rechtsangleichung auf dem Gebiet des Zivil- und Straf-
rechts, in Lammers, Reich und Ostmark. Eine Vortragsreihe der öster-
reichischen Verwaltungs-Akademien über Aufbau, Verwaltung und
Aufgaben des Großdeutschen Reichs (1938) 97 ff, 105.

62) Der gängige Befund in der Literatur lautet denn auch, dass das Insol-
venzrecht in der Nazizeit keine Änderung erfahren habe; idS etwa
Bartsch, Grundriß2 4; Stiefel, Insolvenzen: Ein Spiegel der Wirtschaft,
in FS 125 Jahre Kreditschutzverband von 1870 (1995) 42 ff, 53; vgl
auch Hellbling, Zur Entwicklung des österreichischen Insolvenzrech-
tes, NZ 1957, 49 ff, 65 ff, 69.

63) Vierte Verordnung zur Einführung handelsrechtlicher Vorschriften im
Lande Österreich v 24. 12. 1938, dRGBl 1939 I S 1999, mit der dem
in Österreich eingeführten dHGB „eine Reihe ausgewählter Vor-
schriften des dBGB beigepackt“ wurden (Krejci in Krejci, Kommentar
zu den durch das HaRÄG 2005 eingeführten Neuerungen im Unter-
nehmensgesetzbuch und im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch
[2007] Einf Rz 9 ff).

64) Art 7 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete des bür-
gerlichen Streitverfahrens, der Zwangsvollstreckung, des Konkurses
und des bürgerlichen Rechts v 1. 9. 1939 dRGBl 1939 I S 1656, die
„für das Großdeutsche Reich“, also auch für das Gebiet des ehem
Österreich, galt.

65) § 8 der Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren v 30. 11.
1939 dRGBl 1939 I S 2338; s dazu Sabaditsch, Die Konkurs-, Aus-
gleichs- und Anfechtungsordnung6 (1976) XXIX f.

66) Gemäß § 3 der Kriegsausgleichsverordnung galt in der „Ostmark“ –
als Folge der Weitergeltung der österr Insolvenzgesetze – subsidiär
die AO; s Vogels, Vertragshilfe und Kriegsausgleichsverfahren
(1940) 191.

67) Näher dazu Vogels, Vertragshilfe 9 ff (Überblick) und 186 ff (Kom-
mentar); Schaeffer/Wiesels, Konkurs, Vergleichsverfahren und
Zwangsversteigerungsgesetz45–47 (1945) 75.

68) Vogels, Vertragshilfe 9 und 195 f.
69) So Sabaditsch, KO6 XXX.
70) § 1 Z 5 des BG v 10. 2. 1954 über die Aufhebung weiterer ehemals

deutscher Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der Rechtspflege
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Außerhalb der klassischen Insolvenzgesetze noch er-
wähnenswert ist das Schuldenbereinigungsgesetz,71) das
ab 1940 auch in Österreich eine Art Schuldenregulie-
rung für Verbindlichkeiten aus der Zeit vor dem „An-
schluss“ vorsah.72) Die Amtliche Begründung dazu liest
sich durchaus modern:73)

„Die alten Schulden bedeuten für diejenigen Schuldner, die
schon zu alt sind, um sich noch eine neue Existenz aufbauen
zu können, eine schwere seelische Belastung. Denjenigen aber,
die jung und tatkräftig genug sind, um wieder von vorn anfangen
und sich eine neue Lebensstellung zu schaffen, stehen die alten
Schulden dabei hindernd im Weg. Hat der Schuldner als Arbei-
ter, Angestellter oder Beamter eine neue Arbeitsstelle gefunden,
so wird ihm vielfach der pfändbare Teil seines Arbeitseinkom-
mens wegen der alten Schulden weggepfändet. Dabei führt die
Lohnpfändung in manchen Fällen nicht einmal dazu, dass die al-
ten Schulden merklich abnehmen, weil bei der Höhe dieser
Schulden der pfändbare Gehaltsteil vielleicht nur gerade aus-
reicht, um die laufenden Zinsen zu decken. Berufsstellungen,
die geordnete Vermögensverhältnisse voraus setzen, sind dem
Schuldner, der mit alten Schulden belastet ist, meist verschlossen
oder nur unter der Bedingung zugänglich, dass er die alten
Schulden in Ordnung bringt, eine Bedingung, die er vielfach
nicht erfüllen kann. Ein neues selbständiges Unternehmen kann
der Schuldner unter seinem Namen häufig nicht gründen, weil
er wegen der alten Schulden zugleich wieder in Schwierigkeiten
kommen würde. Der Schuldner wird hier gerade zu gedrängt,
ein neues Unternehmen unter dem Namen seiner Ehefrau oder
eines Kindes zu führen um selbst nach außen hin nur als Ange-
stellter der Ehefrau oder des Kindes in Erscheinung zu treten.“

Auch sonst entsprach manches heutigen Vorstellun-
gen, wie zB dass der Schuldner zunächst eine „gütliche
Einigung“ mit seinen Gläubigern suchen soll (§ 11 leg
cit). Das Verfahren nach dem Schuldenbereinigungsge-
setz war im Übrigen eines der freiwilligen Gerichtsbar-
keit. Kam es – auch nach einer Gerichtsverhandlung –
nicht zu einer „gütlichen“ Schuldenbereinigung, ent-
schied der Richter. „Was der Schuldner nicht in zehn
Jahren abtragen kann, soll ihm der Richter in der Regel
erlassen“ (§ 7 Abs 2 Satz 2 leg cit). Jüdische Schuldner
waren allerdings von der Schuldenbereinigung ausge-
schlossen (§ 5 Z 2 leg cit).
Bis zum 1. 1. 1941 wurden im Sprengel des OLG

Wien, Linz, Innsbruck und Graz immerhin 255 An-
träge nach diesem Gesetz gestellt, von denen aber 183
bis zum Stichtag unerledigt geblieben waren.74)

3. Bestrebungen zur Reform des
dt Konkursrechts aus österr Sicht

Im Deutschen Reich gab es schon vor 1933 Überlegun-
gen zur Reform der deutschen Konkursordnung;75) die
Diskussion dazu wurde zum Teil auch in Wien ge-
führt.76) Die vonHueber erwähnten „Vorbesprechungen
über die Schaffung eines neuen gemeinsamen Konkurs-
rechts“ bezogen sich auf den im Reichsjustizministe-
rium von Werner Vogels im Jahr 1937 ausgearbeiteten
Entwurf einer Konkursordnung.77) Zu diesem haben
sich zwar keine Materialien erhalten,78) doch lassen
der Entwurfstext und die einschlägigen Veröffentli-

chungen von Vogels79) die wesentlichen Reformziele er-
kennen.80)

Der Aufbau des Gesetzes sollte nicht der klassischen
Zweiteilung in materielles und formelles Konkurs-
recht81) folgen, sondern „volkstümlicher“ mit den Vor-
schriften über die Verfahrenseröffnung beginnen „und
alle weiteren Vorschriften jeweils an der Stelle bring
(en), wo sie nach dem zeitlichen Fortschreiten des Ver-
fahrens hingehören“.82) Die Stellung des Gerichtes
sollte gestärkt werden: Den Verwalter sollte das Kon-
kursgericht bestellen und aus wichtigem Grund abbe-
rufen (§ 19 Abs 1, § 20 Abs 3 Entw 1937); Wahlrechte
der Gläubiger[versammlung] sollten entfallen.83) Glei-
ches war für den Gläubigerausschuss geplant (§ 25
Abs 1 Entw 1937).84) Beschlüsse der Gläubigerver-
sammlung sollten vom Gericht untersagt werden kön-
nen (§ 34 Entw 1937). Der detailliert geregelte
Zwangsvergleich sollte dem Vorbild der VerglO fol-
gen;85) als Mindestquote waren 20% vorgesehen
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BGBl 1954/45. Die Kriegsausgleichsverordnung ist daher in den ös-
terr Gesetzesausgaben aus der Nachkriegszeit – unkommentiert –
abgedruckt; s etwa Reimer, Das österreichische Konkurs-, Ausgleichs-
und Anfechtungsrecht4 (1949) 502 ff; Sabaditsch, Die Konkurs-, Aus-
gleichs- und Anfechtungsordnung2 (1952) 167 ff.

71) Schuldenbereinigungsgesetz v 3. 9. 1940 RGBl 1940 I S 1209.
72) Dazu Vogels, Schuldenbereinigungsgesetz (1940) 11 ff (Überblick)

und 19 f (zur Anwendung in den „Reichsgauen der Ostmark“); ausf
dazu Anlauf, Vorgänger der Restschuldbefreiung nach heutigem In-
solvenzrecht (2005) 309 ff mwN; dort 203 ff auch zum Gesetz zur
Regelung landwirtschaftlicher Schuldverhältnisse v 1. 6. 1933 RGBl
1933 I S 331, auf das hier nicht weiter eingegangen wird; zuletzt Ste-
phan, Vorläufermodelle der Restschuldbefreiung in Deutschland, in
FS Görg (2010) 473 ff, 481 ff.

73) Amtliche Erläut (RJM) DJ 1938, 1334 ff, 1335; auch bei Vogels,
Schuldenbereinigungsgesetz 73 f.

74) Anlauf, Vorgänger 377.
75) Vgl dazu und zum Folgenden insb Schubert, KTS 1993, 340 ff; ders,

Akademie für Deutsches Recht XVII ff mwN; zuletzt Paulus, NZI
2011, 658.

76) Vgl etwa Jaeger, Zur Konkursreform. Eine kritische Betrachtung, in
Festschrift 60 Jahre Creditoren-Verein von 1870 (1930) 73 f;
Schumann, Reform des Konkursverfahrens, in Creditoren-Verein
von 1870, Protokolle des I. Internationalen Kongresses für Gläubiger-
schutz, Wien 1930 (1930) 62 ff.

77) Text abgedruckt bei Schubert, Akademie für Deutsches Recht 177 ff.
78) Schubert, KTS 1993, 344.
79) Vogels, Auswertung der Neuerungen der Vergleichsordnung für eine

Weiterbildung des Konkursrechts, in FS Schlegelberger (1936) 213 ff;
ders, Die Mängel der geltenden Konkursordnung und Vorschläge zu
ihrer Beseitigung, Jahrbuch der Akademie für deutsches Recht
1937, 190 ff.

80) Zum Folgenden s auch Schubert, KTS 1993, 344 f.
81) Siehe dazu etwa Hahn, Materialien 43.
82) Vogels, Jahrbuch der Akademie für deutsches Recht 1937, 220.
83) Vogels, FS Schlegelberger 213; ders, Jahrbuch der Akademie für

deutsches Recht 1937, 191 ff.
84) Vogels, FS Schlegelberger 213 f; ders, Jahrbuch der Akademie für

deutsches Recht 1937, 193 f.
85) Dies ist insofern bemerkenswert als Hans Würdinger (1903 bis 1989),

der 1938 bis 1944 Professor in Wien war (Klee, Personenlexikon3

688), in einem Vortrag zum Thema „Das Judentum im Handelsrecht“
die „Auffassung, der Konkurs sei ein normales Mittel finanzieller Sa-
nierung“ als „kennzeichnend für das jüdische Wirken“ bezeichnete
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(§ 167 Abs 2 Entw 1937). Aus besonderen Gründen
sollte das Gericht die Mindestquote auf 10% ermäßi-
gen können (§ 167 Abs 4 Entw 1937). Zahlreiche De-
tailmaßnahmen sollten die Masse mehren und das Ver-
fahren straffen. Vogels plante offenbar auch, die Grund-
gedanken des Schuldenbereinigungsgesetzes in die
neue KO zu übernehmen,86) also neben dem Zwangs-
ausgleich eine Art Schuldenregulierungsverfahren in
der KO einzuführen.
In Deutschland stieß der Entwurf überwiegend auf

Kritik der Fachwelt.87) Österreich spielte in diesem Zu-
sammenhang nur eine untergeordnete Rolle. Zwar liegt
die Vermutung nahe, dass Vogels, der schon die Arbei-
ten an der – wie erwähnt unter Berücksichtigung des
österr Rechts entstandenen – VerglO 1935 federfüh-
rend betreut hatte, das österr Recht, wenn auch mögli-
cher Weise über dem „Umweg“ der VerglO, bei der
Formulierung des Entwurfs berücksichtigte,88) doch ge-
schah das höchstens „unausgesprochen“. Der Entwurf
selbst wurde jedenfalls Anfang April 1938 der „Abtei-
lung Österreich im RJM“89) in Wien mit dem Ersuchen
übersandt, diesen vom Standpunkt des österreichischen
Rechts zu überprüfen.90) Von österreichischer Seite wa-
ren ua der schon erwähnte Friedrich Stagel undWilhelm
Bistritschan91) sowie der langjährige Vorsitzende des

Konkurssenates beim LGZ Wien, Franz Lihl, befasst.
Diesen war klar, dass „in grundlegenden Fragen wohl
kaum mehr eine Änderung durchgesetzt“ werden
konnte. Man erarbeitete Änderungsvorschläge aus der
Perspektive des österr Rechts, die am 9. 6. 1938 zwi-
schen Bistritschan, Lihl und Vogels in Berlin im Detail
und aus österr Sicht offenbar zumindest teilweise mit
Erfolg erörtert wurden.92) Bistritschan notierte nach
Rückkehr aus Berlin, dass die (neue) „Konkursordnung
(. . .) gleichzeitig mit der Vergleichsordnung einge-
führt“ werden sollte; das hätte dann das Ende der österr
Insolvenzgesetze und die angestrebte Rechtsanglei-
chung auf dem Gebiet des Insolvenzrechts gebracht.
Mit Kriegsbeginn wurden die Arbeiten aber einge-

stellt;93) der Entwurf, dem der Gesetzgeber der moder-
nen dt Insolvenzordnung „viele fortschrittliche Züge“
bescheinigte,94) blieb offenbar nur im Wiener Staatsar-
chiv erhalten.95) Ein „im eigentlichen Sinn nationalsozi-
alistisch durchgeformtes Insolvenzrecht wurde (. . .)
nicht geschaffen“.96)

III. Insolvenzrechtler nach
dem „Anschluss“

1. Normalität und Grauen

Die bisher skizzierte Rechtsentwicklung auf demGebiet
des Insolvenzrechts inÖsterreich steht imWesentlichen
in der Kontinuität der Zwischenkriegszeit und erweckt
über weite Strecken den Anschein der Normalität.97)
Auch die Justizverwaltung setzte ihre Tätigkeit fort.
Das LG Innsbruck berichtete etwa am 30. 8. 1938 von
der „Mehrbelastung“ durch das Studium neuer Gesetze
und Verordnungen; immerhin waren aber „Konkurse
und Ausgleiche (. . .) seit dem Umbruch sehr zurückge-
gangen“.98) Das Grauen der Zeit wird deutlich, wenn
man sich von den Gesetzblättern und Akten ab- und

(vgl Göppinger, Juristen jüdischer Abstammung2 160; Paulus, NZI
2011, 659).

86) Vogels, Schuldenbereinigungsgesetz 32.
87) Dazu Riedemann, Zur Entwicklung des Konkursrechts seit Inkrafttre-

ten der Konkursordnung unter dem Aspekt der Gläubigerautonomie
(2004) 115 ff, dort 122 ff die unveröffentlichten Stellungnahmen
führender dt Insolvenzrechtler jener Zeit wie Bley, Kiesow und Jae-
ger. Ernst Jaeger äußerte etwa die „Bitte, am bisherigen System fest-
zuhalten“ (aaO 133); s weiters Schubert, KTS 1993, 345 ff; ders, Aka-
demie für Deutsches Recht XXII ff mwN.

88) Zu einer vergleichbaren Entwicklung im Bereich der ZPO s Jelinek in
Habscheid, Ausstrahlung 70.

89) Das österr Justizministerium bestand bis 30. 4. 1938 (Pfeifer, Ost-
mark 86, 223), dann wurde „zur Überleitung und Fortführung der
Geschäfte im Lande Österreich“ die Dienststelle „Reichsjustizminis-
terium, Abteilung Österreich“ unter der Leitung von Franz Hueber
eingerichtet (Pfeifer, Ostmark 223 f; Stadler, „Juristisch bin ich nicht
zu fassen“ 34). Diese auch als „in Liquidation befindliche(s) Justizmi-
nisterium“ bezeichnete Dienststelle (s Amtliche Mitteilung des
Reichsstatthalters in Österreich, Arthur Seyss-Inquart, über die Ver-
einfachung der österreichischen Landesregierung v 24. 5. 1938 in
Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands, „An-
schluß“ 1938, 655) wurde mit Ablauf des 28. 2. 1939 aufgehoben
(Pfeifer, Ostmark 224; Hoke, Österreichische und deutsche Rechts-
geschichte2 [1992] 498). Hueber sowie insgesamt elf Beamte des hö-
heren Dienstes, darunter Stagel und Bistritschan, wurden in der Folge
ins RJM übernommen (Gruchmann, Justiz3 260 f; Stadler, „Juristisch
bin ich nicht zu fassen“ 35).

90) Die Akten zur GZ 11075/4–38 des Reichsjustizministerium Abtei-
lung Österreich sind im Österreichischen Staatsarchiv, AVA, Justiz,
zur Signatur AT-OeStA/AVA Justiz JM Allgemein Sig 1 A271 im „Kon-
volut 1938“ zugänglich und bei Schubert, KTS 1993, 348; ders, Aka-
demie für Deutsches Recht XXIV aufgearbeitet.

91) Wilhelm Bistritschan, der nicht Mitglied der NSDAP war (Gruchmann,
Justiz3 261 FN 103), wurde ins RJM übernommen, dort befördert (vgl
Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP Teil 1 Regesten Bd 2. Bearb von

Helmut Heiber [1983] 449: Bitte des RJM um Zustimmung der Beför-
derung von ORegR Wilhelm Bistritschan [Nichtparteimitglied] zum
Ministerialrat; vgl weiters Kalender für Reichsjustizbeamte für das
Jahr 1941, bearbeitet im Büro des Reichsjustizministeriums [1940]
II 30) und war nach 1945 wieder im BMJ tätig (Stadler, „Juristisch
bin ich nicht zu fassen“ 35). Seine Veröffentlichung zum Thema „Ös-
terreichisches Handels- und Insolvenzrecht“ in DJ 1938, 555 ff ist frei
von den überschwänglichen Freudensbekundungen zum „An-
schluss“, die zu jeder Zeit in der Fachliteratur üblich waren.

92) Schubert, KTS 1993, 348.
93) Vgl das bei Riedemann, Entwicklung 134 FN 482 zit Schreiben von

Werner Vogels v 11. 11. 1939: „Während des Krieges werden die Ar-
beiten wohl ruhen müssen (. . .)“. Schubert, KTS 1993, 349 berichtet,
dass „die Reform des Konkursrechts von Vogels bereits 1938 nicht
mehr ernsthaft betrieben wurde.“

94) Erläut zum Regierungsentwurf einer Insolvenzordnung (InsO) v
15. 4. 1992, BT-Drs 12/2443, 102.

95) Riedemann, Entwicklung 115.
96) Erläut RegE InsO, BT-Drs 12/2443, 102.
97) Paulus, NZI 2011, 658 f.
98) From/Uthe, NS-Justiz in Österreich. Lage- und Reiseberichte

1938–1945 (2004) 6 ff. Am 13. 2. 1939 berichtete das LG Inns-
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den Menschen zuwendet und dem Schicksal der Insol-
venzrechtler nachzugehen versucht.99)

2. Das Schicksal der österr Insolvenzrechtslehrer

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem ös-
terr Insolvenzrecht, die in der Zeit zwischen 1914 und
1938 eine Hochblüte erlebt hatte, kam unmittelbar
nach dem „Anschluss“ zum Erliegen. Alle namhaften
Zeitschriften wie etwa das von Georg Petschek betreute
Zentralblatt für die Juristische Praxis (ZBl) oder die
von Heinrich Klang100) herausgegeben Juristischen Blät-
ter (JBl) stellten ihr Erscheinen nach dem „Anschluss“
im Sinn einer „einheitliche(n) nationalsozialistische(n)
Zeitschriftenführung“ ein101) Keiner der bedeutenden
österr Insolvenzrechtler der Zwischenkriegszeit publi-
zierte zwischen 1938 und 1945 zum Insolvenzrecht;
ihre Schicksale lassen den furchtbaren Riss erahnen,
der in der Folge des „Anschlusses“ die österr Welt
teilte:

Otto Frankl, geb 4. 10. 1855, war Professor in Prag
und Autor eines die KO von 1914 ganz wesentlich be-
einflussenden Gutachtens aus dem Jahr 1896.102) Ihm
blieb die Nazizeit erspart, er verstarb am 26. 3. 1923
in Prag.103)

Georg Petschek, geb 20. 7. 1872, war Professor an der
Universität Wien und hatte insb als Entscheidungsre-
zensent im ZBl das Insolvenzrechtsgeschehen der Zwi-
schenkriegszeit auf eine Art begleitet, die an die Fackel
von Karl Kraus erinnert. Seine Lehrbefugnis wurde am
22. 4. 1938 widerrufen. Er musste emigrieren, wirkte
ab 1939 an der Harvard Law School und verstarb am
5. 9. 1947 in Cambridge, Mass (USA).104) Sein groß an-

gelegtes System zum Insolvenzrecht erschien erst im
Jahr 1973.105)

Rudolf Pollak, geb 9. 6. 1864, war Professor an der
Universität Wien, Mitglied der 1913/14 tätigen Kom-
mission zur Vorbereitung der AO und der KO und ge-
meinsam mit Robert Bartsch Autor des bis heute wohl
einflussreichsten Kommentars zu den österr Insolvenz-
gesetzen, der zuletzt 1937 in 3. Auflage erschien.106)
Auch seine Lehrbefugnis wurde am 22. 4. 1938 wider-
rufen; er verstarb weniger als ein Jahr später am
27. 2. 1939 in Wien.107)

Albert Ehrenzweig, geb 29. 6. 1875, der sich mit ei-
nem Kommentar zur Anfechtungsordnung und zu
den Anfechtungsnormen der Konkursordnung habili-
tierte,108) verlor seine Lehrbefugnis ebenfalls im April
1938 und musste über die Niederlande in die USA
emigrieren. Nach 1945 kehrte er nach Wien zurück,
wo er am 16. 12. 1955 verstarb.109)

Robert Bartsch, geb 23. 7. 1874, in den oben zit Akten
der Abteilung Österreich im Reichsjustizministerium
als „beinahe der einzige Experte auf dem Gebiete des
Konkursrechtes mit einwandfreier Abstammung“110)
bezeichnet, war als Ministerialbeamter an der Entste-
hung der Insolvenzgesetze 1914 beteiligt gewesen; die
für die Auslegung bis heute unentbehrlichen Gesetzes-
materialien111) stammen „größtenteils aus (seiner) Fe-
der“.112) Der als „Bartsch/Pollak“ bekannte, gemeinsam
mit Rudolf Pollak herausgegebene Kommentar wurde
schon erwähnt. Bartsch blieb während der Nazizeit ak-
tiv, wurde NSDAP-Mitglied und war einer der weni-
gen Österreicher, die Mitglied der Akademie für Deut-
sches Recht wurden.113) Er verstarb am 30. 5. 1955 in
Wien.114)

bruck, dass sich die „Abnahme der Konkurs- und Ausgleichssachen“
fortsetzte (aaO 36).

99) Paulus, NZI 2011, 659 ff.
100) Heinrich Klang, geb 15. 4. 1875 in Wien, überlebte im KZ Theresi-

enstadt und führte den ersten geschlossenen Transport nach Wien
zurück; s Göppinger, Juristen jüdischer Abstammung im „Dritten
Reich“2 (1990) 344 mwN, insb auf die autobiographische Darstel-
lung bei Klang in Grass, Österreichische Rechts- und Staatswissen-
schaften der Gegenwart in Selbstdarstellungen (1952) 117 ff; zu-
letzt Gößler/Niklas, Heinrich Klang, in Meissl/Olechowski/Reiter-
Zatloukal/Schima, Vertriebenes Recht – Vertreibendes Recht. Zur
Geschichte der Wiener Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fa-
kultät zwischen 1938 und 1945 (2012) 281 ff mwN.

101) Göppinger, Juristen jüdischer Abstammung2 391; s auch Brauneder,
Juristische Fachzeitschriften in Österreich/Cisleithanien als Zeichen
rechtlicher Zäsuren in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts, in Stol-
leis/Simon, Juristische Fachzeitschriften in Europa (2006) 287 ff,
303.

102) Frankl, Zur Revision des österreichischen Concursrechts (1896).
Frankl hatte auch an den Beratungen 1913/14 zur Vorbereitung
der AO und der KO teilgenommen.

103) www.jewishencyclopedia.com/view.jsp?artid=345&letter=F
104) Detailliert Mair, Das Zivilverfahrensrecht in den Jahren 1938 bis

1945. Unter besonderer Berücksichtigung der Schicksale der Zivil-
verfahrenslehrer der Universität Wien, in Meissl/Olechowski/Rei-
ter-Zatloukal/Schima, Vertriebenes Recht – Vertreibendes Recht.
Zur Geschichte der Wiener Rechts- und Staatswissenschaftlichen

Fakultät zwischen 1938 und 1945 (2012) 301 ff, 316 ff mwN; wei-
ters Stumpf, „Der Jude ist bereits in Amerika.“ Provenienzforschung
und Restitution im Fall Georg Petschek, Mitteilungen der VÖB 62
(2009) Nr 4, 20 ff.

105) Petschek/Reimer/Schiemer, Das österreichische Insolvenzrecht.
Eine systematische Darstellung (1973).

106) Bartsch/Pollak, Konkurs-, Ausgleichs-, Anfechtungsverordnung und
Geschäftsaufsichtsgesetz3 2 Bände (1937).

107) Detailliert Mair inMeissl/Olechowski/Reiter-Zatloukal/Schima, Ver-
triebenes Recht 312 ff mwN.

108) Ehrenzweig, Kommentar zur Anfechtungsordnung und zu den An-
fechtungsbestimmungen der Konkursordnung (1916).

109) Detailliert Mair inMeissl/Olechowski/Reiter-Zatloukal/Schima, Ver-
triebenes Recht 326 ff mwN.

110) Schreiben Bistritschan an Vogels in den in FN 90 zit Akten des RJM
Abteilung Österreich.

111) Denkschrift zur Einführung einer Konkursordnung, einer Ausgleichs-
ordnung und einer Anfechtungsordnung (1914).

112) Bartsch, Grundriß des Ausgleichs- und Konkursrechts1 (1923) XI.
113) Hofmeister in Davy/Fuchs/Hofmeister/Marte/Reiter, Nationalsozia-

lismus und Recht 126.
114) Siehe die autobiographische Darstellung bei Bartsch in Grass, Ös-

terreichische Rechts- und Staatswissenschaften der Gegenwart in
Selbstdarstellungen (1952) 21 ff; weiters detailliert Mair in Meissl/
Olechowski/Reiter-Zatloukal/Schima, Vertriebenes Recht 338 ff
mwN.
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Anton Rintelen, geb 15. 11. 1876, war Autor eines
schon 1915 erschienenen und bis heute nützlichen
Handbuchs zum österr Insolvenzrecht115) und über-
zeugter Nationalsozialist. Den „Anschluss“ 1938 be-
zeichnete er als die in „Erfüllung der leidenschaftlichen
Sehnsucht der Ostmarkdeutschen, als Krönung des un-
entwegten Kampfes der NSDAP durch die Tat des
Führers vollzogene Heimkehr der Ostmark ins Reich
(. . .)“.116) Rintelen war Professor in Prag und Graz, dort
zuletzt 1918 Dekan der juridischen Fakultät, dann Po-
litiker und von 1919 bis 1926 sowie von 1928 bis 1933
Landeshauptmann der Steiermark117) und am sog „Juli-
putsch“ 1934 der österr Nationalsozialisten beteiligt,
bei dem er zum Bundeskanzler ausgerufen wurde.118)
Er wurde zu lebenslänglichem Kerker verurteilt, kam
im Februar 1938 wieder frei und verstarb am 28. 1.
1946.
Im Zusammenhang mit den Bemühungen um eine

deutsch-österreichische Rechtsangleichung hatte Ru-
dolf Pollak im Jahr 1930 geschrieben, dass seines
„Erachtens nur die Vereinigung mit einem großen
Rechtsgebiete die österreichische Rechtsprechung
und das österreichische Schrifttum in Zukunft vor der
Verdorrung behüten kann, die jedem kleinen Rechtsge-
biete droht“.119) Acht Jahre später führte der „An-
schluss“ innerhalb weniger Wochen zum vorläufigen
Ende der Wissenschaft vom österr Insolvenzrecht.

3. Das Schicksal der Praktiker des Insolvenzrechts

Mit Erlass des Führers und Reichskanzlers vom 15. 3.
1938 wurde die Vereidigung der öffentlichen Beamten,
dh auch der Richter, auf Adolf Hitler angeordnet.120)
Beamte, die als „Juden“ galten, waren nicht zu vereidi-
gen.121) Unmittelbar nach dem „Anschluss“ und zT vor
der Verordnung zur Neuordnung des österreichischen
Berufsbeamtentums,122) die „das Beamtentum von
fremdrassigen und politisch unzuverlässigen Elemen-

ten (. . .) säubern“ sollte123) und die eigentliche gesetzli-
che Grundlage dieser „Beamtensäuberung“ wurde,124)
kam es zu einschneidenden Umgestaltungen im Be-
reich der Justiz. So ordnete der Präsident des OLG
Wien bereits am 14. 3. 1938 „zufolge eben ergangener
Weisung des Herrn Bundesministers für Justiz“ an,
dass alle „Juden und Halbjuden im Richterstande sofort
des Dienstes zu entheben“ seien; über die Durchfüh-
rung war „ehestens zu berichten“.125) In der Folge wur-
den im Bereich des OLG Wien kurzfristig 138 Perso-
nen ihres Dienstes enthoben;126) im Sprengel des
OLG Innsbruck schieden insgesamt 42 Richter aus.127)
Per 1. 10. 1938 waren zahlreiche leitende Posten in
der österr Justiz, darunter die des Präsidenten des
OGH und die aller OLG-Präsidenten, unbesetzt.128)

Die mit Insolvenzsachen beschäftigten Gerichte blie-
ben nicht verschont: Der Vizepräsident des Landesge-
richtes für Zivilrechtssachen in Wien und der Vizeprä-
sident des Handelsgerichtes Wien, Robert Adam Pol-
lak,129) schieden bis 16. 3. 1938 aus, der Präsident des
HG Wien, Paul Herz, am 14. 5. 1938. Am Handelsge-
richt Wien waren schon am 15. 3. 1938 elf Beamte ih-
res Dienstes enthoben worden.130) Die Präsidenten der
Kreisgerichte Krems, Otto Nahrhaft,131) und Wiener
Neustadt wurden gar schon am 12. 3. 1938 aus ihren

115) Rintelen, Handbuch des österreichischen Konkurs- und Ausgleichs-
rechts (1915). Rintelen hatte auch an den Beratungen 1913/14 zur
Vorbereitung der AO und der KO teilgenommen.

116) Rintelen, Erinnerungen an Österreichs Weg2 (1941) 8.
117) Vgl dazu die Charakterisierung Rintelens als „geschickter Taktiker,

sehr ehrgeizig und nicht immer wählerisch in der Wahl seiner Mit-
tel“ bei Pferschy, Steiermark, in Weinzierl/Skalnik, Österreich
1918–1938 Geschichte der Ersten Republik II (1983) 939 ff, 947.
Zu weiteren politischen Funktionen s die biographischen Hinweise
bei www.parlament.gv.at/WWER/PAD_01689/

118) Dazu Jagschitz, Der Putsch. Die Nationalsozialisten in Österreich
(1976) 76 f, 127 f.

119) Pollak, JBl 1930, 178.
120) Kundmachung des Reichstatthalters für Österreich, wodurch der

Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Vereidigung der öf-
fentlichen Beamten des Landes Österreich bekannt gemacht wird,
GBlÖ 1938/3.

121) Gruchmann, Justiz3 173.
122) Kundmachung des Herrn Reichstatthalters in Österreich, wodurch

die Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeam-
tentums vom 31. 5. 1938 bekannt gemacht wird, GBlÖ 1938/160.

123) Pfeifer, Ostmark 71.
124) Neugebauer, Politische Justiz in Österreich 1934–1945, in Wien-

zierl/Stadler, Justiz und Zeitgeschichte (1977) 169 ff, 183 f; ders,
Das NS-Terrorsystem, in Talos/Hanisch/Neugebauer, NS-Herr-
schaft in Österreich 1938–1945 (1988) 163 ff, 176 f; vgl auch
Gruchmann, Justiz3 173 f.

125) Note an alle Gerichtshofspräsidenten v 14. 3. 1938, Jv 6352–1a/
38, die ich Herrn HR Dr. Alfred Waldstätten verdanke; s schonWald-
stätten, Staatliche Gerichte in Wien seit Maria Theresia. Beiträge zu
ihrer Geschichte (2011) 259.

126) Dazu und zum Folgenden insb Mulley, Zur „Gleichschaltung“ der
Justiz im Bereich des Oberlandesgerichts Wien 1938/39, in Rosner,
Recht und Gericht in Niederösterreich. Die Vorträge des 17. Sym-
posions des Niederösterreichischen Instituts für Landeskunde
(2002) 258 ff, 269 ff; weiters Stadler, „Juristisch bin ich nicht zu fas-
sen“ 18 ff.

127) Laich, Zwei Jahrhunderte Justiz in Tirol und Vorarlberg (1990) 236.
128) Waldstätten, Staatliche Gerichte 262. Auch der Präsident des OLG

Wien, Gustav Schuster, unter dessen Namen die in FN 125 zit Note
erging, wurde im März 1938 entfernt (Mulley in Rosner, Recht und
Gericht 270).

129) Robert Adam Pollak, geb 1877, war seit dem Jahr 1900 Richter, seit
1930 Vizepräsident des HG Wien gewesen; vgl Kosik, Österreich
1918–1934 (1935) 279.

130) Alle Angaben nach Mulley in Rosner, Recht und Gericht 270; vgl
auch die Angaben bei Gruchmann, Justiz3 174, wonach im Sprengel
des OLG Wien bis Februar 1941 insg 146 Juden, Mischlinge und
„jüdisch Versippte“ aus dem Justizdienst ausschieden; sowie bei
Broda, 1938–1974: Was ist geblieben? Zeitgeschichte 1974,
181 ff, 182, wonach von 1550 österr Richtern und Staatsanwälten
205 außer Dienst gestellt wurden, davon 130 im Sprengel des OLG
Wien.

131) Otto Nahrhaft, geb 1880, war nach einer Karriere als Staatsanwalt
seit 1935 Präsident des Kreisgerichtes Krems gewesen; vgl Kosik,
Österreich 1918–1934, 257. Nach 1945 war er ua Präsident des
Landesgerichts für StrafsachenWien und in Volksgerichtssachen tä-

Abhandlung

Österreichisches Insolvenzrecht während der NS-Zeit
Autor: RA Dr. Stephan Riel, Wien



428 Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

Ämtern gejagt. Von den Anfang 1938 tätigen Konkurs-
und Ausgleichskommissären, die als Einzelrichter das
Konkurs- oder Ausgleichsverfahren zu leiten hatten
(§ 79 Abs 2 KO aF bzw § 29 Abs 2 AO aF), verschwin-
den Robert Friedländer132) und Ludwig Viktor Heller,133)
beide Handelsgericht Wien, nach dem „Anschluss“
aus den Bekanntmachungen,134) während der prononc-
ierte Nationalsozialist Kamillo Policky135) neu als Insol-
venzrichter des HG Wien auftaucht.136)

Nicht nur Richter waren betroffen. Die damals wie
heute die Insolvenzpraxis mitprägenden bevorrechte-
ten Gläubigerschutzverbände137) Creditoren-Verein
von 1870 (ab 1941 bis heute Kreditschutzverband von
1870)138) und Alpenländischer Kreditorenverband ge-
rieten unter kommissarische Verwaltung,139) beim
KSV 1870 wurde bereits am 19. 3. 1938 „die bisherige
nichtarische Geschäftsführung von ihren Posten beur-
laubt (. . .)“.140)

Schließlich wurden große Teile der Anwaltschaft
Opfer des Nationalsozialismus. Bevor eine Verordnung
v 27. 9. 1938 bestimmte, dass „Juden (. . .) der Beruf des
Rechtsanwalts verschlossen“ wurde,141) waren Rechts-
anwälte aus politischen, vor allem aber aus rassischen
Gründen vielfachen Verfolgungen ausgesetzt.142) Noch
im März 1938 wurde in Wien, Niederösterreich und
dem Burgenland 1199 von 2521 eingetragenen Rechts-
anwälten überwiegend aus „rassischen Gründen“ die
Berufsausübung untersagt.143) Damit bedeutete der
„Anschluss“ für „die meisten jüdischen Rechtsanwalts-
kanzleien das (ökonomische) Ende, noch bevor dieses
durch Anordnungen des NS-Staates offiziell verfügt
wurde“.144) So wurde Rudolf Schalek,145) der als „Hof-
und Gerichtsadvokat in Wien (als Vertreter des Credi-
torenvereins)“ an den Beratungen 1913/14 zur Vorbe-
reitung der AO und der KO teilnahm,146) und 1934 ei-
nen noch heute wichtigen Aufsatz zur oben erwähnten
AO-Nov 1934 publizierte,147) nach dem „Anschluss“ im

tig; vgl Stadler, „Juristisch bin ich nicht zu fassen“ 161 bei und in
FN 532.

132) Robert Friedländer war Senatsvorsitzender am Handelsgericht
Wien und Autor des Praktischen Leitfadens des Ausgleichsrechts
(1932).

133) Ludwig Viktor Heller war nach 1945 Herausgeber der Manzschen
EO-Taschenausgabe, von 1955 bis 1957 Präsident des OLG Wien
und von 1958 bis 1965 Präsident des OGH (Waldstätten, Staatliche
Gerichte 368, 370) und Mitherausgeber des Heller/Berger/Stix,
Kommentar zur EO4 (1969 bis 1976).

134) Der Name des Konkurs- bzw Ausgleichskommissärs war im Edikt
öffentlich bekannt zu machen (§ 74 Abs 1 Z 3 KO bzw § 4 Abs 2
Z 3 AO idF vor dem IRÄG 1982); die Angaben im Text und in
FN 136 basieren auf den Bekanntmachungen im Amtsblatt zur
Wiener Zeitung von Jänner bis April 1938.

135) Kamillo Policky, geb 1891, feierte den „Anschluss“ als „Die Befrei-
ung Österreichs“ (Policky, Der Neuaufbau des Staates [1938] 78 ff)
und unterrichtete als „gerade im NS-Sinn habilitierte(r) Landesge-
richtsdirektor“ an der technischen Hochschule in Wien (Stolleis,
Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland. Weimarer Re-
publik und Nationalsozialismus [2002] 295; biographische Daten
zu Kamillo Policky bei Lüdtke, Kürschners Deutscher Gelehrten-Ka-
lender6 [1941] II 1251).

136) Ihre Tätigkeit als Konkurs- und Ausgleichskommissäre zumindest
zunächst fortsetzen, konnten Robert Kurz (HG Wien), Franz Reisin-
ger, Franz Klaus und Oskar Milan (Landesgericht für ZRS Wien), Ar-
nold Schewezik (Kreisgericht Wiener Neustadt), Josef Christelbauer
(Kreisgericht Krems) und Alfred Hann (Kreisgericht St. Pölten), der
in der NS-Zeit Präsident dieses Gerichtes wurde.

137) Dazu etwa Reimer, Die Stellung der Gläubigerschutzverbände in
den österreichischen Insolvenzverfahren, in FS 100 Jahre KSV
(1970) 49 ff.

138) www.ksv.at/KSV/1870/de/6ueberuns/1unternehmen/2geschichte/
index.html

139) Zum Alpenländischen Kreditorenverband s www.akv.at/
unternehmen/geschicht; zum Creditoren-Verein von 1870 s Mittei-
lungen des Creditorenverbandes von 1870 Nr 12/1938 v
19. 3. 1938, 1, sowie oV, Stellung des Kreditschutzverbandes im
neuen Staate, Mitteilungen des Creditorenverbandes von 1870
Nr 43/1938 v 22. 10. 1938, 1 ff, 2.

140) Siehe die Verlautbarung in Mitteilungen des Creditorenverbandes
von 1870 Nr 12/1938 v 19. 3. 1938, 1, wonach „die bisherige
nichtarische Geschäftsführung von ihren Posten beurlaubt (. . .)“
worden war und Gustav Ignaz Stingl die kommissarische Leitung
des Vereins übernommen hatte. Der „bekannte Klavierfabrikant

Pg. Gustav Ignaz Stingl“ wurde in der Folge auch mit der Leitung
des 1938 in „Donauländischen Kreditschutzverband“, 1941 in „Kre-
ditschutzverband von 1870“ umbenannten Vereins beauftragt
(Mitteilungen des Creditorenverbandes von 1870 Nr 27/1938 v
2. 7. 1938, 1; zu Gustav Ignaz Stingl [1900 bis 1960] vgl Czeike,His-
torisches Lexikon Wien [2004] V 349).

141) Kundmachung des Reichstatthalters in Österreich, wodurch die
Fünfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz v 27. 9. 1938 bekannt
gemacht wird, GBlÖ 1938/513; dazu Reiter-Zatloukal, Die österrei-
chische Rechtsanwaltschaft 1918 bis 1938, in Sauer/Reiter-Zatlou-
kal, Advokaten 1938. Das Schicksal der in den Jahren 1938 bis 1945
verfolgten österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
(2010) 1 ff, 29 ff; Sauer, „. . . konnte ich meinen geliebten Anwalts-
beruf nicht mehr ausüben . . .“ in Sauer/Reiter-Zatloukal, Advoka-
ten 1938. Das Schicksal der in den Jahren 1938 bis 1945 verfolgten
österreichischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte (2010)
33 ff, 49 ff.

142) Dazu Gruchmann, Justiz3 175 ff; Sauer in Sauer/Reiter-Zatloukal,
Advokaten 1938, 43 ff.

143) Broda, Zeitgeschichte 1974, 183.
144) Sauer in Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 43.
145) Biographische Daten zu Rudolf Schalek (1869 bis 1942) bei Sauer/

Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 296.
146) Denkschrift 4; s auch oV, Ein Rückblick auf den Werdegang des Cre-

ditoren-Vereines von 1870, in Festschrift 60 Jahre Creditorenverein
von 1870 (1930) 3 ff, 11, wonach von Rudolf Schalek, dem „Rechts-
anwalt des Vereines (. . .) zahlreiche der Gedanken und Formulie-
rungen“ der Insolvenzgesetze 1914 stammen. Schalek war über
Jahrzehnte „Vereinsanwalt“ des Creditoren-Vereines von 1870
und hatte seine Kanzlei in 1010Wien, Zelinkagasse 12, im Haus ne-
ben dem damaligen Sitz des Creditoren-Vereines von 1870. In den
Mitteilungen des Creditorenverbandes von 1870 Nr 15/1938 v
9. 4. 1938, 2, wurde bekannt gemacht, dass „sofort nach Einset-
zung der gegenwärtigen arischen Leitung (. . .) Herr Dr. Rudolf
Schalek, der bisher die Funktion des Vereinsanwaltes im Sinne der
Satzung innehatte, von dieser Funktion enthoben“ wurde. Zu einem
seiner Nachfolger als Vereinsanwalt wurde der 1937 eingetragene
Wiener Anwalt und Hochschullehrer Otto Reimer bestellt, der ab
1932 Konzipient bei Rudolf Schalek gewesen war (biographische
Daten zu Otto Reimer bei Schuppich, Otto Reimer, in FS Reimer
[1976] 9 f; dort 7 auch ein Verzeichnis der überwiegend dem österr
Insolvenzrecht gewidmeten Veröffentlichungen Reimers).

147) Schalek, Die Ausgleichsnovelle 1934, JBl 1934, 383 ff.
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siebzigsten Lebensjahr aus der Liste der Rechtsanwälte
gelöscht und war im Jahr 1939 noch als „jüdischer Kon-
sulent“148) tätig, bevor er 1942 verstarb.
Stolz berichtete Hueber noch im Jahr 1938, dass in

Österreich „nicht nur alle jüdischen Rechtsanwälte,
sondern alle Mischlinge vom Rechtsanwaltsberuf aus-
geschlossen“ wurden.149) Innerhalb weniger Tage und
Wochen vollzog sich damit in Österreich eine Entwick-
lung, die im „Altreich“mehrere Jahre gedauert hatte,150)
mit heute unvorstellbaren Folgen für die Betroffenen,
die nicht selten noch viel mehr zu erleiden hatten als
den Verlust ihrer Kanzleien.
Betroffen waren davon auch die Masse- und Aus-

gleichsverwalter, damals wie heute vor allem Rechtsan-
wälte: ImDeutschen Reich waren die Insolvenzgerichte
schon 1935 angewiesen worden, „bei der Ausübung ih-
res richterlichen Ermessens zu beachten (. . .), dass es
nicht im Sinne dieser Regelung (ie der Bestimmungen
über den Ausschluss von Juden aus öffentlichen Äm-
tern) liegen würde, Juden als (. . .) Konkurs-, Ver-
gleichs- oder Zwangsverwalter zu bestellen (. . .)“.151)
In Österreich bedurfte es nach der „Gleichschaltung“
der mit Insolvenzsachen befassten Gerichte offenbar
keiner besonderen Aufforderung. Am 23. 3. 1938 fin-
den sich ua neben stehende Bekanntmachungen im
Amtsblatt zur Wiener Zeitung:152)
Zwischen einer Konkurseröffnung über das Vermö-

gen eines Gastwirtes amWiener Gürtel und der Verta-
gung einer nachträglichen Prüfungstagsatzung in ei-
nem Verlassenschaftskonkurs, alltäglichen Bekanntma-
chungen, die heute ganz ähnlich in der Ediktsdatei er-
folgen könnten, wurde damit die Enthebung des
Wiener Rechtsanwaltes Leonhard Weinmann von sei-
nem Amt als Masseverwalter mit Beschluss v 18. 3.
1938 zur Geschäftszahl S 48/24 des HG Wien öffent-
lich bekannt gemacht.153)

Leonhard Weinmann, geb 24. 9. 1877, war zum Zeit-
punkt seiner Enthebung 60 Jahre alt und seit 27 Jahren
Anwalt. Seine Kanzlei war in Wien I, Biberstraße 4
etabliert. Nach seiner Streichung aus der Liste der
Rechtsanwälte im Jahr 1938 auf der Grundlage von
§ 1 lit b Z 1 der 5. Verordnung zum Reichsbürgerge-
setz, wonach im Lande Österreich jüdische Anwälte
bis spätestens 31. 12. 1938 aus der Liste der Rechtsan-
wälte zu löschen waren,154) war er als „jüdischer Konsu-
lent in der Ostmark“ zugelassen und konnte vermutlich
1940 noch emigrieren.155)

148) „Jüdische Konsulenten“ waren nur zur Vertretung von Juden zuge-
lassen; dazu Gruchmann, Justiz3 181 ff; Sauer in Sauer/Reiter-Zat-
loukal, Advokaten 1938, 55 ff.

149) Hueber, Die Rechtsangleichung in der Ostmark, DR 1938, 483 ff,
486.

150) Zur „Säuberung“ der Justizverwaltung und der Anwaltschaft nach
der „Machtergreifung“ in Deutschland ausf Gruchmann, Justiz3

124 ff.
151) AV des RJM v 19. 12. 1935, IV b 8040, DJ 1935, 1858; vgl Gruch-

mann, Justiz3 163 FN 128.
152) Bis zur Einführung der Ediktsdatei mit dem IRÄG 1997 BGBl I 1997/

114 erfolgten die in AO und KO vorgesehen öffentlichen Bekannt-
machungen gem § 75 Abs 5 KO aF iVm § 117 Abs 2 ZPO aF zu-
mindest in Ostösterreich idR im Amtsblatt zur Wiener Zeitung.

153) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 23. 3. 1938, 19. Weinmanns Nach-
folger als Masseverwalter, der Wiener Rechtsanwalt Hans Mann
(1896 bis 1944), war seit 1932 Mitglied der NSDAP und seit
1934 der SS (zuletzt im Rang eines Obersturmbannführers) und
vor dem „Anschluss“ vielfach als Rechtsvertreter österreichischer
Nationalsozialisten tätig. Im März 1938 hatte er „die Rechtsan-
waltskammer besetzt und den Juristenbund des Rechtswahrerbun-
des legal aufgezogen.“ Außerdem konnte er seine Kanzlei aus der
Wiener Vorstadt an eine der prominentesten Adressen Wiens

(Wien I, Stock im Eisen Platz 3–4) verlegen. 1944 kam er bei einem
Luftangriff ums Leben. Die vorstehenden Informationen zu Hans
Mann entstammen den Akten im Bundesarchiv Berlin zu BArch
(ehem BDC), SSO, Sign. (Mikrofilm): 295A, Mann, Hans,
8. 12. 1896, die ich Herrn Dr. Kurt Bauer, Wien, verdanke. Hans
Mann wurde auch Mitglied des im Jahr 1938 neu bestellten Aus-
schusses der Wiener Rechtsanwaltskammer (Wrabetz, Österreichi-
sche Rechtsanwälte in Vergangenheit und Gegenwart [2002] 130)
und Gauführer des NS-Rechtswahrerbundes (Handbuch Reichsgau
Wien [1941] 62).

154) Oben FN 141; s dazu Sauer in Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten
1938, 49 ff.

155) Biographische Daten bei Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938,
358.
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Begründet wurde der Enthebungsbeschluss, der nach
damals wie heute geltendem Recht156) eines „wichtigen
Grundes“ bedurft hätte, mit einer „sinngemäßen An-
wendung“ des oben erwähnten Erlasses v 15. 3. 1938
über die Vereidigung der öffentlichen Beamten in Ös-
terreich, wonach „jüdische Beamte“ nicht auf Hitler zu
vereidigen waren und vomDienst zu entheben war, wer
sich weigerte, den Eid auf Hitler zu leiten.157) Ab dem
18. 3. 1938 wurden mit dieser oder ähnlicher Begrün-
dung ihres Amtes als Masse- bzw Ausgleichsverwalter
enthoben:

Rudolf Lukan, geb 7. 5. 1873 in Troppau, Schlesien,
Anwalt inWien seit 1906, der nach fünfeinhalb Monate
im KZ Buchenwald kurz vor Kriegsbeginn nach Chile
emigrierte,158) zu S 44/36 des HG Wien;159)

Berthold Lauer, geb 6. 3. 1902 in Czernowitz, Anwalt
in Wien seit 1935, der 1941 aus Wien flüchten konnte
und 1946 neuerlich als Rechtsanwalt in Wien eingetra-
gen wurde,160) zu S 51/36 des HG Wien;161)

Heinrich Lipschitz, geb 18. 5. 1868 in Czernowitz,
Anwalt in Wien seit 1899, der 1942 im KZ Theresien-
stadt im Alter von 74 Jahren umkam,162) zu S 20/36 des
HG Wien;163)

Norbert Lubasch (auch Lubasz), geb 9. 3. 1891 in
Tarnow, Galizien, Anwalt in Wien seit 1921, dessen
Schicksal unbekannt ist,164) zu S 75, 76, 77/36 des HG
Wien;165)

Hans Neumann, geb 5. 12. 1892 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1925, der sich 1938 nach New York abmel-
dete,166) zu S 4/37 des HG Wien;167)

Viktor Rothstein, geb 5. 11. 1885 in Sokolow, Ukra-
ine, Anwalt in Wien seit 1926, der geschützt durch eine

„privilegierte Mischehe“ in Wien lebte und 1945 neu-
erlich als Rechtsanwalt in Wien eingetragen wurde,168)
zu S 36/37 des HG Wien (Konkurs der Inzersdorfer
Fischkonservenfabrik Gesellschaft m.b.H.);169)

Maximilian Osterer, geb 20. 7. 1886 in Sniatyn, Gali-
zien, Anwalt inWien seit 1923, der 1942 im LagerMaly
Trostinec umkam,170) zu S 56/37 des HG Wien;171)

Martin Heilpern, geb 22. 7. 1891 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1922, der am 10. 11. 1938 verhaftet und
schwer misshandelt wurde und 1939 in die USA emig-
rierte,172) zu S 84/32 des HG Wien;173)

Friedrich Rappaport, geb 25. 3. 1897 in Wien, Anwalt
in Wien seit 1927, der über Belgien in die USA emig-
rierte und dort im März 1970 starb,174) zu S 36/34 des
HG Wien;175)

Maximilian Winkler, geb 15. 3. 1873 in Malhotitz,
Mähren, Anwalt in Wien seit 1904, der 1939 emig-
rierte,176) zu S 104/34 des HG Wien;177)

Paul Lessing, geb 11. 2. 1893 in Seletin, Bukowina,
Anwalt in Wien seit 1933, der sich 1938 in die Schweiz
abmeldete und 1949 aus Israel nachWien zurückkehrte
und wieder als Rechtsanwalt tätig war,178) zu 58/35 des
HG Wien179) und zu S 149/32 des HG Wien;180)

Norbert Liebermann, geb 3. 1. 1872 in Sambor, Gali-
zien, Anwalt in Wien seit 1906, der 1943 nach Ausch-
witz deportiert wurde,181) zu S 3/36 des HG Wien;182)

Otto Lichtner, geb 10. 11. 1883 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1917, der 1941 ins Ghetto Litzmannstadt de-
portiert wurde und 1942 im Vernichtungslager Kulm-
hof umkam,183) zu S 4/36 des HG Wien;184)

Karl List, geb 4. 7. 1871 inWarna, Bukowina, Anwalt
inWien seit 1912, dessen Schicksal unbekannt ist,185) zu
S 21/36 des HG Wien;186)

Otto Lifczis, geb 12. 12. 1899 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1930, der 1938 nach Palästina emigrierte
und dort 1981 starb,187) zu S 52/36 des HG Wien;188)

156) Damals § 84 Abs 4 KO, heute § 87 Abs 1 IO.
157) § 3 Abs 2 und § 5 GBlÖ 1938/3.
158) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 238. Über die erste Zeit in

der Emigration schrieb Rudolf Lukan (zit nach Sauer in Sauer/Reiter-
Zatloukal, Advokaten 1938, 65), „dass durch den Aufenthalt in Bu-
chenwald ein doppelter Leistenbruch zutage trat und ich fast zwei
Jahre lang an Weinkrämpfen litt, die oft ohne jede äußere Veranlas-
sung ausbrachen. Mein Gedächtnis hatte auch derart gelitten, dass
es nichts behalten konnte (. . .). In Wien war ich vollständig gesund,
übte meine starkgehende Advokaturkanzlei zur allgemeinen Zufrie-
denheit aus und war der einzig in Wien tätige Rechtsanwalt des Ös-
terreichischen Touring-Club. Durch die oberwähnten auf den Auf-
enthalt in Buchenwald zurückzuführenden Leiden war ich vollstän-
dig erwerbsunfähig, ich konnte deshalb weder eine Dienststelle an-
treten noch mich als Agent betätigen; denn, wenn ich mich schon
bezwang, um ein Geschäftslokal zu betreten, begann ich zu weinen
statt eine Offerte zu stellen und verließ das Lokal. Ich hätte auch
keinen Musterkoffer tragen können.“

159) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
160) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 223.
161) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
162) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 233.
163) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
164) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 238.
165) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
166) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 257.
167) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.

168) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 291.
169) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
170) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 261.
171) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 3. 1938, 23.
172) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 174.
173) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
174) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 275.
175) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
176) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 365.
177) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
178) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 229.
179) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
180) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
181) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 232.
182) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
183) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 232.
184) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
185) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 233 f.
186) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
187) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 232 f.
188) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
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Julius Liebling, geb 1. 6. 1904 in Glembocek, Polen,
Anwalt in Wien seit 1936, dessen Schicksal unbekannt
ist,189) zu S 65/36 des HG Wien;190)

Adolf Lande, geb 24. 6. 1905 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1936, der nach Verschleppung in die Kon-
zentrationslager Dachau und Buchenwald im Jahr
1939 emigrierte und ab 1947 für die UNO arbeitete,191)
zu S 2/37 des HG Wien;192)

Otto Weiß, geb 9. 8. 1906 in Wien, Anwalt in Wien
seit 1937, der 1938 in die USA emigrierte und dort
1986 starb,193) zu Sa 92/38 des HG Wien;194)

Karl Königstein, Kommerzialrat in Wien XVI, Brun-
nengasse 41 zu Sa 5/38 des HG Wien;195)

Ludwig Tennenbaum, geb 29. 8. 1862 in Tarnopol,
Galizien, Anwalt in Wien seit 1893, dessen Schicksal
unbekannt ist,196) zu Sa 11/38 des HG Wien;197)

Srul Osterer, geb 9. 5. 1898 in Unter Stanestic, Buko-
wina, Anwalt in Wien seit 1932, dessen Schicksal unbe-
kannt ist,198) zu S 52/37 des HG Wien;199)

Alexander Ostermann, geb 10. 1. 1893 in Wien, An-
walt in Wien seit 1928, der nach Verhaftung und Miss-
handlung in Wien und Verschleppung in die Konzent-
rationslager Dachau und Buchenwald im Jahr 1939
emigrierte und ab 1959 wieder als Rechtsanwalt in
Wien eingetragen war,200) zu S 1/38 des HG Wien;201)

Hans Leist, geb 29. 4. 1900 in Wien, Anwalt in Wien
erst seit 4. 1. 1938, dessen Schicksal unbekannt ist,202)
zu S 4/38 des HG Wien;203)

Emil Frankl, geb 1. 1. 1868 in Hluk, Mähren, Anwalt
in Wien seit 1897, der 1942 ins KZ Theresienstadt de-
portiert wurde und dort umkam,204) zu S 113/31 des
HG Wien;205)

Hugo Neufeld, geb 2. 9. 1881 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1912, der am 15. 3. 1938 flüchtete, um seiner
Verhaftung zu entgehen, und 1948 in Australien
starb,206) zu S 31/34 des HG Wien207) und zu S 32/34
des HG Wien;208)

Markus Frey, geb 6. 11. 1890 in Bolechov, Galizien,
Anwalt in Wien seit 1932, dessen Schicksal unbekannt
ist,209) zu S 63/35 des HG Wien;210)

Heinrich Ornstein, geb 19. 3. 1890 inWien, Anwalt in
Wien seit 1921, dessen Schicksal unbekannt ist,211) zu
S 53/37 des HG Wien;212)

Arthur Nossal, geb 17. 6. 1874 in Prag, Anwalt in
Wien seit 1919, der 1939 nach Australien emigrierte,213)
zu S 23/37 des HG Wien;214)

Karl Drechsler, geb 2. 11. 1905 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1935, der 1938 emigrierte und 2003 hochbe-
tagt starb,215) zu S 27/37 des HG Wien;216)

Kurt Walter Opper, geb 5. 7. 1904 inWien, Anwalt in
Wien seit 1935, der 1938 emigrierte und 1965 starb,217)
zu S 48/37 des HG Wien;218)

Salomon Ostersetzer, geb 8. 3. 1891 in Peczenizym,
Polen, Anwalt in Wien seit 1924, der in Frankreich
überlebte und ab 1948 wieder als Anwalt in Wien ein-
getragen war,219) zu S 5/38 des HG Wien;220)

Emil Damask, geb 11. 11. 1878 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1913, dessen Schicksal unbekannt ist,221) zu
S 29/36 des HG Wien;222)

Ignaz Eisenstein, geb 23. 12. 1881 in Stanislau, Gali-
zien, Anwalt in Wien seit 1997, dessen Schicksal unbe-
kannt ist,223) zu S 122/31 des HG Wien;224)

Otto Loeb, geb 17. 3. 1882 in Wien, Anwalt in Wien
seit 1913, der als „jüdischer Konsulent“ in Wien tätig
und durch eine „privilegierte Mischehe“ geschützt
überlebte und 1945 neuerlich als Rechtsanwalt in Wien
eingetragen wurde, wo er 1969 starb,225) zu S 37/37 des
HG Wien;226)

Eugen Österreicher, geb 30. 12. 1903 in Kismarton,
Ungarn, Anwalt in Wien seit 1936, dessen Schicksal
unbekannt ist,227) zu S 39/37 des HG Wien;228)

Paul Josef Neumann, geb 14. 4. 1901 in Wien, Anwalt
inWien seit 1932, dessen Schicksal unbekannt ist,229) zu
S 23/37 des HG Wien;230)

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

189) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 232.
190) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
191) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 220.
192) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 25.
193) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 360.
194) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 26. Ein Karl König-

stein, geb 15. 8. 1872 in Wien, Kaufmann, zuletzt in Wien IX,
Scheuchgasse 6 wohnhaft, wurde am 26. 7. 1943 im KZ Theresien-
stadt ermordet (www.holocaust.cz/de/document/DOCUMENT.
ITI.19944).

195) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 26.
196) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 341 f.
197) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 25. 3. 1938, 26.
198) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 261.
199) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
200) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 261.
201) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
202) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 227.
203) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
204) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 138.
205) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
206) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 257.
207) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
208) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 3. 1938, 20.
209) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 141.
210) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 27. 3. 1938, 21.
211) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 260 f.
212) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 27. 3. 1938, 21.
213) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 259.
214) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
215) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 114.
216) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
217) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 260.
218) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
219) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 262.
220) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
221) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 110.
222) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
223) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 119.
224) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
225) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 234.
226) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
227) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 261 f.
228) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
229) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 258.
230) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 29. 3. 1938, 19.
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Leopold Zalocser, geb 28. 11. 1858 in Brody, Galizien,
Anwalt in Wien seit 1911, der als ältester dieser trauri-
gen Aufzählung 1942 nach Theresienstadt deportiert
wurde und dort am 27. 11. 1942, am Tag vor seinem
84sten Geburtstagstag umkam,231) zu S 32/30 des HG
Wien;232)

Ludwig Lichtenstern, geb 4. 5. 1865 in Wien, Anwalt
in Wien seit 1900, der durch eine „privilegierte Misch-
ehe“ geschützt überlebte und 1945 neuerlich als
Rechtsanwalt in Wien eingetragen wurde, wo er 1949
starb,233) zu S 73/35 des HG Wien;234)

Julius Teller, geb 2. 7. 1905 in Wien, Anwalt in Wien
seit 1935, dessen Schicksal unbekannt ist;235) zu S 25/37
des HG Wien;236)

Rudolf Franz Singer, geb 6. 5. 1894 in Wien, Anwalt
in Wien seit 1925, der am 23. 3. 1938 durch Suizid
aus dem Leben schied,237) zu S 1/26 des HG Wien
(Konkurs der Wiener Lombard- und Escompte Bank
in Liquidation) zwei Tage nach seinem Tod mit Be-
schluss v 25. 3. 1938;238)

Hermann Kraszna, geb 13. 1. 1877 in Ziersdorf, Nie-
derösterreich, Anwalt in Wien seit 1908, der 1938 nach
Ecuador emigrierte und dort 1942 starb,239) zu S 84/28
des HG Wien;240)

Jaroslaw Fantl, geb 14. 10. 1879 in Bergreichenstein,
Böhmen, Anwalt in Wien seit 1910, der am 11. 4. 1938
durch Suizid aus dem Leben schied,241) zu S 127/30 des
HG Wien;242)

Rudolf Fassl, geb 17. 7. 1872 in Prossnitz, Mähren,
Anwalt inWien seit 1902, der am 28. 6. 1938 durch Su-
izid aus dem Leben schied,243) zu S 134/30 des HG
Wien;244)

Ludwig Loschitzer, geb 12. 7. 1901 inWien, Anwalt in
Wien seit 1933, der offenbar zunächst „als Hilfsarbei-
ter“ in Wien und Jugoslawien überlebte, fliehen
konnte, 1947 aus Palästina nach Wien zurückkehrte
und neuerlich als Anwalt in Wien eingetragen war,245)
zu S 32/36 des HG Wien;246)

Ernst Lohsing, geb 30. 8. 1878 in Prag, Anwalt in
Wien seit 1909,247) der zum Straf- und Anwaltsrecht

publiziert hatte,248) 1938 nach Prag emigrierte, dort an
der Universität lehrte, 1942 ins KZMaly Trostinec de-
portiert wurde und dort umkam,249) zu S 8/37250) und zu
S 11/37251) je des HG Wien;

Leo Schönfeld, Buchrevisor in Wien IX, Währinger
Straße 24, zu S 30/37 des HG Wien;252)

Heinrich Klein, geb 24. 11. 1888 in Wien, Anwalt in
Eggenburg, Niederösterreich seit 1927, der 1942 im
KZAuschwitz umkam,253) zu S 14/36 des Kreisgerichtes
Krems;254)

Paul Brüll, geb 1. 12. 1894 in Zawoja, Galizien, An-
walt in Krems, Niederösterreich, seit 1925, der nach
zweiwöchiger Haft in die USA emigrierte,255) zu S 1/
38 des Kreisgerichtes Krems;256)

Alice Libitzky, geb 18. 4. 1900 in Wien, Anwältin in
Wien seit 1936, die – als einzige Frau in dieser trauri-
gen Aufzählung – 1942 nach Auschwitz deportiert
wurde und dort umkam,257) zu S 3/37 des HGWien;258)

Heinrich Hoffmann, geb 17. 2. 1884 in Wien, Anwalt
in Wien seit 1919, der 1947 für tot erklärt wurde,259) zu
S 169/32 des HG Wien;260)

Arpad Neumann, geb 20. 2. 1903 in Lundenburg,
Mähren, Anwalt in Wiener Neustadt erst seit 1938,
der offenbar in Österreich blieb und 1945 in Wien
starb,261) zu Sa 8/38 des KreisgerichtesWr. Neustadt;262)

Eduard Frischauer, geb 11. 6. 1894 in Wien, Anwalt
in Wien seit 1925, der 1938 in die USA emigrierte

231) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 371.
232) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 30. 3. 1938, 19.
233) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 231.
234) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 30. 3. 1938, 19.
235) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 341.
236) Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 30. 3. 1938, 19.
237) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 319.
238) Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 31. 3. 1938, 23.
239) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 213.
240) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
241) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 126.
242) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
243) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 126 f.
244) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
245) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 236.
246) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
247) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 235.

248) Bis heute wichtig sind die nach dem Krieg erschienenen Bearbei-
tungen von Lohsing/Braun, Österreichisches Anwaltsrecht2

(1950); Lohsing/Serini, Österreichisches Strafprozeßrecht4 (1952).
249) Österreichisches Biographisches Lexikon (ÖBL) 1815–1950, V

(Lfg. 24, 1971) 301.
250) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
251) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23.
252) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 31. 3. 1938, 23. Ein Leo Schönfeld,

geb 2. 5. 1898 in Wien, zuletzt in Wien IX, Türkenstraße 17/17
wohnhaft, wurde am 5. 6. 1942 ins KZ Izbica deportiert und kam
am 25. 8. 1942 um (www.lettertothestars.at/liste_ermordete.
php?numrowbegin=0&id=53368&action=search&searchterm=
schönfeld&history=&locked=3#53368).

253) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 202.
254) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 2. 4. 1938, 28.
255) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 105. Zum „Terror gegen

Dr. Paul Brüll“, der in seiner Kremser Kanzlei verprügelt wurde, s
Streibel, „Und plötzlich waren sie alle weg . . .“ Die Juden in Krems
1938, in Schmid/Streibel, Der Progrom 1938. Judenverfolgung in
Österreich und Deutschland (1990) 51 ff, 54 f.

256) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 2. 4. 1938, 28. Paul Brüll war erst
mit Beschluss des KG Krems vom 23. 2. 1938 bestellt worden
(Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 26. 2. 1938, 15).

257) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 230; näher Sauer, Advo-
katen 1938 – Einblicke in die Forschungspraxis, in Meissl/Olechow-
ski/Reiter-Zatloukal/Schima, Vertriebenes Recht – Vertreibendes
Recht. Zur Geschichte der Wiener Rechts- und Staatswissenschaft-
lichen Fakultät zwischen 1938 und 1945 (2012) 375 ff, 389 f.

258) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 8. 4. 1938, 24.
259) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 183 f.
260) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 8. 4. 1938, 24.
261) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 257.
262) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 10. 4. 1938, 21.
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und dort 1964 starb,263) als „geflüchtet“ zu S 14/37 des
HG Wien;264)

Julius Feldschreiber, geb 7. 6. 1902 inWien, Anwalt in
Gloggnitz, Niederösterreich seit 1934, der 1938 nach
England emigrierte,265) zu S 15/37 des Kreisgerichtes
Wr. Neustadt;266)

Wilhelm Propper, geb 20. 8. 1886 in Wien, Anwalt in
Wien seit 1917, der sich am 21. 4. 1939 „nach Südame-
rika“ abmeldete und über dessen weiteres Schicksal
nichts bekannt ist,267) zu S 56/35 des Landesgericht
für Zivilrechtssachen Wien;268)

Max Frischauer, geb 2. 2. 1879 in Brünn, Anwalt in
Wien seit 1910, der am 23. 3. 1938 durch Suizid aus
dem Leben schied,269) zu S 39/37 des Landesgericht
für Zivilrechtssachen Wien;270)

Bernhard Klaar, geb 11. 10. 1904 in Wien, Anwalt in
Baden, Niederösterreich seit 1936, der 1939 emigrierte
und ab 1947 als Anwalt in Wien eingetragen war,271) zu
S 17/36 des Kreisgerichtes Wr. Neustadt;272)

Friedrich Kalmann, geb 3. 2. 1894 in Wojnilow, Ga-
lizien, Anwalt in Baden, Niederösterreich seit 1932,
dessen weiteres Schicksal unbekannt ist,273) „auf eige-
nen Antrag“ zu S 2/38 des Kreisgerichtes Wr. Neu-
stadt;274)

Anders als in Deutschland275) kennt man also in Ös-
terreich die Namen zumindest eines Teils der betroffe-
nen Insolvenzverwalter. Hält man sich das besondere
Vertrauensverhältnis zwischen Insolvenzrichter und
Verwalter vor Augen, das wohl damals wie heute in
der gerichtlichen Bestellung zum Ausdruck kommt,
ist die beispiellose „Säuberung“ der Verwalterschaft
durch die ebenfalls „gesäuberten“ Gerichte in den Ta-
gen und Wochen nach dem „Anschluss“ ein beredtes,
wenn auch heute kaum mehr fassbares Zeugnis für
das Grauen jener Zeit. Da die Insolvenzen insb nach

Kriegsbeginn massiv abnahmen,276) war sie auch der
letzte Akt der österr Insolvenzrechtspraxis in der NS-
Zeit.

IV. Fazit
Wenn Robert Bartsch im Jahr 1949 feststellte, dass „in
der Zeit des Nationalsozialismus (. . .) am österreichi-
schen Insolvenzrecht keine Änderung vorgenommen“
wurde,277) beschreibt er das in dieser Zeit geltende
Recht wohl zutreffend. Für die mit dem Insolvenzrecht
befassten Menschen hatte der „Anschluss“ hingegen
schreckliche und heute unvorstellbare Folgen.

263) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 144.
264) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 12. 4. 1938, 18.
265) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 129.
266) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 22. 4. 1938, 17.
267) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 274.
268) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 24. 4. 1938, 20. Es handelte sich

um das Konkursverfahren über das Vermögen der Maria Bach,
Gutsbesitzerin. In diesem war Wilhelm Propper nach Enthebung
des vorherigen Masseverwalters, dessen Stellvertreters und eines
Gläubigerausschussmitgliedes (!) am 2. 9. 1937 zum Masseverwal-
ter bestellt worden (Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 8. 9. 1937,
13). Was immer im Jahr 1937 vorgefallen sein mag, die Bestellung
Proppers in einer offenkundig heiklen Situation lässt vermuten, dass
er noch rund ein halbes Jahr vor seiner Enthebung das besondere
Vertrauen des Konkursgerichtes genoss.

269) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 144.
270) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 8. 5. 1938, 23.
271) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 200.
272) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 14. 5. 1938, 23.
273) Sauer/Reiter-Zatloukal, Advokaten 1938, 194.
274) Amtsblatt zur Wiener Zeitung v 14. 5. 1938, 23.
275) Dazu Paulus, NZI 2011, 659.

276) Im September 1939 wurden im Amtsblatt zur Wiener Zeitung nur
mehr sechs Konkurs- und zwei Ausgleichseröffnungen durch das –
aus dem Zusammenschluss der Wiener Gerichtshöfe hervorgegan-
gene – Landgericht Wien (vgl Pfeifer, Ostmark 239), dessen Kon-
kursabteilung inzwischen in den Justizpalast übersiedelt war (Wie-
ner Zeitung v 14. 5. 1939, 7;Waldstätten, Staatliche Gerichte 271),
veröffentlicht; im September 1937 waren es noch zwölf Konkurs-
und 40 Ausgleichseröffnungen gewesen. Österreichweit wurden
1935: 1.368, 1936: 1.375 und 1937: 1.341 gerichtliche Insolvenz-
verfahren eröffnet (Statistisches Jahrbuch für Österreich 1938, hrsg
vom Österreichischen Statistischen Landesamt [1938] 243). In den
„Reichsgauen der Ostmark“ wurden 1938: 1.120, 1939: 341 und
1940: 186 gerichtliche Insolvenzverfahren eröffnet (Statistisches
Jahrbuch für das Deutsche Reich 1941/42, hrsg vom Statistischen
Reichsamt [1942] 484).

277) Bartsch, Grundriß2 4.
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EGMR-Urteil zur Durchsuchung und
Beschlagnahme in Kanzleiräumen

Am 2. 7. 2012 hat der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte die Republik Österreich wegen

der Verletzung des in Art 8 EMRK geschützten Rechts
auf Achtung der Privatsphäre und Korrespondenz eines
österreichischen Rechtsanwaltes verurteilt (Beschwerde
Nr 30457/06).Der Beschwerdeführer hatte die Durchsu-
chung seiner Kanzlei gerügt, bei der alle vorgefundenen
Dokumente bzw elektronischen Daten kopiert und be-
schlagnahmt wurden. Anlass zur Hausdurchsuchung
hatte der Verdacht gegeben, der Beschwerdeführer hätte
Vermögensdelikte gegenüber zwei seiner Klienten be-
gangen.DerGerichtshof kam zu der Erkenntnis, dass sich
die Durchsuchung und Beschlagnahme auf verdachtsbe-
zogene Dokumente und Daten beschränken hätte müs-
sen. Die darüber hinausgehende Beschlagnahme war
nach Ansicht des EGMR unverhältnismäßig und stelle
deswegen einen unzulässigen Eingriff in das Recht auf
Achtung der Privatsphäre und Korrespondenz dar.

Im Zuge der damaligen Ermittlungen gegen den Be-
schwerdeführer wurde ein Durchsuchungsbefehl durch
den zuständigen Untersuchungsrichter erteilt. Bei der
Durchsuchung der Kanzleiräumlichkeiten des Be-
schwerdeführers wurde auch dessen Computersystem
in Augenschein genommen. Die Exekutivbeamten ko-
pierten alle auffindbaren Daten auf CD-Roms/DVDs.
Gegen diese Maßnahme erhob ein anwesender Vertre-
ter der Wiener Rechtsanwaltskammer Einspruch mit
der Begründung, dass die spezifische Ermittlung der
Daten, die das Verhältnis zwischen dem Beschwerde-
führer und den betroffenen Klienten dokumentieren,
technisch möglich und somit eine Beschlagnahme aller
anderen Daten unnötig wäre. Nach Rücksprache mit
dem Untersuchungsrichter kopierten die Exekutivbe-
amten trotzdem alle vorhandenen Kanzleidaten (auch
diejenigen, die nicht das Verhältnis zwischen dem Be-
schwerdeführer und den Opfern dokumentierten).

Die CDs mit den akquirierten Daten wurden versie-
gelt und sodann dem Untersuchungsrichter übergeben.
Der Beschwerdeführer erhob umgehend Einspruch ge-
gen die Beschlagnahme und Überprüfung aller Kanz-
leidaten bei der zuständigen Ratskammer. Diese geneh-
migte jedoch am 3. 3. 2006 die Sichtung und Prüfung
aller erhobenen Daten und begründete ihre Entschei-
dung damit, dass gegen den Beschwerdeführer ein nicht
unwesentlicher Verdacht bestehe und die Beschlag-
nahme aller Daten im Zuge der Ermittlungen notwen-
dig wäre. DesWeiteren führte die Ratskammer imWe-
sentlichen aus, dass sich ein Rechtsanwalt, der selbst
Verdächtiger sei, nicht auf seine Verschwiegenheits-
pflicht berufen könne.

Die Wiener Rechtsanwaltskammer kontaktierte am
23. 3. 2006 die Generalprokuratur und forderte im Fall
des Beschwerdeführers eine Nichtigkeitsbeschwerde
zur Wahrung des Gesetzes (§ 33 Abs 2 StPO alt). Die
Rechtsanwaltskammer begründete diese Forderung da-
mit, dass die Beschlagnahme aller Daten des Beschwer-
deführers und die nachträgliche Entscheidung der
Ratskammer ungesetzlich und exzessiv erfolgt wären.
Mit einem Schreiben vom 12. 4. 2006 lehnte die Gene-
ralprokuratur die Erhebung einer Nichtigkeitsbe-
schwerde zur Wahrung des Gesetzes ab.

Am 14. 5. 2009 wurde der Beschwerdeführer in ein-
zelnen Anklagepunkten freigesprochen, hinsichtlich
anderer Anklagepunkte jedoch schuldig gesprochen.
Kurz nachdem das Urteil rechtskräftig wurde, ergaben
sich neue Beweise, die den Beschwerdeführer vollstän-
dig entlasteten. Der Beschwerdeführer stellte einen er-
folgreichen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfah-
rens und wurde am 15. 3. 2011 schließlich auch hin-
sichtlich der anderen Anklagepunkte freigesprochen.
Der Beschwerdeführer hatte bereits am 20. 7. 2006

eine Individualbeschwerde (Art 34 EMRK) beim Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte eingereicht.
In dieser Beschwerde beanstandete der Beschwerde-
führer die Beschlagnahme aller in seinen Kanzleiräum-
lichkeiten vorgefundenen Klientendaten. Nach der
Wiederaufnahme des Verfahrens und dem Freispruch
des Beschwerdeführers argumentierte dieser, dass jegli-
cher Verdacht gegen ihn haltlos gewesen wäre und die
Durchsuchung seines Büros bzw die Beschlagnahme al-
ler Daten unverhältnismäßig, wenn nicht sogar willkür-
lich erfolgt wären. Die Republik Österreich entgeg-
nete, dass die Durchsuchung und Beschlagnahme im
Einklang mit den österreichischen Verfahrensbestim-
mungen erfolgt wären und nicht unverhältnismäßig
die Rechte des Beschwerdeführers verletzten.
In seinem Urteil kam der Gerichtshof zu der Er-

kenntnis, dass die Durchsuchung und Beschlagnahme
des gesamten Datenbestandes des Beschwerdeführers
auf alle Fälle einen Eingriff in dessen Recht auf Ach-
tung der Privatsphäre und der Korrespondenz darstelle.
Dieser sei entsprechend bestehender Gesetze erfolgt.
Allerdings wäre zu prüfen, ob der Eingriff „notwendig
in einer demokratischen Gesellschaft“ und in Bezug auf
das verfolgte Ziel verhältnismäßig gewesen sei. Der
EGMR vertrat generell den Standpunkt, dass der
Durchsuchungsbefehl äußerst weit gefasst war und kri-
tisierte die kurze und allgemeine Form der Entschei-
dung der Ratskammer („richterliche Rechtsschutzin-
stanz“), die eine Beschlagnahme und Sichtung aller Da-
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ten zuließ, sich jedoch nicht weiter mit der Frage be-
schäftigte, ob die Suche und Beschlagnahme von aus-
schließlich verdachtsbezogenen Daten ausgereicht
hätte.
Insgesamt kam der EGMR zu dem Schluss, dass

keine bestimmten Gründe vorlagen, die die Durchsu-
chung und Beschlagnahme aller in der Kanzlei vorge-
fundenen elektronischen Daten gerechtfertigt hätten.
Die Durchsuchung und Beschlagnahme anderer als
der verdachtsbezogenen Daten gehe über das Maß
der Notwendigkeit hinaus und seien deshalb unverhält-
nismäßig. Folglich liege eine Verletzung des Rechts
auch Achtung der Privatsphäre bzw der Korrespondenz
gem Art 8 EMRK vor. Die Republik Österreich prüft
derzeit noch, ob sie gegen das Urteil Berufung einlegen
wird.

Mit diesem Urteil unterstreicht der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte einmal mehr, dass die
pauschale Durchsuchung und Beschlagnahme aller in
einer Kanzlei vorgefundenen Daten in Anbetracht der
vielen technischen Möglichkeiten, ausschließlich ver-
dachtsbezogene Daten herauszufiltern und zu be-
schlagnahmen, unverhältnismäßig und somit unzulässig
ist. Die rechtsanwaltliche Verschwiegenheitspflicht
wird gegenüber Eingriffen des Staates durch dieses Ur-
teil insofern gestärkt, als die Durchsuchung und Be-
schlagnahme von Kanzleidokumenten nur mehr in äu-
ßerst eingeschränktemMaße und mit Berücksichtigung
der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs mit dem verfolg-
ten Ziel erfolgen dürfen.

Mag. Philipp Winkler,
ÖRAK Büro Brüssel
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Anwaltsakademie
Terminübersicht September 2012 bis Dezember 2012

September 2012

4. 9. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
7. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20120904/8

5. 9. bis 14. 11. WIEN
Special
Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminarnummer: 20120905/8

6. 9. und 10. 10. WIEN
Checkup
Prüfungssimulation:
Zivilrecht und Strafrecht
Seminarnummer: 20120906A/8

6. bis 8. 9. WIEN
Key qualifications
Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminarnummer: 20120906/8

7. und 8. 9. INNSBRUCK
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20120907/6

10. und 11. 9. WIEN
Awake
train the trainer: Vorträge halten, Seminare leiten –

Expertentipps für Profis
Seminarnummer: 20120910/8

11. 9. WIEN
Privatissimum
Achtung: Verjährung! Wichtiges für die Advokatur
Seminarnummer: 20120911A/8

11. 9. und 25. 9. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
8. Bundesabgabenordnung
Seminarnummer: 20120911/8

13. und 14. 9. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20120913/8

14. 9. WIEN
Update
Aktuelle Entwicklungen im Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20120914A/8

14. und 15. 9. GRAZ
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20120914/5

14. und 15. 9. INNSBRUCK
Basic
Verwaltungsverfahren/Rasche Maßnahmen
innerhalb des Verwaltungsrechtes
Europarechtliche Aspekte im öffentlichen Recht
Seminarnummer: 20120914/6

14. und 15. 9. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20120914/8

19. 9. INNSBRUCK
Update
Ehe und Unternehmen
Seminarnummer: 20120919/6

21. und 22. 9. DORNBIRN
Special
Verkehrsunfall und Schadenersatzrecht
Seminarnummer: 20120921/7

21. und 22. 9. ST. GEORGEN i.A.
Special
Bilanzen lesen und verstehen
Seminarnummer: 20120921/3

21. und 22. 9. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20120921/8

21. und 22. 9. WIEN
Special
Öffentliches Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20120921A/8

24. und 25. 9. WIEN
Key qualifications
Aufbaulehrgang
Professionelles Kanzlei-Management
Seminarnummer: 20120924A/8

25. 9. ALLAND
Update
Update Leistungsstörungen
Seminarnummer: 20120925/2
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26. 9. LINZ
Update
Familien- und Scheidungsrecht
Seminarnummer: 20120926/3

27. 9. und 25. 10. WIEN
Checkup
Prüfungssimulation
Öffentliches Recht
Seminarnummer: 20120927/8

27. bis 29. 9. WIEN
Extra
cross examination
Das Kreuz mit dem Kreuzverhör
Seminarnummer: 20120927A/8

28. und 29. 9. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im europäischen
Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20120928/8

28. und 29. 9. IGLS
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20120928/6

Oktober 2012

4. bis 6. 10. MELK
Intensive
Im Mittelpunkt – der Mensch:
Schutz der Privatsphäre,
der Persönlichkeitsrechte
der Daten und der Grundrechte
Seminarnummer: 20121004/2

11. 10. WIEN
Privatissimum
Firmenbuchverfahren – Fehlerprävention
Seminarnummer: 20121011A/8

11. bis 13. 10. WIEN
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20121011/8

12. 10. GRAZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121012/5

12. und 13. 10. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20121012/8

16. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
9. Stiftungssteuerrecht
Seminarnummer: 20121016/8

17. 10. BREGENZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121017/7

18. 10. INNSBRUCK
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121018/6

18. 10. LINZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121018/3

18. bis 20. 10. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– Alles was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20121018/8

19. 10. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20121019B/8

19. 10. GRAZ
Update
Update zum Insolvenzrecht – Insolvenzverfahren
von A bis Z
Seminarnummer: 20121019/5

19. und 20. 10. INNSBRUCK
Basic
Exekutionsrecht intensiv
Seminarnummer: 20121019/6

19. und 20. 10. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20121019/3

19. und 20. 10. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren Teil II: UVS, Asylverfahren
LVerw.Gericht
Seminarnummer: 20121019A/8

19. und 20. 10. WIEN
Special
Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminarnummer: 20121019/8

23. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
10. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminarnummer: 20121023/8
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24. 10. WIEN
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121024/8

November 2012

2. und 3. 11. ST. GEORGEN i.A.
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20121102/3

2. und 3. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III: Die VfGH- und
VwGH-Beschwerde
Seminarnummer: 20121102/8

6. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht
11. Insolvenz und Steuern
Seminarnummer: 20121106/8

8. bis 10. 11. IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20121108/6

9. 11. GRAZ
Workshop
Insolvenzrecht spezial – Workshop für Insolvenz-
verwalter
Seminarnummer: 20121109/5

9. und 10. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II (Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH)
Seminarnummer: 20121109/8

9. und 10. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht
Seminarnummer: 20121109A/8

15. bis 17. 11. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20121115/2

16. und 17. 11. SALZBURG
Update
Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsände-
rungen
Seminarnummer: 20121116/4

16. und 17. 11. FELDKIRCH
Basic
Ehescheidung und Aufteilung des ehelichen Ge-
brauchsvermögens
Seminarnummer: 20121116/7

16. und 17. 11. GRAZ
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20121116/5

16. und 17. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20121116/8

16. und 17. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20121116A/8

19. und 20. 11. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20121119/6

20. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 12. Vermögensveranla-
gung und Steuern – Die Besteuerung der Einkünfte
aus Kapitalvermögen
Seminarnummer: 20121120/8

22. bis 24. 11. WIEN
Special
Start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminarnummer: 20121122/8

23. und 24. 11. GRAZ
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung: Vom Konflikt
zum Konsens
Seminarnummer: 20121123/5

23. und 24. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20121123/8

23. 11. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminarnummer: 20121123A/8

29. und 30. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20121129/6

30. 11. und 1. 12. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20121130/3
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30. 11. und 1. 12. WIEN

Basic
Standesrecht
Seminarnummer: 20121130A/8

30. 11. und 1. 12. WIEN

Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20121130/8

Dezember 2012

4. 12. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 13. Abgaben in der RA-
Kanzlei
Seminarnummer: 20121204/8

6. und 7. 12. FELDKIRCH
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20121206/7

6. und 7. 12. WIEN
Key qualifications
Plädoyer: Rhetorik und Körpersprache I
Seminarnummer: 20121206/8

Update Leistungsstörungen
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die Teilnehmer erhalten einen umfassenden Überblick
über die aktuelle Judikatur zum Leistungsstörungs-
recht, insbesondere zum Gewährleistungs- und Scha-
denersatzrecht. Eine Analyse möglicher Strategien auf
Schuldner- bzw. auf Gläubigerseite rundet das Referat
ab.

Planung: Dr. Elisabeth Zimmert, RA in Neunkirchen
Referentinnen: Hon.-Prof. Dr. Irene Welser, RA in
Wien
Univ.-Prof. Dr. Brigitta Zöchling-Jud, Universität
Wien, Institut für Zivilrecht
Termin: Dienstag, 25. 9. 2012 = 1 Halbtag
Seminarort: Alland, Raststation Autogrill Alland

Rechtsentwicklung im Europäischen Wirtschaftsrecht
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Europäische Wirtschaftsrecht bestimmt etwa 80%
des nationalen Wirtschaftsrechts und ist schon deshalb
für Rechtsanwälte von besonderer Relevanz. Die Ent-
wicklung dieses wichtigen Teilbereichs des EU-Rechts
schreitet rasant voran, jedes Jahr bringt viele und weit-
reichende Neuerungen, die für die anwaltliche Praxis
wesentlich sind. Diese Neuerungen werden von ausge-
wiesenen Experten aufbereitet, systematisch dargestellt
und in ihren Auswirkungen auf die praktische Arbeit
der Rechtsanwälte analysiert. Auf diese Weise sind
Sie in eineinhalb Tagen im Europäischen Wirtschafts-
recht wieder auf dem neuesten Stand!

Planung: Ass.-Prof. Dr. Peter Stockenhuber, LL.M.,
Universität Wien, Institut für Unternehmens- und
Wirtschaftsrecht
Referenten: Ass.-Prof. Dr. Peter Stockenhuber, LL.M.,
Universität Wien, Institut für Unternehmens- und
Wirtschaftsrecht
ao. Univ.-Prof. Dr.Walter Obwexer, Universität Inns-
bruck, Institut für Europarecht und Völkerrecht
Priv.-Doz. Dr. Florian Schuhmacher, LL.M. (Colum-
bia), DLA Piper Weiss-Tessbach, Wien
Termin: Freitag, 28. 9. 2012 und Samstag, 29. 9. 2012
= 3 Halbtage
Seminarort:Wien, Hotel Modul

Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012

Infopill
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das KindRÄG 2012 wird wesentliche Änderungen im
Obsorge- und Besuchsrecht bringen: So soll es in Zu-

kunft unter bestimmten Voraussetzungen möglich sein,
dass die gemeinsame Obsorge auch gegen den Willen
eines Elternteils gerichtlich angeordnet wird. Auch soll
der Vater eines unehelichen Kindes die Übertragung
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der Obsorge an ihn (allein oder gemeinsam mit der
Mutter) erlangen, ohne dass das Kindeswohl gefährdet
sein muss. Eventuell können die Eltern sogar die sog.
„Doppelresidenz“ des Kindes vereinbaren. Das Be-
suchsrecht soll besser durchgesetzt werden können.
Die „Mindestrechte“ des nicht mit der Obsorge betrau-
ten Elternteils sind neu geregelt. Mit der sog „Famili-
engerichtshilfe“ soll den Pflegschaftsgerichten ein effi-
zientes Erhebungsorgan zur Seite gestellt werden, das
rasche (vorläufige) Entscheidungen ermöglichen soll.
Außerdem kann das Gericht Parteien Aufträge etwa
zur Erziehungsberatung erteilen und allenfalls mit
dem Verfahren innehalten.

Planung: Dr. Peter Barth, Richter des Landesgerichts
für Zivilrechtssachen Wien, Abteilungsleiter-Stellver-
treter im BMJ, Abteilung für Familienrecht

Referenten: Dr. Peter Barth, Richter des Landesge-
richts für Zivilrechtssachen Wien, Abteilungsleiter-
Stellvertreter im BMJ, Abteilung für Familienrecht
Mag. Georg Jelinek, Richter des Landesgerichts Kor-
neuburg, Referent im BMJ, Abteilung für Familien-
recht
Termine: Freitag, 12. 10. 2012 Uhr in Graz
Mittwoch, 17. 10. 2012 in Bregenz
Donnerstag, 18. 10. 2012 in Innsbruck
Donnerstag, 18. 10. 2012 in Linz
Mittwoch, 24. 10. 2012 in Wien
jeweils 1 Halbtag
Seminarorte:
Graz, Hotel Wiesler
Bregenz, Hotel Mercure Bregenz City
Innsbruck, Hilton Innsbruck
Linz, Austria Trend Hotel Schillerpark Linz
Wien, Austria Trend Hotel Savoyen Vienna

Exekutionsrecht intensiv
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ausgehend von der Vermittlung der grundlegenden
Systematik des Exekutions- und Schuldenregulierungs-
verfahrens werden anhand praktischer Beispiele deren
Möglichkeiten und Wirkungen erörtert. Unterlagen
in Form von Arbeitsskripten werden zur Verfügung ge-
stellt.
Neben Skripten wird zum Thema auch eine CD-ROM
mit Entscheidungen im PDF-Format zur Verfügung
gestellt.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 20 Personen beschränkt ist.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: ADir. Harald Stockhammer, Rechtspfleger
des BG Hall
Dr. Hannes Neurauter, Richter des LG Innsbruck
Termin: Freitag, 19. 10. 2012 und Samstag, 20. 10.
2012 = 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka

Gesellschaftsrecht I
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist als Basisseminar für Juristen konzi-
piert, die in ihrer bisherigen Praxis nur wenig Gelegen-
heit hatten, sich mit gesellschaftsrechtlichen Proble-
men zu befassen. In eineinhalb Tagen werden die in
der Praxis, insbesondere im Zusammenhang mit Grün-
dungsvorgängen, vorkommenden Probleme des Ge-
sellschaftsrechts behandelt.
Die steuerlichen Grundlagen im Gesellschaftsrecht
werden in einer kurzen Übersicht dargestellt. Zu allen
behandelten Beispielen werden die steuerlichen Aus-
wirkungen berücksichtigt.
Dieses Seminar findet seine Ergänzung in dem im kom-
menden Jahr veranstalteten Seminar Gesellschaftsrecht

II, welches Fusionsrecht, Spaltungsrecht undUmwand-
lungsrecht behandeln wird.
Planung: Univ.-Lektor Dr. Gerald Schmidsberger,
M.B.L.-HSG, RA in Wels
Referenten: Mag. Johannes Eisl,Wirtschaftstreuhänder
und Steuerberater in Salzburg
Univ.-Lektor Dr. Gerald Schmidsberger, M.B.L.-HSG,
RA in Wels
Univ.-Prof. Dr. Friedrich Rüffler, LL.M., Universität
Wien, Institut für Unternehmens- und Wirtschafts-
recht
Termin: Freitag, 19. 10. 2012 und Samstag, 20. 10.
2012 = 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen i.A., Hotel Attergauhof

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09
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Mietrecht
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll den Teilnehmern/Teilnehmerinnen
das Mietrecht in seinen vielseitigen Anwendungsberei-
chen näherbringen. Es werden die aus dem Blickwinkel
mietrechtlicher Anwaltspraxis maßgeblichen Bestim-
mungen des Mietrechtes im ABGB und im MRG erar-
beitet und die hierzu bestehende Judikatur aufgezeigt.
Es werden besondere Gebiete wie Mietzinsbildung,
Dauer und Beendigung des Mietvertrages, Erhaltung/
Instandhaltung des Mietobjektes, Umfang des Benüt-
zungsrechtes, Änderungen des Mietgegenstandes, Un-
ternehmensveräußerung, Untermiete, Eintrittsrechte
ebenso behandelt wie die Vertragserrichtung und die
Pflichten des Vertragsverfassers/der Vertragsverfasse-

rin. Weiters werden die wesentlichen mietrechtlichen
Verfahrensfragen vorgetragen und erläutert.
Alle Themen werden unter dem besonderen Aspekt der
Relevanz für Vertragserrichter und Rechtsberater be-
handelt und zahlreiche Tipps zur Vertragsgestaltung
vermittelt.
Planung und Referent: Dr.Wolfgang Dirnbacher, Ge-
bäudeverwaltung Rustler in Wien, Universitätslektor,
Mitglied des Arbeitskreises Wohnrecht im Justizminis-
terium
Termin: Freitag, 2. 11. 2012 und Samstag, 3. 11. 2012
= 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen i.A., Hotel Attergauhof

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

2012. VIII, 154 Seiten.
Br. EUR 34,80
ISBN 978-3-214-00712-6

Der OGH ist gem Art 92 Abs 1 B-VG die oberste Instanz in Zivil- und Strafsachen. Der vorliegende Band enthält 
die schriftliche Fassung von Vorträgen aus Anlass eines am 18.10.2010 veranstalteten Symposiums „Zugang 
zum OGH in Zivil- und Strafsachen“. Sie behandeln:
• die Geschichte des OGH (Birgit Forgó-Feldner),
• die positivrechtlichen Bestimmungen über den Zugang zum OGH in Zivilsachen (Andreas Geroldinger),
•  die grundrechtlichen Garantien eines Rechtsmittelverfahrens und den Grundrechtsschutz im Rechtsmittel-

verfahren (Michael Holoubek),
• einen Versuch über die Arbeitsweise des OGH aus „Binnensicht“ (Georg Kodek) sowie
•  den Zugang zum OGH in Strafsachen, aus Sicht des Richters (Eckart Ratz) und des Verteidigers

(Peter Lewisch).
•  Zwei rechtsvergleichende Beiträge zur Anrufung des Höchstgerichts in der Schweiz (Rodrigo Rodriguez) und 

in den USA (Peter Bowman Rutledge) runden den Band ab.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Georg E. Kodek (Hrsg)

Zugang zum OGH
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AVM-Seminare

Wie Herr Univ.-Prof. Heinz Mayer im Anwaltsblatt
2012, 270, vor Augen führt, besteht in Österreich „ein
im Großen und Ganzen gut funktionierendes und auch
effektives Justizsystem“. Die Höhe der Pauschalgebüh-
ren im zivilgerichtlichen Verfahren 1. Instanz betragen
jedoch 1,2% vom Streitwert. Diese bewirken ein erheb-
liches Kostenrisiko und schränken den Zugang zu den
Gerichten massiv ein. Weitere Sparmaßnahmen stehen
an. Diese Umstände bringen auch für uns Rechtsan-
wälte Änderungen mit sich.
Eine Möglichkeit, diese Änderungen zu nutzen, be-

steht darin, alternative Lösungen anzubieten: Konflikt-

parteien suchen Verfahren, in welchen eine gewollte
Lösung rasch und kostengünstig erzielt wird. Manche
wollen sich zudem der Staatsmacht nicht „ausliefern“.
Als Rechtsanwälte haben wir ideale Voraussetzungen
für die Mediationsausbildung. Der ORF sorgt ab Jän-
ner 2013 dafür, dass potenziellen Klienten klarer wird,
was die Mediation ist. Ab 2013 läuft eine Serie „Der
Mediator“ im ORF-Hauptabendprogramm. Dadurch
werden Lösungen durch Mediatoren vermutlich ge-
fragter. Bei der AVM beginnt imHerbst 2012 ein neuer
Mediationsausbildungslehrgang. Folgende Module
sind für 2012 geplant:

Modul 1 Grundzüge und Entwicklung der Mediation einschließlich
deren Grundannahmen und Leitbilder

Termin: Samstag, 29. 9. 2012, 9.00 bis 19.00 Uhr 10 UE
Referent: Mag.Wolfgang Vovsik

Modul 2 Die eigene Person als Instrument in der Mediation
Termine: Freitag, 19., und Samstag, 20. 10. 2012,

jeweils 9.00 bis 18.15 Uhr
18 UE

Referentin: Dr. Margret Aull

Modul 3 Grundlagen der Kommunikation
Termine: Samstag, 17. 11. 2012, 9.00 bis 16.00 Uhr;

Freitag, 11. 1. 2013, 8. 3. 2013, 21. 6. 2013,
jeweils 16.00 bis 20.00 Uhr

24 UE

Referentin: DSA Monika Gumhalter-Scherf

Modul 4 Verfahrensablauf, Methoden und Phasen der Mediation unter besonderer
Berücksichtigung verhandlungs- und lösungsorientierter Ansätze Teil 1

Termine: Freitag, 14., und Samstag, 15. 12. 2012,
jeweils 9.00 bis 18.30 Uhr

19 UE

ReferentInnen: Mag. Andrea Prokop-Zischka und Dr. Wolfgang Miller

Bitte melden Sie sich bei Interesse bei der AVM,
Tel: Präsidentin Dr. Ingrid Auer +43 (0)1 533 34 03,
office@avm-mediation.at, www.avm-mediation.at

Die Details bzw was für 2013 geplant ist, finden Sie
auf: www.avm-mediation.at

Anna-Maria Freiberger,
Generalsekretärin der AVM

Aus- und Fortbildung



Informationen und Anmeldung:
Barbara Krenn, Telefon: (01) 531 61 – 442, E-Mail: bkr@manz.at
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien
www.manz.at/fachkonferenzen

Donnerstag, 8. November 2012,
9.00–16.00 Uhr
Justizpalast, Festsaal
Schmerlingplatz 10–11,
1010 Wien

Aktuelles zum 
Wirtschaftsstrafprozess

Jetzt 

anmelden!

Das Seminar 
zum Kommentar!
•  Georg Kodek

 Ausgewählte Fragen des Bilanzstrafrechts 

•  Kurt Kirchbacher 
 „Guter Rat“ kann teuer werden

•  Roland Kier 
 Verteidigung in Wirtschaftsstrafsachen, 
geheime Ermittlungsmaßnahmen gegen 
Anwälte und Wirtschaftstreuhänder

•  Eckart Ratz
 Vorbereitung erfolgreicher Urteilsanfechtungen 
in der Hauptverhandlung

Profi tieren Sie von 
unseren Top-Autoren!



444 Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

Amtliche Mitteilungen

Beschlüsse
Oberösterreich
Vom Ausschuss der Oberösterreichischen Rechtsan-
waltskammer wird gemäß § 70 Abs. 1 DSt kundge-
macht, dass über Herrn Dr. Stefan Eigl, Rechtsanwalt
in 4020 Linz, Lederergasse 33b, mit Beschluss des Dis-
ziplinarrates vom 17. 7. 2012, Herrn Dr. Stefan Eigl zu-
gestellt am 25. 7. 2012, zu D 39/12 gemäß § 19 Abs. 1

iVm Abs. 3 DSt die einstweilige Maßnahme der vorläu-
figen Untersagung der Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft verhängt wurde. Zum mittlerweiligen Stellver-
treter wurde gemäß § 34 Abs. 4 RAO Herr Dr.Walter
Müller, Rechtsanwalt in 4014 Linz, Kroatengasse 7, be-
stellt (Beschluss vom 26. 7. 2012).

Wien
Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien wird
gemäß § 70 Abs. 1 DSt kundgemacht, dass die über
Dr. Sascha König, Rechtsanwalt in 1010 Wien, Anna-
gasse 5, mit Beschluss des Disziplinarrates der Rechts-
anwaltskammer Wien vom 13. 2. 2009 zu D 16/09 ge-
mäß § 19 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 3 Z. 1 lit. d) DSt ver-

hängte einstweilige Maßnahme der vorläufigen Unter-
sagung der Ausübung der Rechtsanwaltschaft mit
Beschluss vom 13. 6. 2012 aufgehoben worden ist.
Der für die Dauer dieser Untersagung bestellte mitt-

lerweilige Stellvertreter Dr. Andrea Fruhstorfer, Rechts-
anwalt in 1010 Wien, Seilerstätte 17, wird enthoben
(Beschluss vom 26. 6. 2012).

  2012. XII, 158 Seiten.
Br. EUR 34,–
ISBN 978-3-214-03153-4

Die Integration von EU-Richtlinien in das nationale Privatrecht stellt sowohl den nationalen Gesetzgeber als 
auch den Rechtsanwender vor große Herausforderungen: Die Legislative muss genaue europarechtliche Vorgaben 
beachten, gleichzeitig sollen bei der Umsetzung Systembrüche im nationalen Recht vermieden werden. 
Die Judikative wird durch die Verzahnung von Europarecht und nationalem Recht mit methodischen Problemen 
konfrontiert. Die Untersuchung behandelt diese dogmatischen Grundfragen und zahlreiche praxisrelevante 
Spezialprobleme:
• Umsetzungspfl ichten der Mitgliedstaaten
• Überschießende Richtlinienumsetzung
• Unmittelbare Richtlinienwirkungen gegenüber Privaten?
• Staatshaftung für fehlerhafte Richtlinienumsetzung
• Sanktionen in der Umsetzungsphase
• Richtlinienkonforme Interpretation und Rechtsfortbildung

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Perner

EU-Richtlinien und Privatrecht
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Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich vom 21. 6. 2012

D ie ordentliche Plenarversammlung der Rechtsan-
waltskammer Niederösterreich fand am 21. 6.

2012 im Klostergasthof des Stiftes Heiligenkreuz statt.
Bei der Plenarversammlung waren 56 von 416 eingetra-
genen Rechtsanwälten und 14 von 118 eingetragenen
Rechtsanwaltsanwärtern anwesend.

Umlagen-, Beitrags- und Leistungsordnung für 2013
wurden gemäß den Anträgen des Ausschusses beschlos-
sen.
Einstimmig angenommen wurden der Rechnungsab-

schluss 2011 und der Voranschlag 2013. Es wurde dem
Ausschuss daher mit Enthaltungen über Antrag die
Entlastung erteilt.
Entsprechend dem Wahlvorschlag wurde Dr. Rudolf

Beck zum Vizepräsidenten des Ausschusses der Rechts-
anwaltskammer NÖ gewählt, zu Ausschussmitgliedern
aus dem Kreis der Rechtsanwälte wurden gewählt Dr.
Reinhold Kloiber, Dr. Gerhard Rößler, Dr. Helmut Steiner
und Mag. Rainer Samek.
Zu Mitgliedern des Ausschusses aus dem Kreis der

Rechtsanwaltsanwärter wurden gewählt Mag. Anton
Hintermeier und Dr.Martin Fischer und zu Mitglie-
dern des Disziplinarrates aus dem Kreis der Rechtsan-

waltsanwärter Mag. Yvonne Klein und Mag. Thomas
Markom.
Dr. Anton Hintermeier und Dr. Hans-Jörg Haftner

wurden als Rechnungsprüfer gewählt.
Erstmalig wurden im Rahmen der Plenarversamm-

lung Sprengelversammlungen abgehalten. Die Mitglie-
der des Ausschusses aus den jeweiligen LG-Sprengeln
standen den Kolleginnen und Kollegen für Erörterun-
gen und Informationsaustausch auf lokaler Ebene zur
Verfügung.
Präsident Dr. Schwarz dankte allen anwesenden Kol-

leginnen und Kollegen für ihr Erscheinen und ihr reges
Interesse für das Geschehen in der Kammer.
Im Anschluss an die Vollversammlung lud die

Rechtsanwaltskammer NÖ die anwesenden Mitglieder
zu einem geselligen Beisammensein ein.
Alle beschlossenen Ordnungen wurden auf der

Homepage des ÖRAK www.rechtsanwaelte.at kund-
gemacht. Das Protokoll der ordentlichen Plenarver-
sammlung samt den beschlossenen Ordnungen
wurde auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer
NÖ www.raknoe.at im internen Bereich kundge-
macht.

Präs. Dr. Michael Schwarz

Juristen-Ball 2013

F aschingsamstag, 9. Feber 2013, Hofburg Vienna

Junge Damen und Herren laden wir ein, den Ball zu
eröffnen und sich dazu ehestens – möglichst paarweise
– im Ballbüro anzumelden.
Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!

Post: 1017 Wien-Parlament, Postfach
E-Mail: office@juristenball.at; www.juristenball.at
Büro dzt: Wien 8., Landesgerichtsstraße 11, Parterre,
Zi 063

Tel: (01) 401 27 DW 1535, Fax-DW 1482;
Montag – Freitag 9–13 Uhr

Kleidung:
Damen: Großes (= langes) Abendkleid (kein Hosen-,
Partyanzug oder kurzes Abendkleid); Herren: Frack,
Smoking (schwarz oder dunkelblau) oder Uniform
(großer Gesellschaftsanzug)

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

Chronik
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht

§ 77 Abs 3 DSt; § 354 StPO –Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens

Auch ein emeritierter RA ist dazu legitimiert, einen Wiederaufnahmeantrag betreffend ein gegen ihn
geführtes, rechtskräftig erledigtes DisVerfahren zu stellen.

OBDK 13. 4. 2012, 2 Bkd 1/12

Sachverhalt:
Der Bf hatte nach rechtskräftiger Verurteilung in ei-
nem gegen ihn geführten DisVerfahren auf die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft verzichtet. Er beantragte
danach unter Vorlage einer Urkunde beim DR die
Wiederaufnahme des Verfahrens. Der Präsident des
DR reagierte darauf mit dem nun vom Bf bekämpften
Schreiben, in dem darauf hingewiesen wird, dass in-
folge Verzichts des Antragstellers auf die Ausübung
der Rechtsanwaltschaft dieser nicht mehr der Berufs-
aufsicht der RAK unterstehe, weshalb die Wiederauf-
nahme des gegen ihn geführten DisVerfahrens ausge-
schlossen sei.

Aus den Gründen:
Die Beschwerde des Bf ist aus folgenden Überlegungen
nicht zulässig:
Der mit der Beschwerde bekämpften Mitteilung des

Präsidenten des DR kommt kein rechtsförmlicher Cha-
rakter zu. Sie ist weder als „Beschluss“ noch als „Be-
scheid“ bezeichnet, noch ist sie in Spruch und Begrün-
dung gegliedert. Vor allem lässt sie in keinerWeise den
Willen des zur Entscheidung berufenen DR erkennen,
mit normativer Wirkung über den Antrag des Bf zu
entscheiden. Gegen diese Mitteilung ist daher kein
Rechtsmittel zulässig (RIS-Justiz RS010691; VfGH,
24. 3. 1977 B 232/75 SlgNr 8023; VfGH, 5. 3. 2007,
B 2065/06 SlgNr 18.084).
Der Vollständigkeit halber ist jedoch darauf hinzu-

weisen, dass die OBDK die der Mitteilung des Präsi-
denten des DR zugrunde liegende Rechtsauffassung
nicht teilt:
Zwar trifft es zu, dass der Bf mit Ablauf des 31. 1.

2010 auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ver-
zichtet hat, daher ab diesem Zeitpunkt nicht mehr
Mitglied der RAK ist und demgemäß auch nicht mehr
deren standesrechtlicher Aufsicht unterliegt. Ebenso
trifft es zu, dass in einem solchen Fall ein anhängiges
DisVerfahren abzubrechen ist (4 Bkd 5/97 AnwBl
1998/7469). Dessen ungeachtet ist schon aus grund-
rechtlichen Überlegungen über den Antrag des Bf
auf Wiederaufnahme des DisVerfahrens zu entschei-

den. Zu Recht verweist der Bf in diesem Zusammen-
hang auf die nach § 77 Abs 3 DSt hier anzuwenden-
den Bestimmungen der StPO: Nach deren § 354 kön-
nen jene Personen, die berechtigt wären, zu Gunsten
des Angeklagten Nichtigkeitsbeschwerde oder Beru-
fung zu erheben, selbst nach dem Tod des Angeklag-
ten zu dessen Gunsten die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens beantragen. Ein derartiger Antrag bezweckt
im Ergebnis keine abschließende materielle Beurtei-
lung des Anklagevorwurfs, sondern – nicht anders als
die ablebensbedingte prozessuale Perpetuierung des
Rechtszustandes vor Urteilsrechtskraft – bloß eine
Verfahrensfinalisierung unter Wahrung der Un-
schuldsvermutung iSd Art 6 Abs 3 MRK (12 Os 8/
95, RIS-Justiz RS0074718). In gleicher Weise muss
es dem Bf offenstehen, die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens zu beantragen, wenngleich – falls die Wieder-
aufnahme bewilligt und das DisErk aufgehoben wer-
den sollte – die Fortsetzung und abschließende mate-
rielle Beurteilung des DisVerfahrens nicht mehr in
Betracht kommt. Der DR wird daher förmlich über
den Antrag des Bf zu entscheiden haben. Dabei wird
(allerdings ohne vorgreifende Beweiswürdigung) zu
beurteilen sein, ob dem von ihm angebotenen neuen
Beweismittel die Eignung zukommt, zu einer für ihn
günstigeren Beurteilung zu gelangen (näher RIS-Justiz
RS0101243).

Anmerkung:
Grundsätzlich gilt, dass der RA nach Verzicht auf die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft nicht mehr der DisGewalt der
Organe des Rechtsanwaltsstandes unterliegt. Dennoch ist nicht
jede Tätigkeit der DisBehörde unzulässig. Unter Wahrung
der Unschuldsvermutung iSd Art 6 Abs 3 MRK steht es
dem Bf offen, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu beantra-
gen, zumal die in § 354 StPO genannten Personen das Recht
auf Stellung eines Wiederaufnahmeantrags hätten. Zutref-
fend weist der Beschluss allerdings darauf hin, dass nach Bewil-
ligung der Wiederaufnahme und Aufhebung des DisErk die
Fortsetzung des Verfahrens und abschließende materielle Be-
rufung nicht mehr möglich ist.

Klingsbigl

8326
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Disziplinarrecht

§ 19 DSt – Einstweilige Maßnahme der Überwachung der Kanzleiführung

Voraussetzung für die Anordnung einer einstweiligen Maßnahme gem § 19 Abs 1 Z 1 DSt ist, dass ge-
gen einen RA als Besch oder Angeklagten ein Strafverfahren nach der StPO geführt wird und die Maß-
nahme zum Schutze der Interessen der rechtsuchenden Bevölkerung oder des Ansehens des Standes
erforderlich ist. Die Beschwerde gegen einen Beschluss nach § 19 Abs 1 Z 1 DSt hat aufgrund der aus-
drücklichen Bestimmung des § 57 Abs 2 DSt keine aufschiebende Wirkung.

OBDK 7. 5. 2012, 14 Bkd 2/12

Aus den Gründen:
Die Anordnung einer einstweiligen Maßnahme gem
§ 19 Abs 1 Z 1 DSt setzt voraus, dass gegen einen RA
als Besch oder Angeklagten (§ 48 Abs 1 Z 1 und 2
StPO) ein Strafverfahren nach der StPO geführt wird
und die einstweilige Maßnahme mit Rücksicht auf die
Art und das Gewicht des dem RA zur Last gelegten
DisVergehens wegen zu besorgender schwerer Nach-
teile, besonders für die Interessen der rechtsuchenden
Bevölkerung oder das Ansehen des Standes, erforder-
lich ist.
Voraussetzung für eine einstweilige Maßnahme nach

§ 19 Abs 1 Z 1 DSt ist daher die Anhängigkeit eines
Strafverfahrens nach der StPO, mithin auch eines Er-
mittlungsverfahrens (§ 1 Abs 2 StPO; hier AZ 6 St
15/10a der StA Feldkirch), nicht aber der Nachweis ei-
ner (zugleich ein DisVergehen verwirklichenden) ge-
richtlich strafbaren Handlung (RIS-Justiz RS0102722;
RS0104960; RS0107306; RS0119609). Der Beschwer-
deeinwand unterbliebener Verdachtsprüfung und feh-
lenden Tatverdachts gegen den DB betrifft somit keine
hier entscheidenden Tatsachen und kann daher auf sich
beruhen.
Aus der erwähnten gesetzlichen Voraussetzung der

Anhängigkeit eines Strafverfahrens folgt weiters, dass
§ 19 Abs 1 Z 1 DSt den Zeitpunkt, zu welchem eine
einstweilige Maßnahme zu verhängen ist, offen lässt
und demgemäß demDR die Möglichkeit zu deren Ver-
hängung während der gesamten Dauer des anhängigen
Strafverfahrens einräumt (RIS-Justiz RS0056744;
RS0124020 [T 2]). Die Beschwerdebehauptung, der
DR hätte abzuwarten gehabt, ob der Einzelrichter des

LG Feldkirch das gegen den DB geführte Ermittlungs-
verfahren einstellt, entbehrt somit der gesetzlichen
Grundlage. Eine Verfahrenseinstellung behauptet der
Bf nicht.
Der Beschwerdeeinwand einer unterbliebenen Be-

gründung der von § 19 Abs 1 DSt geforderten Nacht-
eilsbesorgnis orientiert sich nicht am Inhalt des ange-
fochtenen Beschlusses, der nämlich zu besorgende
schwere Nachteile besonders für die Interessen der
rechtsuchenden Bevölkerung oder für das Ansehen
des Standes – tragfähig – auf die Art und das Gewicht
des dem DB im Ermittlungsverfahren zur Last liegen-
den Verdachtsvorwurfs des Verbrechens der Untreue
als Beteiligter nach § 12 dritter Fall, § 153 Abs 1 und
2 zweiter Fall StGB mit einem exzeptionell hohen
Schadensbetrag von 85 Mio Euro gestützt hat (BS 2 f;
vgl RIS-Justiz RS0119610). Solcherart erweist sich die
angeordnete gelindeste einstweilige Maßnahme (§ 19
Abs 3 Z 1 lit a DSt) als iS der zuvor genannten Beurtei-
lungskriterien erforderlich. Dem Antrag auf Zuerken-
nung aufschiebender Wirkung schließlich steht § 57
Abs 2 DSt entgegen.

Anmerkung:
Da die Voraussetzungen gem § 19 Abs 1 Z 1 DSt gegeben
waren, hat der DR von der ihm eingeräumten Befugnis, die
einstweilige Maßnahme gem § 19 Abs 3 Z 1 lit a DSt zu ver-
hängen, Gebrauch gemacht. Eine Beschwerde gegen einen sol-
chen Beschluss hat kraft ausdrücklicher Gesetzesbestimmung
keine aufschiebende Wirkung.

Klingsbigl
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Gebühren- und Steuerrecht

§ 111 BAO – Obergrenze für Zwangsstrafe in der Androhung

Die angedrohte Höhe einer Zwangsstrafe ist gleichzeitig die Obergrenze für ihre Festsetzung und be-
grenzt daher auch die bestehende Änderungsbefugnis im Rechtsmittelverfahren. Dies bedeutet, dass
ein Überschreiten der angedrohten Höhe der Zwangsstrafe durch die Berufungsbehörde deren Be-
scheid mit Rechtswidrigkeit belastet.

VwGH 23. 5. 2012, 2011/17/0253

Sachverhalt:
Mit der Erledigung des Vorstandes für den Geschäfts-
bereich I der Agrarmarkt Austria (AMA) v 1. 10. 2010
wurden die Bf darauf hingewiesen, dass für das Jahr
2010 Beitragserklärungen betreffend den Agrarmarke-
tingbeitrag fehlten und überdies keine Zahlungen ge-
leistet worden seien. Weiters heißt es darin: „Sollten
Sie die fehlende Beitragserklärung nicht bis spätestens
14 Tage nach Erhalt dieses Schreibens einbringen,
muss gegen Sie gemäß § 111 Bundesabgabenordnung
eine Zwangsstrafe von EUR 72,00 festgesetzt werden.“
Dagegen erhoben die Bf Berufung.
Mit dem vor dem VwGH angef B sprach die bel Beh

„betreffend die Verhängung einer Zwangsstrafe in der
Höhe von a 74,– wegen nicht vorgelegter AMA-Bei-
tragserklärungen sowie wegen der Aufforderung zur
Vorlage der Beitragserklärungen“ aus, dass die Beru-
fung als unbegründet abgewiesen werde und die Beru-
fungswerberinnen aufgefordert würden, innerhalb von
zwei Wochen ab Erhalt dieses Bescheides „die aushaf-
tende Summe von a 74,– an die AMA“ auf ein näher
angeführtes Konto bei sonstiger Exekution zu überwei-
sen; weiters sei die Beitragserklärung gem §§ 21aff
AMA-Gesetz bei der AMA einzubringen, andernfalls
die AMA das Recht habe, den doppelten Zwangsbetrag
einzufordern.

Spruch:
Aufhebung des B als rechtswidrig.

Aus den Gründen:
Die Bf bestreiten vor dem VwGH nicht, dass sie zur
Abgabe von Abgabenerklärungen auch unter Andro-
hung einer Zwangsstrafe von a 72,– aufgefordert wur-
den. Sie wären daher zur Abgabe der geforderten Er-
klärung verpflichtet gewesen, zumal sie auch eine unter
die Agrarmarketingbeitragspflicht fallende Tätigkeit
nicht bestritten haben. Die Bf haben in ihrer Berufung
(nur) auf die Schätzung durch die Abgbeh iSd § 184
BAO verwiesen. Die Möglichkeit zur Schätzung befreit
jedoch den AbgPfl nicht von der Verbindlichkeit, eine
gesetzlich vorgesehene Abgabenerklärung zu erstatten.
Die Bf haben vor dem VwGH [allerdings] zutreffend

darauf hingewiesen, dass die Abgbeh erster Instanz die
Verhängung einer Zwangsstrafe von a 72,– angedroht
und auch (nur) eine Zwangsstrafe in dieser Höhe ver-

hängt hat; die bel Beh hat jedoch nach ihrem Spruch
eine Zwangsstrafe in der Höhe von a 74,– verhängt.
Nach hA ist die angedrohte Höhe der Zwangsstrafe
gleichzeitig die Obergrenze für deren Festsetzung; sie
begrenzt daher auch die bestehende Änderungsbefug-
nis im Rechtsmittelverfahren. Dies bedeutet aber, dass
ein Überschreiten der angedrohten Höhe der Zwangs-
strafe durch die Berufungsbehörde deren Bescheid mit
Rechtswidrigkeit belastet.

Anmerkung:
1. Das vorliegende Erk bestätigt die Berechtigung der Abg-
beh, Zwangsstrafen zur Befolgung ihrer Anordnungen
(hier: Abgabe von Abgabenerklärungen) zu verhängen.
Die Möglichkeit zur Schätzung befreite – so hält der
VwGH den Bf entgegen – die AbgPfl nicht von der Ver-
bindlichkeit, eine gesetzlich vorgesehene Abgabenerklärung
zu erstatten.

2. Vor der Festsetzung von Zwangsstrafen muss der Ver-
pflichtete allerdings – idR schriftlich – gem § 111 Abs 2
BAO „unter Androhung der Zwangsstrafe mit Setzung ei-
ner angemessenen Frist zur Erbringung der von ihm ver-
langten Leistung aufgefordert werden“. Dies interpretiert
der VwGH nun offenbar auch als Verpflichtung, in der An-
drohung die Zwangsstrafe auch bereits der Höhe nach
drohend in Aussicht zu stellen. Ein Abweichen von der ange-
drohten Höhe nach oben ist dann nicht mehr möglich. Die
einzelne Zwangsstrafe darf im Übrigen gem § 111 Abs 3
BAO den Betrag von a 5.000,– nicht übersteigen. Unab-
hängig davon ist bei nicht rechtzeitiger Einreichung von Ab-
gabenerklärungen noch ein Verspätungszuschlag gem § 135
BAO – ohne vorherige Androhung – denkbar (Ritz, BAO4

§ 135 Rz 2 und 7).
Im vorliegenden Fall erschien somit allein die Überschrei-

tung der angedrohten Zwangsstrafe und Obergrenze um
a 2,– rechtswidrig, nicht aber die Verhängung der Zwangs-
strafe im angedrohten Ausmaß selbst.
3. Diese Fallkonstellation wäre im Übrigen künftig

hin auch denkbar Anwendungsfall für die ab 1. 7.
2012 neu eingeführte Sachentscheidungsbefugnis
des VwGH gem § 42 Abs 3 a VwGG. Demnach kann
der VwGH „in der Sache selbst entscheiden, wenn sie
entscheidungsreif ist und die Entscheidung in der Sa-
che selbst im Interesse der Einfachheit, Zweckmäßig-
keit und Kostenersparnis liegt“.

Franz Philipp Sutter

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

8328

Rechtsprechung



Zeitschriftenübersicht

Zeitschriften
" Arbeits- und Sozialrechtskartei

6 | 202. Marhold, Franz und Elma Osmanovic: Ausstieg
eines Fachverbandes aus einer Kollektivver-
trags-Verhandlungsgemeinschaft

215. Gerhartl, Andreas: Zuzug türkischer Staatsange-
höriger mit Erwerbsabsicht

" Bank-Archiv
6 | 352. Knobl, Peter und David Gasser: Aufklärungs-

pflichten und irrtumsrechtliche Gehilfenzurech-
nung bei Einschaltung einer kundennäheren
Wertpapierfirma. Zur Auslegung des § 27
WAG 2007

7 | 455. Russ, Alexander: Das Widerrufsrecht des Anle-
gers nach dem neuen Nachtragsregime der RL
2010/73/EU

" Baurechtliche Blätter
3 | 109. Seebacher, Georg und Lukas Andrieu:Der Regress

an der Örtlichen Bauaufsicht als Solidarschuld-
nerin – Eine rechtsdogmatische Betrachtung

" ecolex
6 | 458. Mitschka, Miriam: Arbeitskräfteüberlassung und

Betriebsverfassung
484. Slonina, Michael: Deliktsgerichtsstand für Mar-

kenrechtsverletzungen
487. Öhlberger, Veit: Die neue Schiedsordnung der

CIETAC
491. Hochedlinger, Gerhard: Der stellvertretende

GmbH-Geschäftsführer
497. Hartung, Isabella: „Umbrella claims“: Schaden-

ersatz bei Kartellverstößen auf Um- oder Abwe-
gen?

522. Rajal, Bernd und Christina Toth: Neue Marktre-
geln: Gas-Marktmodell-Verordnung 2012

7 | 584. Barnhouse, Claudia und Michael Woller: UWG-
Verstoß durch unbefugte Gewerbeausübung

587. Hieger, Barbara: Die gewerberechtliche Begüns-
tigung für Erfinder

589. Marboe, Philipp J. und Georg Adler: Zum zulässi-
gen Anteil allgemeiner Nebenrechte an der
Gewerbeausübung

597. Rabl, Thomas: Rückforderung von Netzverlust-
entgelten nach Aufhebung der SNT-VO 2009
bis 2011

616. Babinek, Alexander R.P.: Zur Abberufung des
Stiftungsvorstands aus wichtigem Grund

620. Leuthner, Robert: Zum Verhältnis Ad-hoc Publi-
zität und Übernahmerecht

622. Tonninger, Bernhard: OGH sollte undifferen-
zierte Haltung zum Buchpreisbindungsgesetz
revidieren

630. Wagner, Sabine: Anrechnung von Elternkarenz
und Teilzeit aus gleichbehandlungsrechtlicher
Sicht

648. Moick, Karlheinz: Zum Verhältnis von UWG
und Vergaberecht

" Der Gesellschafter
3 | 153. Jung, Stefanie: Das Normanwendungsregime

der SPE im Spannungsverhältnis zwischen Ver-
ordnung, Satzung und nationalem Recht

163. Kittel, Jürgen und Gerald Augustin: Shareholder
Activism und Proxy Fights: gemeinsames Vor-
gehen?

169. Padevetova, Karin: Der Übergang des Gesell-
schaftsvermögens auf den verbleibenden Gesell-
schafter nach § 142 Abs 1 UGB

" immolex
6 | 166. Edelhauser, Alexander: Grundbuchs-Novelle

2012
170. Edlauer, Georg, Heinz Muhr und Michael Rein-

berg: Die Chimäre des Liegenschaftszinssatzes
im Ertragswertverfahren gem § 5 LBG

192. Kothbauer, Christoph: Ordentliche Verwaltung
oder wichtige Veränderung?

" Insolvenzrecht & Kreditschutz – ZIK
3 | 82. Widhalm-Budak, Katharina: Insolvenzfestigkeit

und Anfechtung von an Konnossementen er-
langten Zurückbehaltungsrechten der Akkredi-
tivbank. Anmerkungen zu OGH 3 Ob 168/11v

96. Riel, Stephan: Die Schätzung unbeweglicher Sa-
chen im Insolvenzverfahren

" Journal für Erbrecht und Vermögensnachfolge
2 | 42. Rechberger, Andreas: Das Kraftfahrzeug im

Nachlass
52. Rohn, Eva: Zur Aufteilung eines Liegenschafts-

wertes in Gebäude- und Bodenwert

" Journal für Strafrecht
2 | 49. Burgstaller, Manfred und Lisa Pühringer: Vom

Rechtsschutzbeauftragten kontrollierte sicher-
heitspolizeiliche Ermittlungen im Jahr 2011
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MANZ-TAG DER 
LIEGENSCHAFTSBEWERTUNG

 Info und Anmeldung: Barbara Krenn, Telefon: (01) 531 61 – 442 
 E-Mail: bkr@manz.at oder unter www.manz.at/seminare  

 Mittwoch, 17. Oktober 2012 
 9.00 – 16.00 Uhr 
 Hotel Schloss Wilhelminenberg
 Savoyenstraße 2
 1160 Wien

 Ihr Richtwert für das Immobilienjahr! 
 Stand der Dinge am Immobilienmarkt, Überblick über wichtige Änderungen, Beispiele 
 und Hilfestellung zur Verfassung von Gutachten und die Möglichkeit zum Austausch mit 
 den Top-Experten aus Österreich – endlich die richtige Mischung von Informationen! 

 •   Stand der Dinge: Neuherstellungskosten, nationale und internationale Neuerungen 

 •   Was kann denn schon passieren? Ursachen und Folgen sachverständiger Fehlleistungen 

 •   Immobilienmarktresearch: Aktuelles zum Immobilienmarkt, welche Möglichkeiten 
  der Recherche hat der Sachverständige? 

 •   Immobilienbewertung und Nachhaltigkeit: Einfl uss auf den Marktwert, 
  Auswirkungen auf die Lebenszykluskosten 

 •   Immobilienbewertung – Erkenntnisse aus der Krise: Warum verändert sich der Markt?  
  Sind die Bewertungsansätze zu ändern? 

 Moderation 
 Georg Hillinger 

 Referenten 
 Heimo Kranewitter, Josef Praschinger, Martin M. Roth, Jürgen Schiller 

 In Kooperation mit: 

 Jetzt anmelden! 

Achtung
Ortswechsel!



Rezensionen

Für Sie gelesen
" Datenschutzrecht, Jahrbuch 2011. Von Dietmar Jahnel (Hrsg).
Neuer Wissenschaftlicher Verlag, Wien – Graz 2011, 204 Seiten,
br, a 42,80.

Das mittlerweile für jeden mit Datenschutz-
recht befassten Juristen zum unverzichtbaren
Ratgeber gewordene Jahrbuch Datenschutz-
recht von Dietmar Jahnel gibt in seiner Aus-
gabe 2011 einen profunden Einblick in die
derzeit sowohl in Österreich als auch auf eu-
ropäischer Ebene „brennenden“ Fragen zum
Schutz der Privatsphäre. Wieder ist es Jahnel
gelungen, einen topaktuellenMix von Beiträ-
gen zu datenschutzrechtlichen Themen zu

bieten, der zeigt, dass Datenschutz in einer immer größeren
Breite in den Blickpunkt rückt.

Clemens Thiele gewährt in seinem Eröffnungsbeitrag „Wi-
derspruchslose Bonitätsdatenbanken –Die Datenschutzjudi-
katur des OGH im Jahr 2010“ einen ausführlichen Überblick
über die im Jahr 2010 ergangene Judikatur des OGH zum
Datenschutzrecht. Vor dem Hintergrund des aktuell iZm
der Datenschutz-Grundverordnung [KOM(2012) 11 end-
gültig] oftmals diskutierten „Rechts auf Vergessenwerden“
ist erwähnenswert, dass nach Auffassung des OGH für die
Erfüllung der Löschungsverpflichtung eine physische, un-
wiederbringliche Vernichtung der Daten notwendig ist
und ein bloßer Ausschluss oder eine Einschränkung des „ge-
zielten“ Zugriffs auf Daten nicht ausreicht. Für die Praxis
wertvoll ist die von Thiele geführte – an verschiedene
OGH-E angelehnte – Checkliste für die Anforderungen an
eine datenschutzrechtliche Zustimmungserklärung. Zu be-
achten ist überdies die Änderung der Gesetzeslage durch
§ 7 Abs 5 VerbrKG (Verbraucherkreditgesetz), wodurch
das Widerspruchsrecht gem § 28 Abs 2 DSG 2000 auf bei
der Datenschutzkommission registrierte Informationsver-
bundsysteme kreditgebender Institutionen zur Bonitätsbeur-
teilung, bei denen die Verwendung auf § 8 Abs 1 Z 2 oder 4
DSG 2000 beruht, nicht anzuwenden ist.
Anschließend skizziert Eva Souhrada-Kirchmayer die

neuen Herausforderungen für den Datenschutz auf Basis
der von der Europäischen Kommission (EK) in deren Ge-
samtkonzept für den Datenschutz [KOM(2010) 609 endgül-
tig] dargelegten Ziele. In Anbetracht der globalen Dimen-
sion des Datenschutzes werden die Ziele der EK grundsätz-
lich begrüßt, aber auch eine nicht ausreichende Harmonisie-
rung in einzelnen Bereichen (bspw bei personenbezogenen
Daten oder im Bereich der Videoüberwachung) bemängelt.
Aus Sicht der anwaltlichen Praxis ist wichtig, dass auch nicht
legislative Maßnahmen, wie Selbstregulierung oder Daten-
schutzgütesiegel, angesprochen werden.
Die österreichischen Regelungen über „indirekt perso-

nenbezogene Daten“ bezeichnet Christian Bergauer in sei-
nem Beitrag als „datenschutzrechtliche Kuriosa“, gibt dazu
eine perspektivische Betrachtung über die Qualifikation die-

ser Datenkategorie und wirft abschließend die Frage auf, ob
die diesbezüglichen österreichischen Regelungen überhaupt
verfassungskonform und gemeinschaftsrechtstauglich seien.
Er gibt zu bedenken, dass die Datenschutzrichtlinie (RL
95/46/EG) eine Abstufung innerhalb der personenbezoge-
nen Daten nicht vorsieht und bezweifelt, ob überhaupt ein
Anwendungsbereich für diese Kategorie der „indirekt perso-
nenbezogenen Daten“ bleibe.

Markus Kastelitz und Carina Neugebauer gehen dem Prob-
lem der ZustimmungMinderjähriger in Bezug auf personen-
bezogene Daten nach und weisen dabei insbesondere auf die
Schutzbedürftigkeit Minderjähriger sowie die steigende
Verbreitung und Nutzung des Internets gerade unter „Digi-
tal Natives“ hin, wobei auch ein informativer Blick auf an-
dere Rechtsordnungen innerhalb und außerhalb der EU ge-
worfen wird.
Im Beitrag „Soziale Netzwerke und Datenschutzrecht“

geht Günter Leissler ua der entscheidenden Frage der Rollen-
verteilung (Auftraggeber versus Betroffener) bei Social Net-
works nach und gelangt zu dem Ergebnis, dass die User oft-
mals nicht nur Betroffene, sondern selbst auch datenschutz-
rechtliche Auftraggeber sein können, da die Grenzen zwi-
schen Auftraggeber, Betroffenen und auch Dienstleistern
oft verschwimmen können. Dies lasse aber auch den User
ins Spannungsfeld datenschutzrechtlicher Pflichten geraten.
Nach kritischer Gegenüberstellung von Geheimhaltungsin-
teresse des Users versus Verarbeitungsinteresse des Betrei-
bers wird auf die nicht unerhebliche Frage nach der allge-
meinen Verfügbarkeit bzw Veröffentlichung der Daten ein-
gegangen, wobei zwischen den einzelnen Daten differenziert
werden müsse. Schließlich äußert Leissler – zu Recht – mas-
sive Zweifel, ob die gängigerweise bei Social Networks abge-
fassten Zustimmungserklärungen den Anforderungen des
§ 4 Z 14 DSG 2000 bzw der Rsp des OGH genügen.
Zum nach wie vor brandaktuellen Thema Videoüberwa-

chung erläutert Doris Hattenberger eingehend die diesbezüg-
lichen Regelungen imDSG 2000 und stellt fest, dass diese im
Hinblick auf die Zweckeignung und Formulierung doch ei-
nige Schwächen aufweisen.

Rainer Knyrim und Renate Riedl beleuchten datenschutz-
rechtliche Fragen zur automatischen Suche nach kritischen
Ereignissen in Videoarchiven, setzen sich dabei in gelunge-
nerWeise mit dem automationsunterstützten Datenabgleich
gem § 141 Abs 1 StPO und der Zulässigkeit der Überwa-
chung von Personen und Objekten auseinander und zeigen
anhand des interessanten Projektes SECRET (Search of Cri-
tical Events in Videoarchives), dass zwischen der rechtlich
zulässigen Analyse von vorhandenem Videomaterial und ei-
nem automationsunterstützten Datenabgleich, der nur unter
sehr strengen Voraussetzungen zulässig ist, nur ein schmaler
Grat besteht.
Spannend ist die von Clemens Thiele vorgenommene An-

wendung der Datenschutzgrundsätze auf Whois-Verzeich-
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nisse in seinem zweiten Beitrag „Domainvergabe und Daten-
schutz“. Er stellt in gewohnt gekonnter Weise die Domain-
verwaltung in Österreich und auf europäischer Ebene dar
und folgert, dass eine datenschutzrechtliche Konformität
der Whois-Verzeichnisse einzelner Registries nur zum Teil
besteht, da etwa in Österreich eine gesetzliche Grundlage
zur Überprüfung an der Zweckmäßigkeit von „Whois-Ver-
zeichnissen“ fehlt.
Im letzten Beitrag des Jahrbuches zeichnet Verena Sorger

die gegenüberstehenden Interessen im Verhältnis zwischen
Datenschutz in Krankenanstalten versus Informationspflicht
gegenüber Behörden nach und bietet einen ausführlichen
Überblick über gesetzliche Durchbrechungen der Ver-
schwiegenheitspflichten und Entschlagungsrechte für Zeu-
gen in den einzelnen Verfahrensordnungen. Schlussendlich
hebt sie die maßgebende und oft schwierige Interessenabwä-
gung im Einzelfall hervor und skizziert ein in der Praxis hilf-
reiches Prüfungsschema für die Zulässigkeit der Datenüber-
mittlung in diesem Bereich.
Besonders hervorzuheben ist der von Jahnel erstellte sys-

tematische Überblick über die im Jahre 2010 erschienene Li-
teratur sowie die ergangene datenschutzrechtliche Judikatur.
Die einzelnen hervorgehobenen Themen zugeordneten
Leitsätze dienen nicht nur der Übersichtlichkeit, sondern
stellen auch ein effizientes Tool dar, um rasch fündig zu
werden.
Das vorliegende Jahrbuch liefert einmal mehr eine fun-

dierte Behandlung relevanter Rechtsfragen des Datenschut-
zes. Als zentraler Schwerpunkt wird in einigen Beiträgen der
Online-Datenschutz unter verschiedenen Gesichtspunkten
beleuchtet. Das Werk bietet eine lohnende Lektüre für je-
den, der sich mit speziellen Themen des Datenschutzes nä-
her befassen möchte. Das Jahrbuch wird damit seiner Ziel-
setzung, nämlich sowohl ein laufendes Medium für die Er-
langung eines Überblicks über die aktuellen Fragen zumDa-
tenschutzrecht als auch ein Forum für eine vertiefende
fachliche Auseinandersetzung zu bilden, wie Jahnel es tref-
fend formuliert, voll und ganz gerecht.

Michael M. Pachinger

" Rechtsmittel in Strafsachen. Von Hans Valentin Schroll/Ernst
Schillhammer. Verlag Manz, Wien 2012, XIV, 173 Seiten, br,
a 39,–.

Einer der in der Praxis wohl schwierigsten
Bereiche des Strafverfahrensrechts ist die
prozessordnungskonforme Verfassung von
Rechtsmitteln. Gerade diesem widmet sich
das vorliegende Werk der beiden Autoren,
welche dabei ein innovatives Konzept aus
Text und Grafik entwickelt haben. Dabei
wird nach der Erläuterung der Rechtslage
zum jeweiligen Bereich diese auch in Schau-
bildern dargestellt, sodass es dem Leser

leichter fällt, das Gelesene zu verstehen bzw gedanklich ein-
zuordnen. Behandelt werden dann nach einer grundlegen-

den Einführung zu den Rechtsmitteln der StPO allgemein
in der Reihenfolge des Buchs zuerst der zentrale Bereich
der Rechtsmittel gegen Urteile der Kollegialgerichte, dann
gegen Urteile des Einzelrichters oder des Bezirksgerichts,
gegen Beschlüsse sowie letztlich auch die Grundrechtsbe-
schwerde. Abgerundet wird dasWerk durch einen Überblick
über andere wichtige Rechtsbehelfe (zB Einspruch gegen die
Anklageschrift, Wiederaufnahme und Erneuerungsantrag
etc).
Hinsichtlich der Nichtigkeitsbeschwerde werden die

Nichtigkeitsgründe des § 281 Abs 1 sowie des § 345 Abs 1
StPO der Reihe nach abgearbeitet, mit zahlreichen Beispie-
len aus der langjährigen Judikatur versehen und erläutert.
Dabei werden wertvolle Tipps für die Vorbereitung und
Ausfertigung von Rechtsmitteln sowohl für die Staatsanwalt-
schaft als auch die Verteidigung gegeben. Danach wird das
Verfahren über die Nichtigkeitsbeschwerde vor dem OGH
in Grundzügen erklärt. In weiterer Folge wird auf die Beru-
fung im kollegialgerichtlichen Verfahren (Berufung wegen
des Ausspruchs über die Strafe bzw die privatrechtlichen An-
sprüche) eingegangen und auch dort die verfahrensbezogene
Umsetzung dargestellt. Dem folgt eine detaillierte Abhand-
lung der Berufungsgründe gegen Urteile des Einzelrichters
oder des Bezirksgerichts sowie wiederum das darauf bezügli-
che Verfahren. Gerade die für viele in der Praxis als schwie-
rig empfundene Abgrenzung von Mängelrüge und Schuld-
berufung wird hier klar verständlich dargetan und kann das
Studium daher viele Zurückweisungen ersparen helfen. Es
folgen Erläuterungen zum Beschwerdeverfahren gegen ge-
richtliche Beschlüsse. Aber auch auf die Grundrechtsbe-
schwerde nach dem GRBG wird Bezug genommen und
die von der Rsp entwickelten Anfechtungskriterien aufge-
zeigt. Letztlich wird ein Kurzausblick auf den – für die Praxis
wesentlichen – Erneuerungsantrag (nach/vor Entscheidung
des EGMR) gewährt und genau gezeigt, was der Verteidiger
hier tun bzw in concreto vorbringen muss, um ein erfolgrei-
ches Rechtsmittel auszuführen.
DasWerk überzeugt dabei durchgehend durch seine klare

Sprache, die es auch dem in Strafsachen weniger Versierten
sehr leicht macht, die gebotene Information für sich zu er-
schließen. Dies wird ebenso dadurch gefördert, dass immer
wieder leicht fassbare Beispiele undHinweise angeführt wer-
den. So bietet sich das Buch nicht nur als exzellente Grund-
lage der Vorbereitung für die Rechtsanwaltsprüfung, son-
dern auch als ständiger Begleiter bei der Verfassung von
Rechtsmitteln im anwaltlichen und staatsanwaltlichen Alltag
an. Denn es finden sich darin nicht nur klare Hilfsleitlinien
bei der Verfassung und Vorbereitung von Rechtsmitteln
für die Verteidigung, sondern ebenso für die Staatsanwalt-
schaft. Damit ist folglich für beide „Kontrahenten“ des Straf-
verfahrens ein sehr dienlicher Arbeitsbehelf geschaffen, was
auch die flächendeckende Beschaffung des Werks für den
staatsanwaltschaftlichen Dienst sehr empfehlenswert er-
scheinen lässt.
Zusammenfassend liegt mit dem gegenständlichen Werk

somit ein wirklich taugliches Handbuch für die prozessord-
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nungskonforme Bearbeitung von Rechtsmitteln und -behel-
fen vor, welches jedem Staatsanwalt und Verteidiger nur
wärmstens ans Herz gelegt werden kann.

Roland Kier

" Gesetzbuch Strafrecht. VonWerner Pleischl/Richard Soyer (Hrsg).
13. Auflage, Verlag Österreich, Wien 2012, 798 Seiten, br, a 24,–,
Abopreis a 19,20.

Brandneu mit 1. 3. 2012 in der 13. Auflage
im Verlag Österreich erschienen ist das Ge-
setzbuch Strafrecht. Mit Griffleiste und al-
phabetisch geordnet beinhaltet die Gesetzes-
sammlung daher sehr übersichtlich die wich-
tigsten Gesetze im Zusammenhang mit dem
Strafrecht (zB ARHG und ARHV, FinStrG,
JGG, MedienG, PornografieG, SPG, StGB,
StPO, StVG, SMG, VbVG, WaffG etc).

Die Gesetzessammlung berücksichtigt die kürzlichen Än-
derungen durch das Budgetbegleitgesetz 2012, die Änderun-
gen bezüglich der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsa-
chen in der EU (EU-JZG-ÄndG 2011), die Strafgesetz-
novelle 2011 (Anbahnung von sexuellen Kontakten zu Un-
mündigen, § 208a StGB – Stichwort: „Cyber Grooming“)
und das Neue-Psychoaktivesubstanzen-Gesetz, welches mit
1. 1. 2012 in Kraft getreten ist.
Hervorzuheben ist, dass ebenfalls die Änderungen der

StPO, welche erst mit 1. 9. 2012 in Kraft treten (Wirt-
schafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft – WKStA), be-
rücksichtigt werden.
Nützlich ist auch ein Kapitel, in welchem einzelne straf-

rechtlich relevante Bestimmungen aus anderen Gesetzen ab-
gedruckt werden. Am Ende findet sich noch ein umfangrei-
ches Stichwortverzeichnis.

Jakob Hütthaler

" Fachlexikon Arbeitsrecht. Von „Abdingbarkeit“ bis „Zwischen-
zeugnis“. Von Wolfgang Mazal/Julia Hutter (Hrsg). Verlag Linde,
Wien 2012, geb, 648 Seiten, a 68,–.

Das Fachlexikon Arbeitsrecht ist ein Nach-
schlagewerk, welches – nomen est omen –

rasch die wesentlichen Informationen zu
den einzelnen Begrifflichkeiten aus dem Be-
reich des Arbeitsrechts und Teilen des Sozi-
alrechts vermittelt. Auf knapp 650 Seiten
werden die Kernbegriffe des Arbeitsrechts
gut verständlich dargestellt. Durch Querver-
bindungen zwischen den einzelnen Stich-
wörtern wird dem Leser weiterführend zu-

mindest ein Eindruck der Systematik des Arbeitsrechts ver-
mittelt. Die Angabe von Gesetzesstellen, Judikaturnachwei-
sen und vereinzelt auch weiterführender Literatur
ermöglicht den raschen Einstieg in die Recherche, weshalb
das Buch wohl von der Praxis gewinnbringend verwendet

werden kann. Nach Angabe der Autoren richtet sich das
Fachlexikon an Studierende aber gleichermaßen. Dieses so-
lide Nachschlagewerk ist das erste Fachlexikon zum österrei-
chischen Arbeits- und Sozialrecht und kann als solches eine
durchaus sinnvolle Ergänzung zur bestehenden Literatur
darstellen. Die Aufbereitung der Stichworte erfolgte durch
bekannte Experten aus dem Bereich des Arbeits- und Sozial-
rechts.

Roland Gerlach

" Menschenwürde und Art 3 EMRK – Grundrechtsverletzungen
in Form von Polizeigewalt und Haft. Von Robert Krammer. Jan
Sramek Verlag, Wien 2012, XX, 304 Seiten, br, a 69,–.

Art 3 EMRK besteht – in deutscher Überset-
zung – aus einem einzigen Satz mit gerade
13 Worten. Dennoch normiert diese Bestim-
mung, die in Österreich so wie die gesamte
EMRK im Verfassungsrang steht, wohl eines
der wichtigsten Menschenrechte überhaupt,
nämlich das Recht, keiner Folter oder un-
menschlichen und erniedrigenden Strafe
oder Behandlung unterworfen zu werden.

Robert Krammer,Universitätsassistent am Fachbereich Öf-
fentliches Recht, Verfassungs- und Verwaltungsrecht der
Universität Salzburg und langjähriges Mitglied einer Kom-
mission des Menschenrechtsbeirates, nähert sich dieser Be-
stimmung ausgehend vom Begriff der „Menschenwürde“.
Er gelangt nach einer – kurzen – ideengeschichtlichen Ein-
ordnung dieses Begriffs im ersten Teil seines Werks zu einer
informativen Darstellung, wo und wie er Eingang in ver-
schiedenste Rechtsordnungen gefunden hat. Schon dieser
Teil ist für Juristen allemal lesenswert und streckenweise
durchaus spannend. Dass die Menschenwürde expressis
verbis in vielerlei Verfassungen ebenso auftaucht wie in
den Einzelgesetzen vieler Staaten und schließlich in mehre-
ren internationalen Abkommen, zeigt die beinahe weltweite
Wirkungsmacht dieses Konzepts.
Den zweiten Teil des Werks nimmt eine fundierte Ausei-

nandersetzung mit den einzelnen Tatbestandsmerkmalen
des Art 3 EMRK ein. Krammer stellt dabei auch die sich
aus dieser grundrechtlichen Garantie ergebenden Schutz-
pflichten der Vertragsstaaten dar. Bereits hier finden sich
für die Praxis von Rechtsanwendern hilfreiche Abgrenzun-
gen und Präzisierungen. Jenen Passagen, die auf positive
Pflichten der Staaten (auch Österreichs) zur Prävention ab-
stellen, wäre Aufmerksamkeit darüber hinaus auch bei den
Organen der Rechtssetzung zu wünschen.
Im dritten, zugleich längsten und detailliertesten Teil sei-

ner Arbeit handelt Krammer eine „Typologie“ der mögli-
chen Verletzungen dieses Grundrechts, die in Form von Po-
lizeigewalt und Haft auftreten können, anhand aktueller Ju-
dikatur der österreichischen Höchstgerichte und des EGMR
ab (explizit ausgespart bleibt in der gesamten Arbeit aber der
Bereich der „indirekten“ Verletzung dieses Grundrechts in
Form der möglichen Verletzung des refoulement-Verbots
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bei der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung
von Fremden). Die Judikaturnachweise reichen bis ins Jahr
2011, sind also erfreulich aktuell. Ihre übersichtliche Aufbe-
reitung anhand von Falltypen nebst immer wieder einge-
schobenen Rechtssätzen macht dieses Buch fast schon zu ei-
nem must-have für alle, die in Österreich mit der fachlich
fundierten Anwendung von Menschenrechten, insb Art 3
EMRK, in der Praxis zu tun haben. Dass sich die zitierte Ju-
dikatur weitestgehend auf jene des EGMR und der österrei-
chischen Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts beschränkt,
ist kein Nachteil: viel mehr ist für Praktiker, die in Öster-
reich auf dem Bereich der Grund- und Menschenrechte ar-
beiten, auch nicht verwendbar. Für eben diese Gruppe hat
Krammer ein fundiertes, dennoch (auch dank des ausführli-
chen Stichwortverzeichnisses) leicht handhabbares, im Er-
gebnis sehr brauchbares Nachschlagewerk geschaffen.

Georg Bürstmayr

" Jahrbuch Zivilverfahrensrecht 11. Von Robert Fucik/Andreas
Konecny/Paul Oberhammer (Hrsg). Verlag nwv, Wien 2011,
248 Seiten, br, a 44,–.

Bereits zum dritten Mal erscheint das „Jahr-
buch Zivilverfahrensrecht“, herausgegeben
von Robert Fucik, Andreas Konecny und Paul
Oberhammer, diesmal für die Jahre 2010/11.
Obwohl es sich um eine äußerst komplexe
Materie handelt, gelingt es den Autoren des
Werkes, in den Bereichen „Rechtsentwick-
lung, Rechtsprechung und Rechtswissen-
schaft“ dem Anwender und interessierten
Leser auf 248 Seiten einen hervorragenden

Überblick über die facettenreichen Themen des Zivilverfah-
rensrechts zu geben.
Im ersten Teil des Werkes stellt Fucik eine kurz gehaltene

und fundierte Übersicht über die Rechtsentwicklung im
Zeitraum 1. 1. 2010 bis 21. 4. 2011 dar. Insbesondere wird
hier vom Autor auch das Budgetbegleitgesetz 2011 mit den
Auswirkungen auf das Zivilverfahrensrecht mitbehandelt.
Für den Praktiker von großem Interesse sind jene Beiträ-

ge, die sich mit der Rechtsprechung im Zivilverfahrens-
recht beschäftigen und den zweiten Teil des Werkes bilden.
So behandeln Elisabeth Lovrek undMatthias Neumayr die Ju-
dikatur des OGH zur JN und zur ZPO im Jahr 2010 und
Fucik beleuchtet die Rsp des OGH im Bereich des AußStrG.
Bettina Nunner-Krautgasser und Philipp Anzenberger setzen
sich mit der Judikatur zum Exekutionsrecht auseinander
und Konecny gibt einen Überblick über die Rsp des OGH
zum Insolvenzrecht. Hervorzuheben ist in diesem Zusam-
menhang die Rsp des OGH zur Nebenintervention. Dem
Rechtsschutzsuchenden wird wieder vor Augen geführt,
wie unscharf die Grenzen betreffend die Bejahung oder Ver-
neinung des rechtlichen Interesses sind. Lovrek/Neumayr zei-
gen auf, dass die Judikatur des OGH zur Honorierung eines
Kostenrekurses bzw einer Berufung im Kostenpunkt für den
Fall, dass das Berufungsgericht auf diese Kostenrüge in

Folge Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung nicht
eingehen musste, der OGH die Entscheidung des Erstge-
richts in der Hauptsache jedoch wieder herstellt, nach wie
vor uneinheitlich ist. In seinem zweiten Beitrag gibt Fucik ei-
nen Überblick über die Rsp des OGH zum AußStrG 2010
und behandelt insbesondere Pflegschafts-, Verlassenschafts-
und Grundbuchsangelegenheiten. Nunner-Krautgasser/
Anzenberger befassen sich mit der Judikatur im Exekutions-
recht, wobei hier vor allem den Entscheidungen zu den exe-
kutionsrechtlichen Klagen der §§ 35ff EO Beachtung ge-
schenkt wird. Konecny wiederum befasst sich mit Fragen
des Insolvenzrechtes und der dazu ergangenen Judikatur,
insbesondere auch der zum Anfechtungsrecht.
Im dritten Teil des Werkes widmen sich verschiedene Au-

toren aktuellen Fragen des Zivilverfahrens.Dietmar Czer-
nich ortet Reformbedarf des Beweisrechtes in der ZPO und
erwartet sich durch eine solche Reform mehr Wahrheit
und Effizienz im Zivilprozess. Thomas Garber und Matthias
Neumayr wiederum untersuchen die Stellung des Verbrau-
chers im europäischen Zivilverfahrensrecht und geben einen
Überblick über aktuelle Entwicklungen und Entscheidungen
in diesem Bereich. Peter G. Mayr analysiert das österreichi-
sche Zivilprozessrecht im Kontext zum Europarecht (Mahn-
verfahren, Bagatellverfahren, EuGVÜ, EuGVVO etc), wäh-
rend Christine Miklau einen Überblick über die relevanten
Entscheidungen des EuGH und EGMR in Kindesentfüh-
rungsfällen gibt. Axel Reckenzaun analysiert den Umfang
des Bestandgeberpfandrechtes (§ 1101 ABGB) in der Insol-
venz (vgl § 48 Abs 4 IO), Ursula Scheuer bespricht Regelun-
gen zur Mediation in Österreich und Martin Spitzer beant-
wortet Fragen der (Ersatz-)Aussonderung bei vorhandenem
Bargeld, Buchgeld oder Kontokorrentverhältnissen.
Insgesamt stellt das Werk eine gelungene Übersicht über

die neuesten Entwicklungen auf dem Gebiete des gesamten
Zivilverfahrensrechtes dar. Den Herausgebern und dem
Verlag ist zu diesemWerk nur zu gratulieren, und es ist allen
mit dem Zivilverfahrensrecht befassten Berufsgruppen un-
eingeschränkt zur Lektüre empfohlen.

Bernhard Fink

" IO – Insovenzordnung. Von Franz Mohr, 11. Aufl, Verlag Manz,
Wien 2012, XXXIV, 1.532 Seiten, geb, a 228,–.

Lange haben wir einen aktuellen umfangrei-
chen Kommentar zur neuen Insolvenzord-
nung ersehnt. Die Wartezeit wurde über-
brückt durch dasWerk von Jelinek/Zangl, In-
solvenzordnung-IO, Stand September 2010,
indem erstmals ein rund 650 Seiten starkes
Werk zur Neufassung des Insolvenzrechts
erschienen ist.
Das hier rezensierte Werk von Mohr ist

wieder gewohnt umfangreich mit aktuellster
Judikatur, gut gegliedert und ausgezeichnet lesbar. Nachdem
wir uns alle mühsam von der KO und AO verabschieden
mussten und nun alles neu geregelt ist nach dem IRÄG
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Philips Digital Pocket Memo –  
maßgeschneidert für Diktate 

EIN SPEZIELLES GERÄT FÜR DIKTIERPROFIS 

Wien –Die immer mobilere Geschäftswelt, wachsende Dokumenten-
berge, der Druck steigender Kosten und alle Arten von Sicherheitsfragen 
erhöhen die Messlatte für digitale Diktiergeräte in bedeutendem Maße. 
Deshalb hat Philips zur perfekten Anpassung an dieses unterschiedliche 
und sich verändernde Geschäftsumfeld speziell den Pocket Memo 9600 
entwickelt.

Das professionelle Diktiergerät
Philips, die Nr. 1 in professionellen Diktierlösungen, steht bei der 
Entwicklung des Pocket Memo 9600 in ständigem Kontakt zu 
professionellen Anwendern, um ihn genau an ihre Anforderungen 
anzupassen. Das Ergebnis ist ein spezielles Gerät, das neue Standards für 
Diktate auch außerhalb des Büros setzt, die nur ein maßgeschneidertes 
Gerät bieten kann, sei es die beste Ergonomie seiner Klasse, hervor-
ragende Sicherheitsfunktionen, ein langlebiges Gehäuse oder eine lange 
Batterielebensdauer.

Schutz Ihrer wertvollen und sensiblen Daten
In Zusammenarbeit mit dem NHS (National Health Service, dem 
öffentlichen Gesundheitssystem im Vereinigten Königreich) und anderen 
wichtigen Partnern und Kunden hat Philips die Diktiergeräte der Serie 
Pocket Memo 9600 und seine SpeechExec-Software verbessert, um den 
höchsten Sicherheitsanforderungen zu entsprechend und diese sogar zu 
übertreffen. Der Sprung in eine sichere und geschützte Zukunft – mit 
Philips Diktierlösungen.

Mehr Informationen unter:
www.philips.com/dictation oder 01/60101-2801

VORTEILE EINES PROFESSIONELLEN GERÄTES  
SPEZIELL ZU DIKTIERZWECKEN

Maßgeschneidert für Diktate 
Die Serie Pocket Memo 9600 wurde nur zu einem einzigen Zweck 
entwickelt: dem Diktieren. Keine störenden Alarmtöne, E-Mails, Anrufe, 
kurze Batteriedauer – mit dem Pocket Memo erledigen Sie Ihre Arbeit 
im Handumdrehen.

Konfiguration als reines Lesegerät 
Nur Philips bietet ein professionelles Diktiergerät mit vollständigem 
Schreibschutz, das es Unternehmen ermöglicht, die wichtigste Ursache 
für Datenverluste zu beheben. Die Geräte der Serie Pocket Memo 9600 
können als reine Lesegeräte konfiguriert werden, wodurch sie nicht mehr 
als tragbare USB-Massenspeichergeräte verwendet werden können.

100 % abhörsicher
Mit den Geräten der Serie Pocket Memo 9600 werden. Ihre Daten 
für höchste Sicherheit verschlüsselt und sicher auf einer Speicherkarte 
gespeichert.

PHILIPS POCKET MEMO SERIE 9600

Von der Nr. 1 im 
professionellen Diktieren



Schwerpunkt 
Entgelt im Arbeitsrecht

• Entgeltbegriff

•  Folgen der Falscheinstufung und der 
unterkollektivvertraglichen Entlohnung

•  Folgen des falschen Status eines Mitarbeiters

•  Spezialfragen der GPLA-Beitragsprüfung

Donnerstag, 11. Oktober 2012, 9.15 – 16.45 Uhr
Wirtschaftskammer Österreich, Rudolf-Sallinger-Saal
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien

www.manz.at

12ZAS-SEMINAR
ARBEITS- UND SOZIALRECHT

Zeitschrift für Arbeits- und Sozialrecht

Das 
Jahres-
Update

Infos und Anmeldung: Frau Barbara Krenn
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 
Johannesgasse 23, 1015 Wien, FN 124 181 w, HG Wien,
Tel: 01/531 61-442 / Fax: 01/531 61-181 / E-Mail: bkr@manz.at

• Judikatur-Update
• Neues aus der Gesetzgebung
• Fragen, Antworten, Diskussionen und mehr!



2010 in der Insolvenzordnung, sind Rechtsanwender, Mas-
severwalter, Richter und Schuldner dankbar für einen umfas-
senden Kommentar, in dem die alte Judikatur zur KO und
die, sofern vorliegend, neueste Judikatur zur IO erfasst sind.
Bekanntlich liegt nur noch ein einheitliches Verfahren vor
und bietet das vorliegendeWerk einen guten Überblick über
die Rsp, wobei Unterprobleme mit Überschriften übersicht-
lich eingeleitet werden.
Die Wichtigkeit des Insolvenzrechts steigt stetig. Aus den

Medien entnehmen wir, dass jährlich die Anzahl der Privat-
konkurse steigt. Weitere umfangreiche Novellen des Insol-
venzrechts sind in absehbarer Zeit nicht zu erwarten, wes-
halb wir sicherlich mit diesemWerk lange erbaulich arbeiten
werden. Der Umfang des Werks mit der aufgenommenen
Literatur und Judikatur ist enorm und darf sohin aus anwalt-
licher Sicht dem Herausgeber für diese wirklich völlig neu
bearbeitete 11. Auflage Dank und Lob ausgesprochen wer-
den.

Gerold Beneder

" Ehe- und Familienrecht in Fallbeispielen – Checklisten, Vertrags-
muster, Schriftsätze. Von Andrea Futterknecht/Alexandra Cervinka
(Hrsg). Weka Verlag, Wien 2010, Lose-Blatt-Ausgabe, Aktualisie-
rungs- und Ergänzungslieferung Juli 2010, 600 Seiten, a 198,–
exkl MwSt, Porto und Verpackung.

Die Lose-Blatt-Ausgabe des Weka Verlages,
vorheriger Stand Februar 2010, besteht ei-
gentlich aus acht Unterregistern mit jeweils
einzelnen Heften. Durch die neue Lieferung
wurde ein Aktualitätsstand April 2010 er-
reicht, vor allem aber wurden zwei neue
Hefte zu zwei Kapiteln geliefert: Einerseits
unter

dem Kapitel der Verschuldensscheidung ein Heft mit der
Bezeichnung „Scheidung wegen Auflösung der häuslichen
Gemeinschaft § 55 Ehegesetz“ und ein neues Kapitel wurde
für Kinder eröffnet mit dem Heft „Kindschaftsrecht“. Das
Heft „Gewalt zwischen Eheleuten mit Schwerpunkt Gewalt-
schutz“ wurde durch ein neues ersetzt.
Der gesamte Band 1, welcher vorliegt, besteht neben ei-

nem ausführlichen Stichwortverzeichnis aus acht Registern:
Lebensgemeinschaft, Ehe, Streitige Scheidung, Einver-
nehmliche Scheidung, Gewalt in der Familie, Internationales
Ehe- und Familienrecht, Sonderhefte und Kinder. In dem
Register „Sonderhefte“ befassen sich die Autorinnen mit
den eingetragenen Partnerschaften, dem Familienrechtsän-
derungsgesetz 2009, dem Kinderbeistandsgesetz und den

Vorausvereinbarungen im Detail einschließlich Gebühren-
recht. Es ist verständlich, dass die Neuerungen nicht in die
einzelnen anderen Hefte aufgenommen wurden, was zu ei-
ner Kompletterneuerung geführt hätte.
Ein ähnliches Loseblattwerk der Verfasser, Stand Oktober

2006, wurde im AnwBl 2007, 440 rezensiert.
Die Systematik ist gewöhnungsbedürftig und richtet sich

auch an interessierte Laien, die versuchen, ihr familienrecht-
liches Problem selbst zu regeln. So wird das jeweilige Kapitel
mit einem Fallbeispiel begonnen, anhand dessen werden
Checklisten zur Fallabwicklung formuliert mit jeweils Hin-
weisen auf die Rechtsgrundlage und dann folgen Muster.
Soweit allgemein zu dem Sammelband, nun konkret zu

den beiden komplett neuen Heften:
Nach dem Musterbeispiel und der Checkliste wird auf die

Rechtsgrundlage des § 55 Ehegesetz eingegangen. Die sach-
liche und örtliche Gerichtszuständigkeit sowie die Frage der
inländischen Gerichtsbarkeit werden erörtert, der Verfah-
rensablauf wird geschildert und dann folgt ein Kapitel be-
treffend Rechtsfolgen, also zum Unterhaltsrecht, Namens-
recht, Sozialversicherungsrecht, Erbrecht.
Bei den Mustern folgt ein Gesprächsleitfaden für den

Rechtsanwalt beim Mandantengespräch. Es folgt das Muster
einer Scheidungsklage nach § 55 Ehegesetz, ein Schriftsatz-
muster, eine Unterhaltsklage der ehemals haushaltführenden
Ehefrau, Muster der Widerklage des Unterhaltsverpflichte-
ten, ja sogar eine Oppositionsklage betreffend Herabsetzung
des Ehegattenunterhalts!
Neben dem zentralen Stichwortverzeichnis beinhaltet

auch jedes eigene Heft ein auf das Heft bezogenes Stichwort-
verzeichnis.
Das neue Heft betreffend Kindschaftsrecht befasst sich

mit Obsorge in Kombination mit Kindesunterhalt, hier fin-
det man auch die Durchschnittsbedarfssätze und die Pro-
zentsatzmethode, Beispiele für Sonderbedarf, Beispiele für
die Anrechnung von Eigeneinkommen des Kindes. Leider
fehlt das leidige Kapitel der aliquoten Berechnung der Un-
terhaltsverpflichtung beider Elternteile gegenüber dem
großjährigen separat lebenden (studierenden) Kind. Zahlrei-
che Muster (erstaunlicherweise hier eine Trennungsverein-
barung unter Ehegatten als Basis für den Antrag auf pfleg-
schaftsgerichtliche Genehmigung des das Kind betreffenden
Punktes) insbesondere zu Obsorge und Besuchsrecht werden
geboten.
Das Werk ist ausführlich und sehr bemüht, Nicht-Famili-

enrechtler und intelligente Laien werden hier sicher fündig!

Ruth Hütthaler-Brandauer

458 Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09

Rezensionen



Österreichisches Anwaltsblatt 2012/09 459

Indexzahlen 2012: Mai Juni Juli*)
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . 105,7 105,8 105,5*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,7 109,3 110,2*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . 115,7 115,9 115,5*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . 128,0 128,1 127,8*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 134,7 134,8 134,4*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . 176,1 176,3 175,8*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 273,8 274,0 273,2*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 480,4 480,9 479,5*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 612,1 612,7 611,0*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 614,1 614,7 613,0*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . 5378,5 5383,6 5368,4*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4635,5 4639,9 4626,7*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122,7 121,1 122,1*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 135,1 133,3 134,4*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 139,0 137,3 138,4*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 145,0 143,2 144,4*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 193,1 190,6 192,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 321,5 317,4 320,0*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . 3135,9 3096,3 3121,7*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

2012. 1063 Seiten.
Geb. EUR 189,80
ISBN 978-3-214-01232-8
In Kooperation mit Schulthess Juristische Medien

Das Handbuch bietet eine fundierte Besprechung der wichtigsten Managementthemen, die sich in 
einer Anwaltskanzlei stellen. Einleitende Übersichten beleuchten systematisch die betriebswirt-
schaftlichen Aspekte der Kanzleiführung. Praktikerbeiträge von insgesamt über 60 renommierten 
Anwälten/-innen aus der Schweiz, aus Deutschland, Österreich, den USA und Großbritannien.

Das Werk basiert auf dem an der Universität St. Gallen (HSG) entwickelten Managementmodell.
Inhaltsübersicht: Festlegung der Kanzleistrategie, Anwaltsmarketing, Entwicklung von Geschäfts-
modellen für Anwaltskanzleien, Leadership in der Anwaltskanzlei, Accounting, Finance, Risikoma-
nagement, Anwaltliche Soft Skills und Trends im Anwaltsgeschäft

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Staub · Hehli Hidber (Hrsg)

Management von Anwaltskanzleien 
Erfolgreiche Führung von Anwaltsunternehmen

Indexzahlen



Anwaltstag in Linz 
27. – 28. September 2012  
 
Programm 
 
 
Donnerstag, 27. 9. 2012 
 
19.30 Uhr Begrüßungsabend 
 Josef Linz 
 (Landstraße 49, 4020 Linz) 
 
 
Freitag, 28. 9.2012  
 
8.45 Uhr Musikalische Begrüßung 
 Voestalpine Stahlwelt  
 (Veranstaltungszentrum) 
 (Voestalpine Straße 4, 4020 Linz) 
 

Musikalische Begrüßung durch die 
Militärmusik Oberösterreich unter  
der Leitung von Major Mag. Dr. 
Harald Haselmayr und das 
Traditionskorps Gmunden des  K. u. K. 
Infanterieregiments Nr 42 „Herzog von 
Cumberland“ mit Major i.T. Dr. 
Michael Schneditz-Bolfras 

 
 
9.30 Uhr  Festliche Eröffnung 

Voestalpine Stahlwelt 
(Veranstaltungszentrum) 

 
Begrüßung durch den Präsidenten der 
Oberösterreichischen 
Rechtsanwaltskammer  
Dr. Peter Posch 
 
Grußworte des Bürgermeisters der 
Stadt Linz Dr. Franz Dobusch 
überbracht von Vizebürgermeister 
MMag. Klaus Luger 
 
Grußworte des Präsidenten der 
Wirtschaftskammer Österreich 
Dr. Christoph Leitl 
 
Grußworte des Landeshauptmanns von 
Oberösterreich  
Dr. Josef Pühringer überbracht vom 
Mitglied des Bundesrates  
Mag. Klaus Fürlinger 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eröffnung durch den Präsidenten des 
Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertages  
Dr. Rupert Wolff 
 
Festansprache der Bundesministerin für 
Justiz  
Mag. Dr. Beatrix Karl 

 
Festansprache des Präsidenten des 
Deutschen Anwaltvereins  
Dr. Wolfgang Ewer  
„Der Anwalt als Übersetzer“ 

 
 
12.30 Uhr  Mittagessen 

Voestalpine Stahlwelt 
(Veranstaltungszentrum) 

 
 
14.00 Uhr  Kommissionen (parallel tagend) 

Voestalpine Stahlwelt 
(Veranstaltungszentrum) 

 
„Neuerungen im Recht der 
Lebensgemeinschaften“ mit Hofrat des 
OGH Dr. Edwin Gitschthaler 
Moderation: VP Mag. René Lindner 

 
„Rechtsmittelsystem im Strafverfahren“ 
mit Präsident des OGH Hon.-Prof. Dr. 
Eckart Ratz 
Moderation: VP Dr. Franz 
Mittendorfer 

 
 
14.00 Uhr  Partner- und Gästeprogramm 

Führung Voestalpine Stahlwelt und 
Werk 
(Voestalpine Straße 4, 4020 Linz) 
 
 

 
 
 

 

Nähere Informationen entnehmen Sie 
www.anwaltstag.at 



Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe
Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmit-
tel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33, E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34,
Telefax (01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10,
1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt
Substitutionen, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen
und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte
Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffen-
stuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien
(nächst Justizzentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20–20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I,
BG für Handelssachen Wien und dem Handelsge-
richt Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in
Zivil- und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr.
Gerhard Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Rechtsanwaltskanzlei Haase übernimmt Substituti-
onen in Zivil-, Straf- und Verwaltungsangelegenhei-
ten, kurzfristig, Wien und Umgebung.
Telefon (0676) 528 3114 oder
Telefon/Telefax (01) 888 24 71,
E-Mail: irenehaase@A1.net, durchgehend erreichbar.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (072 62) 53 50 30, Telefax (072 62) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substituti-
onen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und
Umgebung. Telefon (0662) 84 38 52,
Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel
(auch Exekutions-Interventionen) zu den üblichen
kollegialen Konditionen. Kreuzberger und Stranimaier
OEG, Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (064 62) 41 81, Telefax (064 62) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30 K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: horak. Rechtsanwälte, wir beraten und
vertreten österreichische Mandanten in allen Ange-
legenheiten in ganz Deutschland und der EU-Behör-
den/-Gerichte (außer BGH). Einschließlich Zwangs-
vollstreckung, Titelumschreibung, Substitution.
horak. Rechtsanwälte, Georgstraße 48,
30159 Hannover, Deutschland.
Telefon +49 (0) 511/357 356–0,
Telefax +49 (0) 511/357 356–29,
E-Mail: info@bwlh.de, www.bwlh.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. BJL Bergmann
Attorneys at Law, Ansprechpartner:
RA Dr. Hans Bergmann, Eteläranta 4 B 9,
00130 Helsinki, Telefon (+358 9) 696 207–0,
Telefax (+358 9) 696 207–10,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor
griechischen Gerichten und Behörden und steht
österreichischen Kollegen für Fragen zum griechischen
Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen,
Telefon (01) 713 14 25, Telefax DW 17,
E-Mail: office@diamanti.at
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London: Philip Moser, MA(Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers,
1&2 Raymond Buildings, Gray's Inn,
London WC1R 5NR. Telefon (004420) 7405 7211;
Telefax (004420) 7405 2084;
E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter,
in Österreich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it;
www.walter-ra.eu, www.avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Croon Davidovich
aus Amsterdam mit Zweigstelle in Österreich steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen
und bei grenzüberschreitenden Angelegenheiten
gerne zur Verfügung. Bei Fragen zum Niederländi-
schen Wirtschaftsrecht, Urheberrecht und Allgemei-
nen Zivilrecht kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno
Schmidt (M: +43 (0)680 118 1515). Amsterdam,
Herengracht 420, NL-1017 BZ,
Telefon +31 (0)20 535 33 70,

E-Mail: menno@croondavidovich.nl,
www.croondavidovich.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Schloss Schönbrunn,
Kavalierstrakt 126, 1130 Wien,
Telefon (01) 355 20 95, Telefax (01) 355 20 95–99,
Homepage: www.blasoni-gaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Hauptsitz
Schweiz, Schützenmattstraße 7, CH-5600 Lenzburg 1,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men in der Schweiz und cross-border-Rechtssachen
aller Art zur Verfügung. Kontakt:
Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Janjic/Tesmanovic/Protic,
Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen
Kollegen für Mandatsübernahmen besonders im
Verkehrsunfallrecht, Versicherungsrecht und Interna-
tionalen Recht zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.advokatijtp.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr. Mirko Silvo Tischler,
Trdinova 5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der
Österreichischen Botschaft, steht sämtlichen
Kolleginnen und Kollegen für cross-border-Mandats-

übernahmen in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen
Kollegen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
RA Dr. Bálint Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht
und Insolvenzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Regiegemeinschaft Nähe Justizpalast, beste Infra-
struktur, repräsentative Kanzlei bietet Kollegen/in
Büroraum und Mitbenützung der gesamten Infra-
struktur samt Sekretariat.
Kontakt: markus.bernhauser@aon.at,
Telefon (01) 402 12 27.

Kanzleiabgabe

Wien

Gesucht werden 2 bis 3 Kolleginnen und Kollegen, die
meine Kanzlei, bestehend aus 7 Arbeitsräumen und
Nebenräumen, allenfalls auch als Kanzleigemein-
schaft, zu äußerst günstigen Bedingungen über-
nehmen. Eine befristete Regiegemeinschaft ist
möglich. Dr. Othmar Slunsky, 1010 Wien,
Schottenring 28/1/4, Telefon (01) 533 74 03.

Immobilien

Wien

Top Objekt, repräsentativer Altbau in 1010 Wien –
getrennt begehbares Zimmer an Kollegen/in gene-
ralsaniert ab November 2012 abzugeben, Mitbenüt-
zung des Besprechungszimmers, Preis ab monatlich
a 800,– inklusive Betriebskosten zuzüglich USt.
Kontakt: Rechtsanwältin Mag. Katharina Braun,
Telefon (0664) 141 27 49 oder
E-Mail: office@rechtsanwaeltin-braun.at

Rechtsanwaltskanzlei (Eigentumswohnung) in Wiener
Außenbezirk – unmittelbar neben dem Bezirksgericht
– zu verkaufen – Telefon (01) 865 99 060.

Oberösterreich

Wels Zentrum: Repräsentatives Büro für gehobene
Ansprüche in hochwertig saniertem Jugendstilhaus, 1.
OG, hohe Räume, Parkettböden, Vollholztüren, NFL
110m2, Nettomiete a 825,– + BK/Heizung a 220,–
+ 20% MWSt, Parkplätze im Hof möglich, Obj.
Nr. 160035. Dr. Max Huber Realbüro Wels,
Telefon (0 72 42) 219 003, www.dmh.co.at
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Althuber · Vondrak

Steuerrecht für
Juristen

Steuerrecht aus
einem ganz neuen
Blickwinkel

2012 XXVII, 354 Seiten
Geb. EUR 78,–
ISBN 978-3-214-00854-3

Dieses brandneue Werk hilft Juristen bei der steuerlichen Einordnung 
unterschiedlicher Sachverhalte, die in der Beratungspraxis täglich vorkom-
men, wie zB Errichtung von Gesellschaften und Stiftungen, Umgründungen, 
Mietverträge, Liegenschaftskäufe, Schenkungen, Asset Deals/Share Deals 
uvm.

Alle möglichen steuerrechtlichen Auswirkungen dieser Themenbereiche 
werden von ausgewiesenen Experten ausführlich erläutert und anhand von 
Grafi ken und Beispielen leicht verständlich und praxisnah dargestellt. 
Relevante Aspekte des internationalen Steuerrechts und Finanzstrafrechts 
werden ebenfalls behandelt. Das 1. Stabilitätsgesetz 2012 wurde dabei 
schon berücksichtigt!

Die Herausgeber:
Dr. Franz Althuber, LL.M., ist Rechtsanwalt in Wien.
Mag. Philip Vondrak ist Rechtsanwalt und Steuerberater in Wien.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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